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Zusammenfassung

Mit der Klimaänderung verbinden sich intertemporale Verteilungswirkungen
und Wohlfahrtseffekte zwischen einzelnen Staaten und Bevölkerungsgrup-
pen. Kompensationen könnten helfen, die Lasten auszugleichen. 13 Kom-
pensationsregime im Umweltbereich wurden auf Er{olgsbedingungen für die
lnstitutionalisierung von verursacherbezogenen Transfermechanismen hin
untersucht. Die empirische Untersuchung zeigt, dass Nutzungs- und Eigen-
tumsrechte gestaltet und durch Kompensationsregime präizisiert werden. Die
Entschädigungen betreffen individualrechtliche Ansprüche der Geschädigten
auf Einkommen und Vermögen.
Bezogen auf ein Kompensationsregime für die ,,Klimaänderung in der
Schweiz" lässt sich festhalten, dass Art und Ausmass der räumlichen und
zeitlichen Betroffenheit einzelner Regionen in der Schweiz unterschiedlich
sind. Wichtiges Ergebnis ist, dass bei einer allfälligen Klimaänderung über
bereits existierende Transfermechanismen wie z.B. über die Arbeitslosenver-
sicherung bei Wertschöpfungsverlusten im Wintertourismus oder über den
Elementarschadenfonds bei Hochwasser Zahlungen ausgelöst würden. Die
existierenden Mechanismen sind nur bedingt verursachergerecht und effizi-
ent, zudem schadensorientiert und tragen nicht zur Prävention bei. Um den
Ausstoss von Treibhausgasen zu vermeiden, müssten die bestehenden Re-
gime in ihrer Kompensationsfunktion für die Klimaänderung eher reduziert
werden.

R6sum6

Selon les experts, un changement du climat global occasionnerait des etfets
distributifs et des etfets sur le bien-ötre impliquant des Etats individuels et
des groupes de population distincts. Des paiements de compensation pour-
raient aider ä 6galiser les charges. En particulier nous cherchons ä identifier
les facteurs qui contribuent au succös de la mise en place institutionnelle de
m6canismes de transfert selon le principe du polleur-payeur. Les r6sultats
empiriques montrent que I'introduction de r6gimes de compensation d6finit
ou pr6cise de nouveaux droits de propri6t6. Les compensations de charge
sont surtout vers6es pour des droits juridiques r5manant d'agents individ.rels.
En ce qui concerne la mise en place d'un r6gime de compensation pour le
changement climatique en Suisse, il convient tout d'abord de pr6ciser que les
r6gions seront atfect6es de maniäre träs ditf6renci6e en raison des d6cala-
ges spatiaux et temporels induits par la manifestation des dommages. Ce-
pendant, et ceci constitue l'un des r6sultats centraux de cette 6tude, I'uti-
lisation de m6canismes de transfert d6jä existants comme m6canismes de
compensation en cas de changement climatique apparait comme une possi-
bilitd r6aliste. Par exemple les pertes de gain inflig6es au tourisme d'hiver
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peuvent ötre compens6es par le biais de I'assurance chömage ou les d6gäls
dus aux inondations peuvent 6tre compens6s par I'interm6diaire du fonds
contre les d6gäts dus aux 6l6ments naturels. Les m6canismes existants ne

sont que partiellement conformes au principe du pollueur-payeur et
llefficience n'est pas assur6e. lls r6duisent en partie la pression exerc6e par
la manifestation des problömes de pollution, mais ne contribuent en aucun
cas ä les 6viter. Le recours ä des r6gimes d6jä existants lors de la prise en

compte de la probl6matique climatique devrait plutÖt Ötre limit6, ceci afin de

c6der la place ä une politique sp6cifique conduisant ä de v6ritables solulons.

Abstract

Climate change is connected with distributional effects over time (inter-
temporal efiects) and welfare etfects between states and within countries
(distributional effects for groups). Compensation payments attempts to ease
burdens, Thirteen compensation regimes have been analysed in order to
identify the prerequisite conditions for institutionalising transfers respecting
the polluter-pays-principle. The empiricial research shows that property and
user rights can be crafted and become more precise by compensation regi-
mes. Transfer payments refer to individual titles of victims related to income
and fortune.
Concerning a compensation regime for Climate Change in Switzeriand, types
and dimensions of spatial and temporal effects vary greatly in Swiss regions.
An imporl resultat is shown by the fact that current transfer mechanisms such
as unemployment insurance paid for the loss of added value in winter tou-
rism, or payments by indemnities for flood damage provided will also apply to
damage caused by climate change. The existing mechanisms only partially

respect the polluter-pays-priniciple, they are inetficient. They equate the da-
mage done and do not mitigate greenhouse gas production. They treat the
symptoms in the sense that they compensate though they do nothing to alle-
viate the cause of climate change.
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0. Einleitung
Anfang 1997 beauftragte die Expertengruppe des Nationalen Forschungs-
programms ,,Klimaänderung und Naturkatastrophen" (NFP 31) eine interdis-
ziplinär zusamrnengesetzte Gruppe aus sozialwissenschafterlnnen mit der
Durchführung der vorliegenden studie. Gemäss einer ausdrücklichen Auflage
sollte diese nicht nur die Klimapolitik, sondern auch andere Politikbereiche
einbeziehen. Ein besonderes Augenmerk sollte der Frage der Eigentums-
rechte (,,Propefi Rights") gelten. Mit der letzteren Auflage wies uns der Na-
tionalfonds aul den weg einer ebenso riskanten wie spannenden interdiszi-
plinären GrundlagenforJchung. Diese sollte sich weniger mit den Bestim-
mungsfaktoren der politischen Regimegenerierungsprozesse, sondern ver-
mehrt mit den den Entscheidungsprozessen vorgelagerten strukturellen De-
terminanten befassen. Auftragsgemäss sollten sich die untersuchten Kom-
pensationsregime durch die Richtung der vorgesehenen Transferzahlungen
unterscheiden: Eine Gruppe der untersuchten Regime sollte Zahlungen von
den Verursachern an die Geschädigten (Verursacherprinzip) enthalten, wäh-
rend die anderen Leistungen von den Geschädigten an die Verursacher
(Nutzniesserprinzip) oder von der Allgemeinheit an die. Geschädigten
und/oder an die Verursacher (Gemeinlastprinzip) vorsehen sollten.

Diese Vorgaben führten zu einem Forschungsdesign, das strukturelle, dem
politischen Entscheidungsprozess vorgelagerte Erklärungsvariablen von un-
terschiedlichen Kompensationsregimen gegenüber Erklärungsvariablen des
politischen Entscheidungsprozesses privilegierte. Wie sich am Schluss der
relativ kurzen Forschungsarbeiten (sechs Monate) gezeigt hat, hat dieses
Design Vorzüge und Nachteile:

Die Vorzüge liegen darin, dass es den Blick für grundlegende Determi-
nanten solcher Regime insbesondere für eine vergleichende Untersu-
chung schärft. Dies erlaubt uns, ein vergleichsweise einfaches Wirkungs-
schema von Kompensationsregimen zu entwickeln, das auf der Verursa-
cher- wie auf der Geschädigtenseite mit drei beiderseits verwendbaren
Erklärungsvariablen operiert. Es geht davon aus, dass Kompensationsre-
gime unterschiedlich ausgestaltet sind, je nachdem
. wer unter Nutzung welcher Ressourcen durch welche Rechtstitel ge-

schützte Aktivitäten wen nachweislich (Kausalität) schädigt (Verur-
sacherseite), bzw.

. wer beim Einsatz oder bei der Nutzung welcher natürlicher Ressour-
cen in welchen Rechtstiteln bzw. aufgrund welcher Duldungspflichten
geschädigt wird (Geschädigtenseite).

Nach diesem Untersuchungsmodus werden Kompensationsregime na-
mentlich unter dem Blickwinkel der in der institutionellen Ökonomie und in
der Rechtswissenschaft geführten Eigentumsdiskussion analysiert, die

a
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sich insbesondere im Zusammenhang mit natürlichen Ressourcen als
äusserst fruchtbar enrveisen kann,

Der Nachteil dieses Designs liegt darin, dass es den konkreten politischen

Entstehungsprozess solcher Regime nicht als eigenständige Erklärungs-
variable konzipiert. Dies führt konzeptionell zu einer strukturellen Uber-

determiniertheit, Der unzureichende Erklärungsgehalt struktureller Varia-

blen zeigt sich schon daran, dass Kompensationsregime im intertempo-

ralen oder internationalen Vergleich auch dann durchaus variieren kön-

nen, wenn sich ihre strukturellen Grundlagen nicht oder nur geringfügiE

voneinander unterscheiden. Diesem Umbtand sollten die lünl unter-

schiedlichen Typen denkbarer Konstellationen von Verursachern und Ge-

schädigten im Forschungsplan Rechnung tragen. Denn wir haben ver-

mutet, dass die Geschädigten dann stärker durch verursacherbezogene
Kompensationsregime geschützt würden, wenn sie mit der Gruppe der

Verursacher eine Schnittmenge bilden oder gar ein Teil dieser Gruppe
sind. Wir gingen von der aus der Sicht der Ergebnisse wohl falschen An-

nahme aus, dass sich aus einer spezifischen Struktur der Beziehung zwi-

schen Geschädigien und Verursachern mittelbar auch entsprechende po-

litische Kräfteverhältnisse im Regimebildungsprozess ergäben, die dann

wiederum für eine mehr oder weniger starke Durchsetzung des Verursa-
cherprinzips im politischen Prozess sorgten.

Diese le*,ztere Annahrne erwies sich als falsch bzw. empirisch nicht er-
härtet. Wie wir im Schlusskapitel darlegen, greitt diese Annahme vermut-
lich auch theoretisch zu kurz. Denn ihr liegt letztlich, ähnlich dem aus-

schliesslich auf Strukturmerkmalen aus dem vorpolitischen Feld abheben-
den Erklärungsmodell, eine monokausal-deterministische Konzeptualisie-
rung des Politischen zugrunde. Wie das im Laufe der Forschungsarbeiten
bereinigte Wirkungsschema in Kapitel 2 zeigt, haben wir diese Struktur
des Verhältnisses zwischen Geschädigten und Verursachern nunmehr als

eigenständige Dimension einer der drei Strukturvariablen konzeptualisiert.
Damit schliessen wir die Gefahr aus, dass sie mit einer Dimension des
politischen Handlungsprozesses vermengt wird. Denn bekanntlich werden

die politischen Kräfteverhältnisse auch in der Regimegenerierung nur zum

Teilvon strukturellen Variablen, zum Teil indessen auch von davon unab-

hängigen Erklärungsgrössen bestimmt.

Kaum Mühe bereitete demgegenüber die Charakterisierung und Klassierung

der dreizehn untersuchten Kompensationsregime entlang von Dimensionen,

deren Ausprägungen zwischen den zwei Extrempositionen verursacherprin-

zipfreundlicher und verursacherprinzipfeindlicher Regime liegen, Es wäre

interessant gewesen, in dieses Sample auch ein klimapolitisches Kompensa-

tionsregime einzubeziehen. Dies musste leider unterbleiben. Denn abgese-
hen von der,vorläufig immer noch eher wackligen Brücke zwischen klimapoli-



tischen Optionen und den Merkmalen der einbezogenen Kompensationsre-
gime konnten wir kaum solide Analogieschlüsse für künftige klimapolitische
Optionen entwickeln. Solche Analysen müssen beim gegenwärtig lücken-
haften Forschungsstand über die Bestimmungsgrössen der traditionellen
Regime ebenfalls bruchstückhaft bleiben. lhre Veröffentlichung könnte
schädliche Auswirkungen in der heute ohnehin stark emotionalisierten Klima-
debatte haben.
Auftragsgemäss wurde am Schluss unserer Vorstudie auf der Basis des er-
hobenen empirischen Materials und dessen theoretischer Aufarbeitung ein
neues Design für eine eigentliche Hauptstudie entwickelt, das den Mängeln
der Konzeption der hier verfassten Studie Rechnung trägt. Diese bestehen
im wesentlichen in der Nichtberücksichtigung von Faktoren, die wir im nun-
mehr im Forschungsdesign für eine weitere Studie (siehe Kap. 8) als
,,primäre" und ,,sekundärel' unabhängige Variablen bezeichnen. Es sind dies
mit hohem empirischem Aufwand zu erhebende Bestimmungsgrössen variie-
render Kräfteverhältnisse im Dreieck zwischen Verursachern, Geschädigten
und staatlichen Akteuren entlang der individuellen Regimegenerierungspro-
zesse (sekundäre unabhängige Variable) und deren Einfluss auf die politisch
konsentierten wirkungsketten (primäre unabhängige Variable), die unmittel-
bar hinter den verschiedenen Kompensationsregimen stehen, Empirische
Feinuntersuchungen (diachrone und/oder synchrone) zu diesen Variablen
sind insbesondere für das Ausloten klimapolitischer Entscheidungs-
spielräume von Bedeutung. Gerade in diesem Politikfeld, in dem auf natio-
naler und internationaler Ebene grosse wirtschaftliche lnteressen auf dem
Spiel stehen, werden Aussagen, die sich auf strukturelle und damit mittel-
und längerfristig kaum zu ändernde Regimedeterminanten beschränken,
politisch nicht nur irrelevant, sondern kontraproduktiv. Die meisten lnterven-
tionen bestehen darin, strukturelle Determinanten zu überwinden oder ihre
Wirkung zu lenken bzw. zu verändern. Von lnteresse sind deshalb etwa jene
Akteurkonstellationen, bei denen trotz ungünstiger (verursacherprinzip-
feindlicher) struktureller Variablen ein Konsens über relativ verursacherprin-
zipfreundliche wirkungsketten und darüber hinaus ein vergleichsweise verur-
sacherbezogenes Regime erreicht wurden, Gerade die Klimadebatte der
letzten zehn bis fünfzehn Jahre hat gezeigt, dass heute die massgeblichen
Akteure von qualitativ andersartigen Wirkungsketten ausgehen als zu deren
Beginn, wo viel heftiger über die Kausalität zwischen Treibhausgasen, Kli-
maänderungen und Klimaschäden gestritten wurde als heute. Trotzdem ha-
ben sich die strukturvariablen für mögliche Kompensationsregime vermuflich
kaum verändert. Otfenbar haben die massgeblichen Akteure dank wissen-
schaftlicher Forschung und mitunter auch im Gegenwind der strukturellen
Variablen hinzugelernt.
Auch im vorlieg-enden Schlussbericht ist es nicht vollständig gelungen, die
Spuren leidvoller Schwierigkeiten interdisziplinärer Begritfsdefinitionen gänz-
lich zu beseitigen. Dank eines hohen Aufwands der aus ökonomlnnen, Juri-
stlnnen und Politologlnnen zusammengesetzten neunköpfigen Projekgruppe
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ist die Anwendung der Begritfe in der Empirie zwar recht homogen; trotzdem

schimmern da und dort (interdisziplinär und sprachlich bedingte) uneben-
heiten durch.



1. Fragestellung und Zielsetzung
Ausgangspunkt unserer Studie ist der gesellschaftlich zunehmend akzep-
tierte Zusammenhang zwischen der Treibhausgasproduktion, den Klimaän-
derungen (generell: Erwärmung) und der erhöhten schadensanfälligkeit
terrestrischer Ökosysleme, für dessen Regulierung heute auch in der
Schweiz angemessene lnstrumente weitgehend lehlen.
Als ursache für die Klimaänderungen und die dadurch direkt oder indirekt
induzierten Schäden wurden die Treibhausgase (CO,, FCKW, N,O, CHo etc.)
identifiziert. obwohl der Zusammenhang zwischen diesen Emissionen und
der Erwärmung unter Klimaexperten als gross erachtet wird', bestehen unsi-
cherheiten hinsichtlich des Ausmasses der durch die Klimaerwärmung indu-
zierten Veränderungen, So wird angenommen, dass eine Erhöhung der
Temperatur um 2'c bis ins Jahre 2100 sich in höheren Niederschlägen, einer
höheren Luftfeuchtigkeit sowie in häufigeren stürmen auswirken wird; weiter
ist weltweit mit einer Erhöhung des Meeresspiegels, einer Reduktion der
Biodiversität, mit Hunger aufgrund von Nahrungsmittelengpässen etc. zu
rechnen.
Der Anteil der schweiz an der globalen Produktion von Treibhausgasen be-
läuft sich aut 0,2 7o, was einem Ausstoss von 6.5 t pro Kopf und Jahr ent-
spricht (Bundesrat, 1997, 5). Der Treibhausgasausstoss unterliegt in der
schweiz vielfältigen Regelungen, wobei vor allem Verbote und Grenzwerte
dominieren (cor-Emissionen sind aber nicht begrenzt). Finanzielle Anreize
als Regulierungsinstrument sind hingegen erst in Ansätzen vorhanden.
wirtschaftliche Aktivitäten, die mit Emissionen verbunden sind, führen zur
Belastung bestimmter Gruppen, die die eigentlich Leidtragenden solcher
externen Etfekte sind. um dem abzuhelfen, schlägt die wissenschaftliche
Literatur zunächst eine Korrektur jener falsch gesetzten Anreize vor, die di-
rekt für die externen Effekten verantwortlich sind und die es nicht erlauben,
die umweltbelastungen zu beschränken. Daneben werden in der umweltpoli-
tischen lnstrumentendiskussion auch die Möglichkeiten eines Einsatzes des
Haftungsrechts und den damit verbundenen Verteilungsfragen diskutiert.
Uber haftungsrechtliche Regelungen wird festgelegt, wer beim Auftreten
eines schadens verantwortlich ist und schadenersatz leisten muss. Für Juri-
stlnnen steht nach eingetretenen Schäden die Frage im Vordergrund, ,,ob
und bei wem ein Schaden eingetreten ist, wer für diesen Schaden verqnt-
wortlich ist und wie dieser Schaden wieder gutgemacht werden kann"
(Kirchgässner, 1992, 18). Die Regulierung von Schadensfolgen ist damit
immer auch eine Verteilungsfrage. Die allokative Dimension des Haftungs-

Ein Konsens über die Klimaänderung unter internationalen Experten liegt mit den
Berichten des lntergovernmental Panels on Climate Change (lpCC) vor (vgl.
Houghton et al., 1996; Bruce, Lee, Haites, 1gg6; Watson, Zinyowera, Moss,
19e6).



rechts liegt in der Frage, inwieweit die Verpflichtung der Verursacher zum

Schadenersatz auch eine präventive Verhinderung des Schadenseintritts

auslöst.
Angesichts der unterschiedlichen Ausgangslagen und unterschiedlichen Be-

trotfenheit von Gruppen, Regionen und Staaten werden im Rahmen klimapo-

litischer Debatten immer auch soziale Uberlegungen und Gerechtigkeitsbe-

trachtungen notwendig. So sind etwa die Ressourcenausstattung und das

BIP pro Kopf sehr unterschiedlich und die Treibhausgasemissionen und die

Anfälligkeit für Klimaschäden zeigen regional hohe Varianzen. Zusätzlich

variieren auch die institutionellen Kapazitäten zur Bewältigung des Klima-

wandels, ,,ln general the implications of climate change for developing coun-

tries differ from those for developed countries because the former are gene-

rally poorer, emit much less per capita, have contributed less to past emissi-

ons, and have shofier policy time horizons. Morever, their institutions are

weaker, they face other urgent priorities, and they are generally more vul-

nerable to climate change." (Bruce, Lee, Haites, 1996, 83)

Es erstaunt darum nicht, dass das IPGC (lntergovernmental Panel on Cli-

mate change) der Problematik ,,gerechter Antworten" (,,equitables respon-

ses") zur Lösung des Klimaproblems viel Platz einräurnt. lm Rahmän von

verteilungspolitischen Überlegungen sind darum vier Fragenkomplexe zu

berücksichtigen:

. Wie sind die Kosten zur Bewältigung der Klimaänderung zu verteilen?

. Wie soll die Verteilung der zukünftig noch zulässigen Emissionen ausse-

hen?

. Wer soll allfällige Kosten zur Reduktion der Emissionen übernehmen?

. Wie wirkt sich die heutige Ausstattung an Ressourcen und Reduktionska-
pazitäten einzelner Länder auf die Fairness der Verhandlungsprozesse

aus?

Bei der Behandlung dieser verteilungspolitischen Fragen müssen in der Kli-

madebatte zusätzliche Verteilungseffekte auf folgenden Ebenen beachtet

werden:

I ntertempot ale Wohlfahrtsetfekte und damit Verteilungseffekte zwischen

den Generationen,

Wohlf ah rtsetf ekte zwischen ei nzel nen Staaten u nd

Wohlfahrtseffekte in den einzelnen Ländern, wo die Betrotfenheit von

Bevölkerungsgruppen unterschiedlich sein kann (Bruce, Lee, Haites,

1996,100).

a

a



Die vielfältigen e)dernen Effekte der Treibhausgase gründen aus ökonomi-
scher Sicht in einer inetfzienten Allokation der Produktionsfaktoren. lhr Auf-
treten ist deshalb im eigentlichen sinne als Marktversagen anzusehen. Die
jetzige faktische Lastenverteilung (Emissionsschäden) ist ungerecht, denn
die Klimaschäden belasten und benachteiligen arme Länder zusätzlich, ob-
wohl die Hauptlast der Emissionen in den entwickelten Ländern anfällt.' so
wird im IPCC-Bericht festgehalten: ,,There are few, if any, ethical systems in
which it is acceptable for one individual knowingly to inflilt potentialiy serious
harm on another and not accept any responsibility in helping or compensa-
ting the victim or to pay in some other way." (Bruce, Lee, Haites, 1996, 101)
Damit stellt sich die Frage nach einer angemessenen Lastenverteilung auf
internationaler Ebene.
lm sinne der wohllahrtstheorie sind Kompensationen, die eine Verbesserung
der Wohllahrtssituation lür die Geschädigten darstellen, verteilungspolitisch
notwendig. Zugleich entfaltet jede schadenersatzregelung auch allokative
wirkungen, d. h. die damit verbundenen Anreize zur lnternalisierung von
externen Effeken werden häufig zu einer Redukion der schäden führen.
Daraus ergibt sich eine sehr enge verbindung von verteilungs- und Allokati-
onsaspekten
Die Experten des IPCC setzen sich auch mit der Frage auseinander, welche
Prinzipien oder Kriterien einem Lastenausgleich zugrundegelegt werden
können. ln der wissenschaftlichen und politischen Diskussion wird unter-
schieden zwischen der Festlegung der Emissionsraten an Treibhausgasen
für die einzelnen staaten, der verteilung der vermeidungs- und Reparalions-
kosten sowie den Distributionskriterien für die linanziellen Transfers. Vor-
schläge und Prinzipien für letztere basieren entweder direh auf der Klima-
konvention oder auf Vereinbarungen für weltweit handelbare Emissionszerti-
fikate, auf dem Verursacherprinzip oder auf Vorschlägen, die von den histori-
schen Belastungen oder schlicht von der Zahlungsfähigkeit der betroffenen
Länderausgehen. (Bruce, Lee, Haites, 1996, 1Ogff.)
lm Rahmen unserer untersuchung interessieren jene Lösungen, die auf dem
Verursacherprinzip basieren. Denn dieses dem Haftungsrecht entsprungene
Prinzip wird im ln- und Ausland, aul der Ebene der EU und des Völkerrechts

'? ,,1Elquity considerations have become a part of climate change discussions prima-
rily because of the awareness of the diverse situations of both countries and indi-
viduals - not only in terms of their contribution to climate change but also of the
impact of the change on their wellbeing, their individual and collective capacities to
cope with this impact, and on their abilfties to undertake mitigating action.
Furthermore, there is also a growing awareness that the combination of large-
scale changes and iniquitous arrangements will necessarily lead to conflicts and
even wars, which will further aggravate the adverse effect on social well-being. Fi-
nally, it is also acknowledged that the burden of mitigation must not be placed
disproportionately on the poor and vulnerable groups." (Bruce, Lee, Haites, 1g96,
112.)
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zunehmend als massgeblicher Grundsatz des Umweltrechts anerkannt. Da-

nach soll der Verursacher für die Behebung der anderen zugelügten Schä-

den und Beeinträchtigungen aufkommen. Das Prinzip schliesst die heutigen

und die zukünftigen Schädigungen ein. Es kann sich dabei sowohl um Scha-

denverhütungs- und Schadenverminderungskosten wie auch um eigentliche

Schadensbekämpfungs- oder Reparationskosten handeln, Das Verursacher-
prinzip verlangt, dass der Verschmutzer ohne Subvention für die Kosten auf-

kommt und in diesem Sinne Verantwortung für Schäden übernimmt'

Das Verursacherprinzip hat präventiven und allokativen Charakter. Es postu-

liert ausserdem eine klare verteilungspolitische Option, die auch im Rahmen

der Klimadebatte zunehmend Anerkennung findet. Allerdings wird gegenwär-

tig aus der Literatur (noch) nicht klar, wie dieses Prinzip auf die Klimaände-

rungen angewendet und konkretisiert werden soll: ,,The polluter should pay,

but on whät basis, who should receive how much, and for what purposes?"

(Bruce, Lee, Haites, 1996, 108)

Abgeltungen und finanzielle Transfers sind in der heutigen politischen Reali-

tät vieler Politikbereiche durchaus gängige lnstrumente. Nicht alle Kompen-

sationszahlungen folgen jedoch der Logik des Verursacherpinzips.' Die

Haupttrage der vorliegenden Studie lautet daher: ,,Unter welchen politischen,

ökonomischen und soziokulturetlen Bedingungen lwählen) Politik, Wirtschaft

oder Gesellschaft Kompensationsregime 1,...1, die den realen Verursacher-

Geschädigten-Situationen entsprechen oder diesen voll oder teilweise zuwi-
derlaufen?'a. Um die Transfermechanismen oder -regime zu charakterisieren,

konfrontieren wir verschiedene Typen von Verursacher-Geschädigten-

Strukturen mit variierenden Abgeltungslormen. Die Verursacher-Geschädig-

ten-Struktur beschäftigt sich definitionsgemäss mit dem Verhältnis zwischen

den Verursachern und den durch Nachteile Betroffenen. Für das Transferre-
gime wird angegeben, wer für den Nachteilsausgleich aufkommen soll

(Verursacher, Geschädigte, beide oder die Allgemeinheit)'
öle StuOie soll verschiedene Kompensationsregime (interregionaler, inter-

temporaler, internationaler Ausgleich) systematisch beschreiben und Hinwei-

se für deren Umsetzungs- oder Erfolgsbedingungen liefern. Die Kompensati-

onsregime werden erklärt durch die eigentumsrechtliche Situation, die Verur-
sacher- und Geschädigtengruppen, die Verteilung der Schadenskosten und

die Regelung der Schadensersatzansprüche. Sie werden so ausgewählt,

dass Extremvarianten vertreten sind und im weitesten Sinn ein Bezug zur
Kl i ma-/Natu rkatastrophenproblematik hergestellt werden kan n'

Das Sample soll Hinweise lür die Beantwortung der folgenden Unterfragen
geben:

t Regime, die Kompensationsleistungen vorsehen und die sich am Verursacher-

prinzip orientieren, nennen wir im folgenden verursacherbezogene Kompensati-

onsregime.
o 
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o welche Bedingungen begünstigen nutzniesserbezogene Regime, unter
denen die tatsächlich oder potentiell Geschädigten oatur aufkommen
müssen, dass die verursacher ihre schädigenden Aktivitäten reduzieren
oder einstellen?

o welche Lehren können aus den ber:eits praktizierten Transfers für das
Klimaproblem gezogen werden?

Für die Analyse der Transfermechanismen werden die intertemporale Alloka-
tion (optimierung des gesellschafflichen Nutzens über die Zeit), die spill-
overs im Sinne der räumlichen und zeitlichen Verteilung der Externalitäten
und die Entschädigungsregelungen eine wichtige Rolle spielen (Nutzen- wie
Kostenkomponente). Es ist davon auszugehen, dass die Dimensionen der
Allokation und der Distribution stark verflochten sind.

Anhand der systematischen Darstellung und Aufarbeitung der Regime aus
verschiedenen Politikfeldern sollten sich erste schlussfolgerungen für die
Klimapolitik ziehen lassen.

Die vorliegende untersuchung ist eine Vorstudie. lhre primäre Aufgabe ist es,
verschiedene Typen von Kompensationsregimen zu dokumentieren und die-
se nach einem gemeinsamen Raster zu vergleichen. Die studie soll nach
Auffassung der Autorinnen und Autoren und gemäss der Meinung der auf-
traggebenden Expertengruppe eine umfangreichere untersuchung vorberei-
ten und dafür relevante Fragestellungen formulieren. Es muss hier aber be-
tont werden, dass die - zeitlich und finanziell bescheiden dimensionierte -vorstudie nur einige wenige Hypothesen zur komplexen Thematik formulie-
ren und empirisch testen kann. Eine grundsätzlichere Bearbeitung insbeson-
dere der aufgeführten Verteilungsfragen, die sich im Rahmen erwarteter
Klimaänderungen stellen, würde äen Rahmen dieses unternehmens spren-
gen. Es handelt sich um eine positive untersuchung, in der aus bereits exi-
stierenden Regimen Lehren für die erfolgreiche umsetzung im Rahmen der
Klimadebatte gefunden werden sollen.



2. Analyseschema, Vorgehen und Aus-
wahl der Untersuchungseinheiten

Die Studie will existierende Transfermechanismen in verschiedenen Politik-
bereichen beschreiben und mögliche Erfolgsfaktoren für deren lnstitutionali-
sierung eruieren. lm folgenden beschreiben wir den Zugang zum Thema
sowie Vorgehen und Auswahl der Studienobjekte.

2.1 . Zugan g zu r Fragestel I u n g ( Proiektdes i g n)
Die Vorstudie dient der Untersuchung von realen Kompensationsregimenu
und der ldentifikation einzelner Erfolgsfaktoren lür die lnstitutionalisierung
ausgesprochen verursacheöezogener Transfermechanismen.
Unsere Aufgabe bestand in einer ersten Phase darin, die relevante Literatur
zu sichten und Kriterien zusammenzustellen, die der Charakterisierung der
Transfermechanismen dienten. Wir haben uns dabeivor allem auf das Haft-
pflichtrecht, auf die Literatur zu den Verfügungsrechten (Property Rights/
lnstitutional Economics: Ostrom, 1992; Ostrom, Gardner, Walker, 1994), auf
finanzwissenschaftliche Grundlagenwerke (Blankart, 1994; Stiglitz, Schö-
nenfelder, 1994; Frey, Kirchgässner, 1994) sowie auf die umweltökonomi-
sche lnstrumentenliteratur (Endres, 1 994; Jaeger, 1 993) abgestützt.
Um Funktionsweise und Entstehungsbedingungen der interessierenden Re-
gime zu verstehen, konzipieren wir die Merkmale der letzteren als abhängige
Variablen, die durch Ausprägungen der drei in Abbildung 4 wiedergegebenen
strukturellen Variablen (Rechtsträger, Gütertyp und Rechtstitel) seitens der
Verursacher und der Geschädigten erklärt werden sollen (unabhängige Va-
riablen). Für die Beschreibung der Transfermechanismen wurden Höhe,
Ziele, Systemgrenzen und die Definition der abgabepllichtigen bzw. begün-
sti gten Akteu re (Ve ru rsacher, Geschädi gte, andere) untersucht.
Das Sample der insgesamt dreizehn untersuchten Kompensationsregime aus
dem näheren und weiteren Umfeld der traditionellen nationalen oder interna-
tionalen Umweltpolitik (Luftreinhaltung, Gewässerschutz, Lärmschutz, Wald-
erhaltung, nukleare Abfallpolitik, Naturschutz, Joint lmplementation) und aus
anderen Gebieten (Schlechtwetterzulagen im Tourismus, Elementarscha-
denversicherungen, Landwirtschaftspolitik, Regionalpolitik) soll zeigen, wel-
che Faktoren für verursacherbezogene Regime von Bedeutung sein könnten
und ob irgendwelche Analogieschlüsse zur Klimapolitik möglich sind. Abbil-
dung 1 lasst das beschriebene Vorgehen zusammen:

' Hier wird Kompensation in einem weiten Sinne verstanden, der über finanzielle
Leistungen hinausgeht.



Abb. 1: Analyseschema und Projektmechanik
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2.2. Auswahl der untersuchten Kompensationsre'
gime

Allgemeine Kriterien

Es hätte nahegelegen, die zu bearbeitenden Beispiele alleine anhand der

spezilischen Charakteristika der Klimaproblematik auszuwählen. Aus folgen-

den Gründen verzichteten wir jedoch auf diese Vorgehensweise: Zum einen

wurde ein solches Vorgehen von der Expertengruppe des NFP 31 ausdrück-
lich als zu eng bezeichnet. Zum andern sind die in der gegenwärtigen Klima-

diskussion angesprochenen Verteilungswirkungen äusserst vielfältig (inter-

egional, intertemporal, international). Eine für die Auswahl vergleichbarer
Kompensationsbedingungen schlüssige Charakterisierung dieser Wirkungen
ist deshalb heute kaum möglich. Da die Literatur ebenfalls eine Vielzahl mög-

licher Einflussfaktoren erkennen lässt und unsere explorative Vorgehens-
weise einer allzustarken Einengung widerstand, haben wir ein induktives

Vorgehen gewählt, das zu einem breiteren Sample führte.
Wie im Antrag vom 2. November 1996 vorgeschlagen, wurden schliesslich
bereits existierende Kompensationsmechanismen aus den oben erwähnten
Bereichen der Umwelt- und Regionalpolitik, des Tourismus und der Elemen-

tarschäden ausgewählt. Berücksichtigt wurden ausserdem nationale und

internationale Redistributionsmechanismen sowie intertemporale Aus-
gleichsfonds. Dabei sollten entsprechend ihrer unterschiedlichen Zielsetzung
drei Typen von Kompensationen vertreten sein (Ausgleich, Anpassung, Ver-
meidung). Die Auswahl sollte auch Varianz bezüglich der räumlichen und

zeitlichen Verteilung der Externalitäten sicherstellen. Weiter interessierte
bereits im Rahmen des Antrags die - variierende - Struktur im Verhältnis
zwischen der Gruppe der Verursacher und der Geschädigten. Denn es

wurde vermutet, dass die Regime dann näher am Verursacherprinzip liegen,

wenn die Verursacher selbst Teil der Gruppe der potentiell Geschädigten
sind. lm umgekehrten Fall wurde angenommen, dass die Kosten auf die All-
gemeinheit abgewälzt würden. Bei dieser Struktur des Verursacher-
Geschädigten-Verhättnisses haben wir bereits im Antrag die fünl in Abb. 2
näher umschriebenen Typen unterschieden. Die diesbezügliche Varianz
wurde nach längerem Zögern ebenfalls als struklurelle Determinante der
Kompensationsregime .konzeptualisiert (Dimension der Variable,,Rechts-
träger").
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Abb. 2: Fünf Typen der Struktur des Verursacher-Geschädigten-Verhält-
nLsses

Typus 1

G+V
Die Gruppe der Verursacher der Nachteile/Schäden ist nicht
identisch mit der Gruppe der Geschädigten (Y * G). Dabei kann
die Nichtidentität eine örtliche oder eine zeitliche sein. Nichtört-
liche ldentität liegt dann vor, wenn aufgrund naturwissenschaft-
licher Plausibilitätsüberlegungen feststeht, dass der Ort der
umweltschädigenden oder gesellschaftsschädigenden Aktivität
nicht derselbe ist wie der Ort des Nachteils- oder Schadensein-
tritts6. Eine zeitliche Nichtidentität liegt dann vor, wenn die
Schäden einer Umwelteinwirkung zwar am selben Ort, aber
erst zu einem späteren Zeitpunkt eintreteni.

Die Gruppe der Verursacher umfasst die Gruppe der potentieil
Geschädigten/Benachteiligten, ist aber zeitlich bzw. örtlich
erheblich grösser als diejenige der Geschädigfen. Diese für die
Umweltpolitik recht häufige Konstellation ist etwa bei verkehrs-
politischen Grossystemen oder bei globalen Umweltproblemen
gegeben: so ist'die Bevölkerung rund um Engpässe (2.8.
Bergtäler) erhöhten lmmissionen ausgesetzt, hat aber diese
auch mitverursacht. Auch hier lassen sich Untertypen bilden, je
nachdem, ob Verursacher und Geschädigte örtlich oder zeitlich
variieren.

Bei den Opfern handelt es sich um eine grosse Gruppe, die
einer kleinen Gruppe von Schädigern gegenüber steht, die
ihrerseits eine Teilmenge der Opfer ist. Als Beispiel können
etwa Landwirte im Einzugsgebiet eines Grundwasserträgers
erwähnt werden, die durch ihr Düngen ihr eigenes Land, aber
auch das Trinkwasser ihrer Nachbarn belasten, die keine land-
wirtschaftliche Tätigkeit ausüben.

Verursacher und Geschädigte bilden eine Schniftmenge. Ge-
schädigt werden ein Teil der Verursacher und Nicht-Verur-
sacher. Auch diese Situation ist In der Umweltpolitik recht
häufig. Sie findet sich etwa in der städtischen Luftreinhaltepoli-
tik, wo Automobilisten (Verursacher) nichtmotorisierten Ver-
kehrsteilnehmern (Fussgänger, Fahrradfahrer) gegenüber-
stehen, von denen einige auch Autobesitzer sind.

* @

Typus 2

GcV

Typus 3

VcG

Typus 4:

VnG

6 
Beispiel: Kumulierte co,-Emissionen im städtischen Raum; kumuliertes Auttreten
von Naturkatastrophen im Berggebiet, in denen vergleichsweise sehr wenig emit-
tiert wird.7 
Beispiel: Nitrateintrag ins Grundwasser mit Langzeitschäden, die sich u. u. erst
bei der zukünftigen Generation manifestieren.
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Typus 5

V=G

o=@

Verursacher und Benachteiligte/Geschädigte bilden ein und
dieselbe Gruppe (V = G). Diese Situation ist problemlos, da die

lnternalisierung gegeben ist. Wo sich alle gleichermassen ins

eigene Fleisch schneiden, wird bald ein allseitiges lnteresse an

einer Unterlassung der schädigenden Handlung aufkommen.

Kriterienanwendung

Tabelle 1 gibt über die Vielschichtigkeit der gewählten Transfermechanismen

Auskunft. Das schliesslich für das induktive Forschungsvorgehen gewählte

Sample ist in keiner Weise repräsentativ. Es berücksichtlgt in seiner Breite
jedoch die erwähnten Varianzen (eine detaillierte Beschreibung der Regime

findet sich in Kapitel 5).
Wir gehen davon aus, dass sich bei räumlicher und zeitlicher Deckungs-
gleichheit zwischen den Verursacher- und Geschädigtengruppen keine Allo-

kations- und Verteilungsprobleme einstellen (Typus 5 in Abbildung 2). Sobald
sich jedoch Verschiebungen ergeben, taucht die Frage auf, ob und inwieweit
Kompensationen notwendig werden. Wir unterscheiden zwischen einer
unterschiedlichen räumlichen Betrottenheit von Gruppen im lokalen und re-
gionalen Kontext, einer unterschiedlichen Betrotfenheit von Regionen und

Nationen und dem zeitlichen Auseinanderfallen von Ursache und Wirkung
(i ntertemporale/intergenerationelle Betroffenheit).
Ein direkter Bezug zu den Klimaänderungen wird in der vorliegenden Studie

in der Untersuchung zum Thema Naturkatastrophen hergestellt.' Diese un-

tersucht die kantonalen Gebäudeversicherungen und den Elementarscha-

denlonds als bereits existierende Kompensationsregime für Naturkatastro-
phen und damit implizit auch für Klimaänderungen.

' Vgl. Kapitel I des Anhangs 3 zur vorliegenden Studie (vgl' Fussnote 13)
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G+V
G;cV
G*V
G*V

X

VrG V+Ge

Kompensationstyp
Ver-

meid-
unq

fi)

Anpass-
ung

rx)

{lLt

Aus-
gleich

fi)
rxt

Luft
Fluor
Lärm
Wald
Greina
Naora
Schlechtwetter
kant. Geb. Vers.
Elementar-Vers.
Direktzahluno
Kohäsionsfonds

Swaos

Tab. 1: Einteilung der dreizehn untersuchten Regime nach Kompensations- und Externatitätentypen

G: Geschädigte; lL: lndustrieländer; V: Verursacher; X: trifft zu; =: ldentität zwischen Mengen/Gruppen; c.: Teilmenge von;
a: schnittmenge vorhanden; *: keine schnittmenge vorhanden; 0: trift teilweise zu.
Kant. Geb. Vers.: Kantonale Gebäudeversicherungen, Elementar-Vers.: Elementarschadenversicherung

' Vor dem Regime sind die Landwirte z.T. auch als Geschädigte zu betrachten, da sie sowohl ihren Produktionslahor Boden als auch
ihre Gesundheit schädigen können. Das Regime hingegen scheint eher auf einer Nicht-ldentität zwischen Verursachern und Ge-
schädigten zu basieren.

10 Bezieht sich auf die Verschuldung und ist im globalen Kontext zu verstehen.
" Bezieht sich auf die Umweltbelasiung in den Entwicklungsländern.
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2.3. Vorgehen und Struktur des Berichts

ln einer ersten Phase wurde ein Wirkungsschema für Kompensationsregime
erarbeitet. Dieses diente als Grundlage für den Kriterienraster, anhand des-

sen die notwendigen Daten lür die Charakterisierung der dreizehn realen

Regime erhoben wurden. Aulgrund des gesammelten Materials wurden in

der Folge eine Beschreibung und eine vergleichende Analyse der unter-

suchten Regime vorgenommen. Daraufhin wurden anhand dieser Regime-

daten sechs Hypothpsen getestet, die im Rahmen der Vorarbeiten sukzessi-

ve entstanden. Wie sich in der Schlussphase zeigte, ist dieses Hypothesen-

set nicht vollständig; es konzentriert sich, gleichermassen wie die Material-

raster, aul den Erklärungsgehalt einiger weniger Variablen (,,strukturelle Va-

riablen"). Es ist denn auch ärklärtes Ziel der vorliegenden Studie, anhand des

vorliegenden Materials ein neues (vollständigeres) Untersuchungsdesign mit

einem neuen Satz von Hypothesen für eine Hauptstudie zu entwerfen. Darin

sollen namentlich die Entstehungs- und Funktionsbedingungen von Kompen-

sationsregimen empirisch systematischer untersucht werden. Die nachfol-

gende Abbildung 3 gibt die verschiedenen Arbeitsschritte wieder:

Abb.3: Arbeitsschrifte

Literaturstudium Kriterienraster
Terminologie

Beschreibung
Analyse

Zusammenhang
erklärende Variablen -

T

Hypothesentest
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Der vorliegende Bericht folgt in groben Zügen der Abfolge der beschriebenen
Arbeitsschritte. Kapitel '1 und 2 enthalten die Fragestellung und Zielsetzung
der Studie sowie den Zugang zur Fragestellung, das Projektdesign, die Aus-
wahl der Studienobjeke und das Vorgehen. Das folgende Kapitel 3 beinhal-
tet das Wirkungsmodell und die Definitionen der in der ersten Projekphase
entwickelten Variablen aus juristischer, ökonomischer und politikwissen-
schaftlicher sicht. Aus dem wirkungsmodell ergibt sich der Kiiterienraster,
der der Erhebung der ausgewählten Regime zugrundeliegt. ln Kapitel 4
werden einige (vorläufige) Hypothesen über ausgewählte erklärende Varia-
blen für jene Kompensationsregime vorgestellt, die dem Verursacherprinzip
besonders nahe kommen (,,verursacherbezogene Regime"). Kapitel S um-
fasst eine Kurzbeschreibung der untersuchten Regime. Kapitel 6 fasst das
(bisher vorliegende) empirische Material zu den dreizehn untersuchten Kom-
pensationsregimen zusammen und unternimmt eine erste vergleichende
Analyse. Daran anschliessend werden in Kapitel 7 die vor der empirischen
Erhebung postulierten (und damit ebenfalls vorläufigen) Hypothesen getestet.
lm Schlusskapitel (Kap. 8) stellen wir schliesslich ein auf der Basis der bishe-
rigen Erkenntnisse modifiziertes und um neue Variablen erweitertes Design
vor.
Das Primärmaterial besteht aus einer ausführlichen Beschreibung der unter-
suchten Regime anhand des Kriterienrasters. Sie findet sich im Anhang."
Dort figurieren ausserdem eine erste juristische Analyse sowle eine Aufar-
beitung des Kompensationsbegriffs aufgrund der ökonomischen Theorie. Die
juristische Begritfsklärungen und die ökonomischen Definitionen wurden so-
weit sinnvoll in den theoretischen Teil dieses Textes eingearbeitet.

t' 
Der Anhang kann bei der Programmleitung des Nationalen Forschungsprogramms
31 bezogen werden.
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Die Ökonomie nähert sich der Fragestellung stärker normativ und strebt
eine effizientere bzw. eine wohlfahrtsökonomisch bessere oder eine ver-

teilungspolitisch wünschenswerte Lösung an. Allokative Aspekte sind

theoretisch klar von distributiven Zielsetzungen zu unterscheiden. Für die

3. Zentrale Dimensionen der Analyse
von Kompensationsregimen

lm lolgenden präsentieren wir die unserer Studie zugrundegelegten Theorie-

ansätze und Variablen (Wirkungsschema) (3.1.), Begrifisdefinitionen (3.2.)'

die darauf aulbauende Definition von Kompensationsregimen (3'3.) und die

für die empirischen Erhebungen verwendeten Kriterienraster (3.4.). Wie

später zu zeigen sein wird (Kap. 8), fehlen darin insbesondere konkrete

Ausführungen zu einzelnen Dimensionen der primären (,,politisch konsen-

tierte Wirkungskette") und sekundären (,,politisches Kräfteverhältnis") unab-

hängigen Variablen, deren ldentifikation als ein Ergebnis dieser Vorstudie zu

betrachten ist.

3.1. Relevante Theorieansätze und Variablen der
Kom pensationsregi me (Wirkun gsschema)

Kornbination von ökonomie, Recht und Politikrrvissenschaft

Die nachfolgende Abbildung 4 enthält die zentralen Variablen {ür die Cha-

ralderisierung und Erklärung der in Kompensationsregimen vorfindbaren
Transfermechanismen. Darin werden juristische, ökonomische und politik-

wissenschaftliche Erkenntnisse zur Wirkungskette und zu verschiedenen
Kompensationsmechanismen kombiniert und integriert. Das Schema basiert
aul der einschlägigen juristischen und ökonomischen Literatur sowie auf un-

seren eigenen Kenntnissen der Umweltpolitik und Umweltökonomie' Zu-

sammenfassend lassen sich die drei Zugänge folgendermassen charakteri-
sieren:

Die Rechtswissenschaft beschäftigt sich in unserem Zusammenhang mit

der Frage, welche Bedingungen erfüllt sein müssen, damit ein Haftungs-

und Kompensationstatbestand vorliegt bzw. wann der Geschädigte An-

spruch aul eine Entschädigung hat. lm Zentrum stehen die Rechtmäs-

sigkeit der Handlung und deren Verantwortbarkeit. Der Kompensations-
anspruch hängt von der Erfüllung des rechtlichen Tatbestands ab. Ju-

ristlnnen beschäftigen sich meist erst dann mit Kompensationsproblemen,
wenn der Schaden bereits eingetreten ist.

a

a
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Okonomie stellt der eingetretene Schaden ein allokatives Problem dar,
das ex ante vermieden werden soll." Über politische Prozesse können
wiederum verteilungspolitische Vorgaben formuliert werden. Aufgabe der
Okonomie ist es, unter den gesetzten Rahmenbedingungen etfiziente Lö-
sungen zu finden oder aber über Rahmenbedingungen nachzudenken,
die effizientere Lösungen mit geringeren Transaktionskosten verbinden.

Die Politikwissenschaft wiederum versucht zu erklären, warum gewisse
politische Entscheide (Outputs) diese und nicht eine andere Form ange-
nommen haben. Als erklärende Faktoren verwendet sie die Motivations-
und Konfliktstrukturen der Akteure, den Einlluss von lnteressengruppen,
die Problemstruktur sowie situative und strukturelle Handlungsbedingun-
gen.

Die berücksichtigten Ansätze im einzelnen

Das Obtigationenrecht bezeichnet als Haftung das ,,zivilrechtliche Einste-
henmüssen" bzw. ,,die Verpflichtung zur Leistung von Schadenersatz" (Hon-
sell, 1996, 1). Für die ausservertragliche Haftung müssen normaleruveise
folgende Bedingungen erfüllt sein: es muss ein Schaden vorliegen, ein Kau-
salzusammenhang bestehen sowie Widerrechtlichkeit und Verschulden vor-
handen sein. Es werden zwei Haftungstypen unterschieden, nämlich die
Verschuldenshaftung und die Gefährdungshaftung. Nach Art. 41 OR stellt die
verschuldenshaftung den Normalfall dar, für deren Eintritt die vier genannten
voraussetzungen erfüllt sein müssen. Die Gefährdungshaftung unterscheidet
sich von der Verschuldenshaftung dadurch, dass das Kriterium des Ver-
schuldens wegfällt. Diese ihrerseits lässt sich wieder unterteilen in gewöhn-
liche Kausalhaftung und Gefährdungshaftung. ,,Kausalhaftung ist jede Hal-
tung ohne Verschulden des Haftpflichtigen, die nicht an eine besondere Ge-
fährlichkeit einer Maschine, Anlage (usw.) oder einer Tätigkeit anknüpft."
(Honsell, 1996,3) Als Beispiele werden die Grundeigentümerhaftung
(Art.679 ZGB) oder auch die Werkeigentümerhaftung genannt. Die Gefähr-
dungshafttatbestände sind bei Einrichtungen und Anlagen gegeben, von
denen eine besondere Gefahr ausgeht. So ist etwa der - konzessionierte -
Betrieb eines Kernkraftwerks erlaubt; der lnhaber muss aber für etwaige
Schäden in jedem Falle Abgeltungen zahlen. Als Schaden gilt jede unfreiwil-
lige Einbusse an vermögenswerten Gütern oder Ertrags- und Einkommen-
seinbussen.

Schliesslich unterscheidet das Zivilrecht (insbesondere das private versiche-
rungsrechtl die eigentlichen Schadens- und Kompensationsregime von
anderen Transfermechanismen, die über eine spezifische Aufteilung der

" Vgl. dazu Kirchgässner (1992)
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Vermeidungskosten unter Verursachern und Geschädigten ein Anreiz- oder
Vorsorgeziel verfolgen. Der juristische Zugang zu Kompensationsregimen
beschäftigt sich somit vor allem mit der Frage, welche Bedingungen erfüllt
sein müssen, damit ein Haftungs- und Kompensationstatbestand ausgelöst
wird und der Geschädigte Anspruch auf eine Abgeltung hat. Er konzentriert
sich auf die Art der Beziehung zwischen Verursachern und Geschädigten
und auf den erlittenen Schaden,

Die Neue institutionette Ökonomie'o nähert sich der Problematik in einer an-
deren Weise. Nach ihrem Verständnis beeinflussen institutionelle Regelsy:
steme die Nutzung von Ressourcen und Umweltgütern massgeblich. Uber
die Regelsysteme wird u. a. festgelegt, wer überhaupt Zugang zu den fragli-
chen Ressourcen hat und über welche Rechte und Pllichten natürliche und
juristische Personen bei der Ressourcennutzung verfügen. Diese Nutzung
kann vollumfänglich oder eingeschränkt sein. Dabei wird grob zwischen Ver-
fügungs- und Nutzungsrechten unterschieden. Das Verfügungsrecht schliesst
das Recht auf Veräusserung der Ressource ein; das Nutzungsrecht be-
schränkt sich auf die Nutzung der Früchte des Kapitalstocks.
Bereits die klassisch juristische Eigentumsdiskussion hat immer wieder die
grosse Bedeutung der Besitzverhältnisse und Rechtsansprüche für die Art
und den Umlang der Nutzung unterstrichen (vgl. schon Hedemann, 1930;
Knoepfel, 1977,541t). ln der relevanten institutionenökonomischen Literatur
werden heute folgende Ebenen unterschieden (Kissling-Näf, 1997a): das
Ftegelsystem'u (man spricht im Englischen von property rights institution,
property rights arrangement) steuert als übergreifender Koordinationsme-
chanismus die Ressourcennutzung. Dieses System umfasst die Zugangsre-
gelung (Systemgrenzen für Nutzniesser sowie deren Ausschluss), die eigent-
liche Nutzung (namentlich die Festlegung des Zeitrahmens, des Ausmasses
und des Ortes) und alle Mechanismen zur Veränderung und Festlegung von

'a Der lnstitutionenbegriff in der Neuen Politischen Ökonomie und im Rational
Choice lnstitutionalism integriert verschiedene theoretische Ansätze wie das Kon-
zept der neuen Ökonomie der Organisation, den Property-Rights-Ansatz, die
Rent-Seeking-Theorie und die TransaKionskostentheorie. Konstitutiv für diese
Analyse ist das Konzept der individuellen Nutzenmaximierung und ein Politikver-
ständnis, das Politik als eine Serie von kollektiven Dilemmata versteht und der
strategischen lnteraktion Bedeutung beimisst. Existenz und Überleben einer ln-
stitution hängen davon ab, ob die institutionellen Regelungen den relevanten Ak-
teuren einen hohen Nutzen spenden (vgl. dazu Hall, Taylor, 1996).

'u ,,Propedy rights institutions range from formal arrangements, including constitutio-
nal provisions, statutes, and judicial rulings, to informal conventions and customs
regarding the allocations and use of property. Such institutions critically affect de-
cision making regarding resource use and, hence, affect economic behavior and
performance. By allocating decision-making authority, they also determine who
are the economic actors in a system and define the distribution of wealth in a
society" (Libecap, 1993, 1).
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Handlungsrechten und zu Konfliklösungen einschliesslich des Monitorings
(Ostrom, Gardner, Walker, 1994, 4ff.).
Die Vertügungs- und Nutzungsrechfe sowie deren Einschränkungen sind
Bestandteil des Regimes und Resultat des Koordinationsmechanismus. Der
Zugang und das Ressourcenmanagement werden stark beeinflusst von den
Besitzverhältnissen. Schlager und Ostrom unterscheiden zwischen dem Ei-
gentümer, dem Besitzer, dem Anspruchsberechtigten und dem autorisierten
Nutzer" (nachfolgend sprechen wir von Rechtsträgern). Eine weitere wichtige
Analysedimension liegt im Gütercharakter der genutzten Ressource.'' Damit
ist die Unterscheidung zwischen öftentlichen und privaten Gütern gemeint,
die entweder bei der wirtschaftlichen Produktion eingeselzl bzw. direkt ge-
braucht werden oder die von beeinträchtigenden Nutzungen betrotfen wer-
den. Die institutionelle Ökonomie unterscheidet ausserdem, ob es sich um
eine öffentliche oder private Nutzung oder Produdion handelt. Die ange-
führten Dimensionen werden in Tabelle 2 zusammengefasst.

" Der autorisierte Benutzer verfügt über Zugangs- und Entnahmerechte. Der An-
spruchsberechtigte verfügt über Zugangs-, Entnahme- und Managementrechte.
Der Besitzer zusätzlich noch über Rechte, andere auszuschliessen und der Ei-
gentümer über die Mögtiohkeit, sein Eigentum zu veräussern (Schlager, Ostrom,
1 eez).

'' Es ist für jedes Regime zu unterscheiden, welcher Gütertyp vorliegt und wie die
Nutzungsrechte fixiert worden sind.



Regelsystem Das Regelsystem als übergreifender Koordinationsmecha-
nismus steuert die Ressourcennutzung. Es umfasst Zu-
gangsrechte, Entnahme-, Nutzungs- und Veräusserungs-
rechte, Bewirtschaft ungspflichten für den Systemunterhalt,
Mechanismen zur Veränderung des Regimes, Kontroll- und

Monitoringregelungen sowie Konfliktlösungsmechani smen.

Verfügungs- und
Nutzungsrecht

N utzungs- und Verf ü g u ngsrechte f ixieren die Verwendu n gs-

möglichkeiten von Ressourcen. Sie gestalten die triadische
Beziehung zwischen Rechtsträger, Nutzniesser und dem
Nutzenstrom.

Gütereigenschaft Die Dimension nimmt Bezug auf den Gütertyp (öffent-

lich/privaVMischgut), der genutzt wird.

Rechtsträger Der Rechtsträgertyp bezeichnet den Rechtstitelinhaber nä-

her und unterscheidet zwischen verschiedenen Typen in

Abhängigkeit von den zugeordneten Rechtstiteln und der
Organisierbarkeit der lnteressen.

private/öffentliche
ProduKion

Die ProduKion- und Nutzungsart bezieht sich auf die Frage,
ob die Ressource staatlich oder privat genutzt wird.
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Tab.2: Zentrale Dimensionen der Regimeanalyse im Sinne der institutiond'
ten Ökonomie nach Ostrom (1994; 1992)

Quelle : Eigene Zusammenstell ung

Auch die Politilouissenschaft arbeitet auf verschiedensten Ebenen mit dem
Kompensationsbegritf, auch wenn daraul nicht immer explizit Bezug genom-
men wird. ln der politikwissenschaftlichen Entscheidungstheorie werden da-
mit Tauschgeschäfte unter politikbeteiligten Akteuren verstanden, die die
Überführung von Konflikt- in Konsenssituationen ermöglichen können. Solche
Tauschgeschäfte können sowohl unter verschiedenen staatlichen Akteuren
(lnterpolicy-Tausch) als auch zwischen staatlichen und gesellschaftlichen
bzw. unter gesellschaftlichen Akteuren allein stattfinden. Gegenstand des
Austausches sind Ressourcen gleicher oder (häufiger) unterschiedlicher Art.
Als Ressourcen gelten etwa Recht, lnformation und Wissen, Personal, Kon-
sens oder Zeit (Knoepfel, Kissling-Näf, Marek, 1997; Kissling-Näi, 1997b, 1).

Ein erfolgter Ressourcentausch gilt vielfach als lndikator für stattgelundene
Lernprozässe (Knoepfel, Kissling-Nä|, Marek, 1997), die dazu beitragen,
konsentierte gemeinsame Wissensbestände der Akteure, die etwa am Pro-
zess der Kompensationsregimegenerierung beteiligt sind, zu erweitern.
Die internationale politikwissenschaftliche Forschung bezieht sich explizit auf
den Kompensationsbegriff und untersucht Transferzahlungen in der interna-
tionalen Umweltpolitik. Speziell analysiert werden dabei die Bedingungen,
unter denen Finanztransfers als lnstrumente der internationalen Umweltpoli-
tik eingesetzt werden. Ausgehend von der Überlegung, dass die internatio-
nale Umweltdiplomatie nur sehr begrenzt erfolgreich war, L,t. a. weil Kosten
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und Nutzen der Zusammenarbeit ungleich verteilt sind, erforschen Bedarff et
al. (1995) die Bedingungen für den Einsatz von Transferzahlungen als Lö-
sungsstrategie. Die Autoren zeigen, dass die internationale Umweltkoopera-
tion von den Präferenzstrukturen und den Handlungskapazitäten der betrof-
fenen Akteure sowie der Umwelt der Kooperation abhängt. Sie weisen zu
Recht daraufhin, dass die ökonomische Theorie in Weiterentwicklung des
Coaseschen Ansatzes Analysen von Transferzahlungen in der internationa-
len Umweltpolitik vornimmt", dabei aber die entstehenden Transaktionsko-
sten vernachlässigt. Die Transaktionskosten der Veränderung von Verfü-
gungsrechten sind jedoch sehr hoch." Die untersuchen Fallbeispiele (Chlo-
ridbelastung des Rheins, Swaps, Kernkraftwerke in Europa) zeigen aber,
dass trotz asymmetrischer lnteressen und Kapazitäten der Tausch von Geld
gegen Umweltleistungen möglich ist. Transaktionskosten in der Form von
Verteilungskonflikten oder lnlormationsbeschatfungskosten und weniger die
Durchsetzungs- und Kontrollkosten spielen für das Zustandekommen eine
entscheidende Rolle.'o

Die politikwissenschaftliche Forschung ist, wie die obigen Beispiele zeigen,
stärker prozessorientiert und versucht eine geleistete Kornpensationszahlung
aufgrund von Prozessvariablen zu klären. Der institutionelle Datenkranz wird
dabei konstant gehalten. Der institutionelle Zugang, den wir für die vorliegen-
de Studie gewählt haben, versucht die Transfermechanismen mittels struktu-
reller Faktoten z.u erklären. Der politikanalytische Zugang leistet darum für
die vorliegende Untersuchung einen eher geringen Beitrag. Politikanalytische
Kompensationskonzepte werden indessen im Rahrnen der am Schluss
dieser Studie vorgeschlagenen erweiterten Untersuchung von Bedeutung, in
der neben Strukturvariablen auch Variablen des politischen Prozesses ein-
bezogen werden sollen.

'" Z.B. Endres (1995) oder Amelung (1991).

" ,,Die Transaktionskosten der Aushandlung und der Umsetzung von Transfeaah-
lungen sind - so unsere Arbeitshypothese - in der Regel beträchtlich. Die Geber-
und Empfängerländer müssen sich darauf einigen, wieviel Geld für welche Lei-
stungen bezahlt werden soll. Potentielle Geberländer müssen übereinkommen,
wer wieviel bezahlen soll. lnsofern Transfeaahlungen als Teil eines Tauschge-
schäftes angesehen werden, müssen auch institutionelle Regeln und Prozeduren
der Umsetzung und Überwachung des Tausches ausgehandelt und unterhalten
werden" (Bedarff, Bernauer, Jakobeit, List, 1995, 324).

'o Die einzelnen Fallstudien sind im Sammelband Keohane, Levy (1996) zusam-
mengestellt und kommentiert.
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Das Wirkungsschema

ln unsere Analyse der Kompensationsregime schliessen wir entsprechend
der oben angeführten Theorieansätze rechtliche, ökonomische und politik-
wissenschaftliche Elemente ein. Abbildung 4 gibt die relevanten Fal<toren

und Variablen wieder:

Abb. 4: Wi rküngsschema von Kompensationsregimen
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Für die Analyse von Kompensationsregimen steht die Beziehung zwischen
Schädigern (Verursachern) und Geschädigten im Zentrum. Der Transferme-
chanismus wird durch den Kompensationstyp, das Ziel des Transfers, die
Anforderungen an den Kausalitätsnachweis und das Finanzierungsprinzip
charakterisiert. Die Ausgestaltung der Transferzahlung wird grossenteils im
politischen Prozess fixiert. Als Variablen, die der politischen Aushandlung
zugänglich sind, sind neben der eigentlichen Ausgestaltung des TranJerme-
chanismus auch die Konstrukion der Wirkungskette zu nennen. Bei beiden
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Variablenkomplexen handelt es sich um politisch zu entscheidende Grössen.
Als abhängige Variable bezeichnen wir damit den Transfermechanismus,
dem eine spezilische Konzeption der Wirkungskette zugrundeliegt. Über die
politische und gesellschaftliche Perzeption wird z.B. die Beziehung zwischen
Schädigern und Geschädigten umschrieben und lestgelegt (Konstruktion der
Wirkungskette), die wiederum Einfluss auf die direkte Ausgestaltung der
Transferzahlung hat.

Die (politisch zu entscheidenden) Merkmale der Kompensationsleistungen
werden in unserer Analyse ausser von der zugrundeliegenden Wirkungskette
auch beeinflusst von Eigenschatten des Gutes, das für die schädigende Nut-
zung verwendet wird, vom Rechtsträger des Nutzungstitels und von der kon-
kreten Umschreibung dieser Titel (Verfügungs- und Nutzungsrechte), die
bestimmte Nutzungsaktivitäten zulassen oder verbieten. ln einer ersten An-
näherung lassen sich Kompensationsregime definieren als institutionalisierte
Transfermechanismen, die auf spezifischen, gesellschaftlich konstruierten
und politisch konsentierten Wirkungsketten beruhen. Wir gehen davon aus,
dass die Wirkungskette bzw. die gesellschaftliche Perzeption der Kausalität
u. a. durch wissenschaftliche Plausibilitäten bestimmt wird und u. a. von
strukturellen Grössen wie dem Gütertyp, den Rechtsträgern und den Rechts-
titeln abhängt.

Bereits die ldentifikation der Schädiger und der Geschädigten stellt in der
Praxis grosse Probleme. Denn sehr oft ist die Beziehung zwischen einer
schädigenden Handlung und den negativen externen Effekten, die bei ein-
zelnen lndividuen und Gruppen anfallen, nicht direkt nachweisbar oder es
herrschen grosse Unsicherheiten.

Nach dem gewählten Wirkungsschema sind für Kompensationsregime fol-
gende erklärenden Variablen von Bedeutung:

Rechtsträger: Bei den Schädigern und bei den Geschädigten ist danach
zu unterscheiden, ob sie einen öffentlichen oder privaten Stafus haben,
Dieser kann auch innerhalb einer der beiden Gruppen variieren. So liegen
die Verfügungsrechte etwa im Fall der Nutzung der (öffentlichen) Res-
source Wasser zunächst bei der öffentlichen Hand (lnhaber der kantona-
len Wasserhoheit: ,,Eigentümer"). Trotzdem können (und werden) in der
Praxis Nutzungsrechte als eigentumsähnliche Titel an Konzessionsinha.
berinnen (,,Benützerinnen") verteilt, die etwa als Schädiger von Natur-
schönheiten einen einem Privatunternehmen durchaus vergleichbaren
Status haben. Diese Nutzungsberechtigten treten denn auch im politi-
schen Prozess als starker lnteressenverband auf. Sie sind politisch
durchaus in der Lage, sich gegen entschädigungsfordernde Landschafts-
schutzinteressen zur Wehr zu setzen (vgl. Art. 62 und 84 des neuen Bun-
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desgesetzes zum Gewässerschutz vom 24. Januar 1991 betr. Restwas-
sermengen). Endnutzer sind. in diesem Falle Wasserwirtschaftsunterneh-
men. ln der institutionellen Okonomie unterscheidet man daher zwischen
Eigentümern (hier: Staat) und Benützern (hier: Elektrizitätswerke). Die-

selbe Unterscheidung lässt sich auch auf der Seite der Geschädigten an-

wenden.

Gütertyp: Auf der Seite der Verursacher und Geschädigten unterscheiden
wir ausserdem zwischen öffentlichen, Misch' und privaten Gütern, die
Gegenstand der beeinträchtigenden Ressourcennutzung (durch die Ver-
ursacher) sind oder deren Nutzung bei den Geschädigten externe Etfekte

erzeugen. So kann die (ötfentliche oder private) Nutzung von Wasser als
öffentliches Gut in Form des Betriebs eines Stausees für die Energieer-
zeugung mit landschaftlicher Schönheit in Konflikt geraten, die ebenfalls
ein öffentliches Gut ist. ln diesem Falle kommt es über die Nutzung der
öffentlichen Ressource Wasser zu einer Beeinträchtigung des öffentlichen
Gutes Landschaft. Einen weiteren wichtigen Fall stellt etwa die private

Güternutzung durch eine Produktionsstätte dar, bei der das öffentliche
Gut,,Reinluft" als Aufnahmemedium für Emissionen benutzt wird. Die da-

bei entstehenden lmmissionen können z. B. zu Reizungen der Atemwege
einzelner lndividuen (privates Gut) und damit zu einer Verminderung der
Lebensqualität füh ren.
Die Frage, ob Schäden durch die Nutzung ötfentlicher oder privater Güter
entstehen oder ob die Schäden öffentliche oder private Güter betreffen, ist
für die politikwissenschaftlich relevante Dimension der Organisierbarkeit

von lnteressen bedeutsam. Denn bekanntlich können sich Eigentümer
privater Güter politisch besser organisieren und ggf. gegen Schadensver-
ursacher durchsetzen als legitimierte Nutzer öffentlicher Güter. Dasselbe
gilt auch in Bezug auf die Verursacher. Wer einem andern in Ausübung
privater Eigentumsrechte Schaden zufügt, wird sich gegen (verursacher-
bezogene) Schadenersatzansprüche erfahrungsgemäss besser wehren
können als der Nutzer öffentlicher Güter in der gleichen Sitmtion.

Ausserdem unterscheidet das Wirkungsschema zum einen zwischen er:
laubten und unerlaubten Aktivitäten der Verursacher sowie zum anderen
zwischen gesetztich zugelassenen (d.h. zu erduldenden) und verbotenen
Schädigungen der Opfer, Diese Dimension nimmt direk Bezug aul
Handlungs- und Verfügungsrechte der Verursacher bzw. auf die seitens
der Geschädigten bestehenden Duldungspflichten. Die Position beider
Parteien dürfte dementsprechend stärker oder schwächer sein. Das

daraus resultierende Kräfteverhältnis beeinflusst vermutlich den Prozess
der politischen Regimebildung. Es dürfte aus politikwissenschaftlicher
Sicht namentlich für die Konstruktion der Wirkungskette und für die kon-
krete Ausgestaltung des Kompensationsmechanismus bedeutsam sein.

a

a
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Bei der Konzeption dieses Wirkungsschemas sind wir davon ausgegangen,
dass die drei genannten Variablen einen Einfluss auf die Wahl der Kompen-
sationsregime im politischen Prozess ausüben. So vermuten wir, dass die
Regimewahl u. a. davon abhängt, ob es sich bei den Verursachern oder Ge-
schädigten um private lndustrien, Gruppen oder staatliche Akteure handelt
(,,Rechtsträger"), ob sich die schädigenden Aktivitäten aus der Nutzung pri-
vater oder ötfentlicher Ressourcen ergeben (Gütertyp) oder ob die Aktivitäten
des Schädigers als erlaubte oder unerlaubte Handlungen gelten (Rechtstitel).
Die Bedeutung des Gütertyps lässt sich etwa an einem Vergleich des recht-
lich gut geschützten Privateigentums an privatem Boden und der durch Kom-
pensationsmechanismen wenig geschützten Luft illustrieren, die bekanntlich
bereits im römischen Recht eine res nullius war.

ln den folgenden Unterkapiteln präzisieren wir die Definitionen der zentralen
Dimensionen unserer Studie.

3.2. Begriffsdefinitionen

Schäd iger/Geschäd i gte (,, Rechtsträger")

Die Eckpfeiler unseres Wirkungsschemas sind die Verursacher und die Op-
fer. Als Geschädigtef' gilt eine natürliche oder juristische Person, die auf-
grund einer Einwirkung und gegen ihren Willen Einbussen in Form von Er-
trags- oder Lohnausfällen oder aber in Gestalt einer Verminderung ihrer Le-
bensqualität etc. erleidet. Der Verursacher ist jenes Rechtssubjekt, das durch
eine Handlung das Wohlergehen eines Dritten oder seiner selbst negativ
beeinflusst.

Bei der ldentifikation der Schädiger und Geschädigten ist zu unterscheiden
zwischen individuellen Personen, Personengruppen und staatlichen AKeu-
ren. Aus politikwissenschaftlicher Sicht bedeutsam ist, inwieweit Schädiger
und Geschädigte politisch organisiert sind und dementsprechend ihre lnter-
essen im politischen Prozess durchsetzen können. Zu prüfen ist immer auch,
wie sich die Gruppe der Geschädigten zu ihren Schädigern verhält. Dieses
Verhältnis hängt nicht zuletzt davon ab, ob im Sinne der oben vorgestellten
Typisierung Schnitt- oder Teilmengen zwischen den beiden Gruppen (Typen
2 bis 4) vorliegen.

" Die Begriffe "Geschädigte", "Benachteiligte" und "Opfer" sind in unserem Sprach-
gebrauch identisch.



o1 J. Z-Ell[talti LrllllEillDlrJllvll l,Ivl nrrqry99 vvlt lwlllPelrtq(rvrrervvrrrrvrr

Die konkrete ldentifikation der beiden Gruppen ist insbesondere unter den
Bedingungen grosser Unsicherheit über die verursachenden Prozesse und
damit über die Verursacher schwierig. So zeigen mehrere Untersuchungen
(2. B. Meier, 1998 am Beispiel des Zusammenhangs zwischen den Klimaän-
derungen und den Naturkatastrophen - Anhang 3, Kap. 8; Callon, Rip, 1991,

227; Goigh, 1991, 239; Knoepfel, Descloux, 1991; Knoepfel, lmhof, 1991),

dass es sich bei der Etablierung der hierzu nötigen Kausalitätsa4nahmen
meist nicht nur um naturwissenschaftliche Befunde, sondern darüber hinaus
auch um gesellschaftliche Konstrukte handelt. Diese Konstrukte resultieren
gleichermassen wie die konkrete Kausalhypothese aus dem politischen Re-
gimebildungsprozess und sind nur noch zum Teil abhängig von der hier dis-
kutieften strukturellen (,,objektiven") Grundkonstellation der Rechtsträger' Sie
gehören zu den im folgenden Abschnitt definierten ,,gesellschaftlich konsen-
tierten Wirkungsketten".
ln diesem Sinne unterscheiden wir etwa im Zusammenhang mit der Proble-
matik von Klimaänderungen und Naturkatastrophen drei Wirkungsketten-
konstrukte, die zu völlig unterschiedlichen Kompensationsregimen führen
(Szenarien). Nach dem ersten Szenario sind die Naturfaktoren die treibenden
Kräfte der Naturkatastrophen, im zweiten ist es die Besiedlung und im dritten
sind es die vermuteten Klimaänderungen. Das erste Szenario geht davon
aus, dass Naturkatastrophen eine Eigendynamik aufweisen, die unbeein-
flusst von menschlichem Handeln abläuft. Stellt man einen Zusammenhang
zwischen Naturkatastrophen und der gesellschaftlichen Entwicklung und
Besiedlung her (Szenario 2), so sind die Verursacher- und Geschädigten-
gruppen deckungsgleich, wenn keine Präventionsmassnahmen ergriffen
wurden. Denn die lndividuen verursachen mögliche Schäden, indem sie sich
in ein potentiell gefährdetes Gebiet begeben. Wo jedoch staatliche Mass-
nahmen zur Eindämmung der Gefahren zur Regel werden, vermindert sich
die Duldungspflicht der Geschädigten und die öffentliche Hand wird zumin-
dest teilweise kompensationspflichtig. Es entstehen gegenüber dem Staat
Erwaftungen in bezug auf Präventivmassnahmen und aul Hilfeleistungen im

Notfall. Geht man von einem Zusammenhang zwischen Treibhausgasen,
Klimaänderung und Naturkatastrophen aus (Szenario 3), werden Haushalte
und Unternehmen zu Verursachern der Katastrophen, was sich wiederum auf
das Anspruchsverhalten der Betrotfenen in den Naturkatastrophengebieten
auswirkt und zu Abgeltungsforderungen führen kann.
Dieses Beispiel zeigt, dass sich die dem politischen Regimebildungsprozess
vorgegebene Struktur der Beziehung zwischen Verursachern und Geschä-
digten in Abhängigkeit von der gesellschaftlich konstruierten und konsen-
tierten Wirkungskette ändern kann. Dabei ist zusätzlich zu beachten, dass
die Regimebildung das Resultat eines politischen Aushandlungsprozesses
zwischen Verursachern, Geschädigten und staatlichön Akteuren ist. lhr
wechselseitiges Kräfteverhältnis etabliert sich zumindest teilweise unabhän-
gig von der erwähnten Struktur der Beziehungen zwischen Verursachern und
Geschädigten. Mit unserem Wirkungsschema behaupten wir. lediglich, dass



v, 49trlrqrg v[ItgttotvrtgtI ugr nttatyDg vvtI rwtItpgttDalt\,llüt rrgil r rrrr r \)o

der Status der betroffenen Rechtsträger seitens der Verursacher und Ge-
schädigten und deren wechselseitige Beziehung als strukturelle Variable von
Bedeutung sind.

lm sinne der traditionellen wohlfahrtsökonomie ist zu diesem sachverhalt
einschränkend anzumerken, dass nur jene Umweltschädigungen zu berück-
sichtigen wären, die aus der Sicht des lndividuums als eine Beeinträchtigung
der Wohlfahrt empfunden werden. Umweltbeeinträchtigungen, die sich im
Gegensatz zu einer - ungewollten - individuellen Einkommens- und Vermö-
gensverminderung nicht direkt auf Wohlfahrt und Wohlbefinden des einzel-
nen auswirken, werden ökonomisch nicht berücksichtigt (2. B. Auswirkungen
auf ein Biotop). Mit der zunehmenden Beachtung und gesellschaftlichen
Nichtakzeptanz e)derner Effekte aul Ökosysteme wird diese Sichtweise in-
dessen heute weitgehend aufgegeben. Weiter können spezifische rechtliche
Handlungs- und Duldungspflichten zu Schäden führen, für die keine Ab-
geltungen bezahlt werden müssen." Die an sich nicht bestrittene Wirkungs-
kette wird in diesen Fällen willentlich abgebrochen.

Kausalität: Konstruktion und Qualität der Wirkungskette

Für die Konstruktion des Verhältnisses zwischen schädigendem Verursacher
und den von Schäden Betroffenen ist es vermutlich von Bedeutung, ob zwi-
schen diesen beiden Akteuren Handlungen stattfinden, die einen direkten
oder indirekten, einen unsicheren oder sicheren bzw. einen reversiblen oder
irreversiblen Bezug entstehen lassen. Die Wirkungskette hat auf der Ebene
der politischen Entscheidungen andere Konsequenzen, wenn die Kausalität
als wissenschaftlich erwiesen gilt oder wenn aulgrund neuer wissenschaft-
licher Erkenntnisse Anderungen eintreten, die nach einer Korrekur der bis-
herigen gesellschaftlichen Konstruktion und Perzeption rufen, Wir sprechen
in diesem Zusammenhang bewusst von Konstruktion und gesellschaftlicher
Perzeption'1. Denn es ist davon auszugehen, dass solche Kausalitätsbe-
ziehungen unter Verwendung von wissenschaftlichen lnformationen entstan-
dene gesellschaftliche Konstrukte darstellen, die aus einem politischen Pro-
zess resultieren.

Diese Konstrukte werden vermutlich beeinflusst von den bereits existieren-
den Nutzungs- und Verfügungsrechten des Schädigers und des Geschädig-
ten. Die Verteilung dieser Rechte dürfte die Position der einen oder anderen
Seite politisch stärken. Mittelfristig dürfte sich aber auch eine wissenschaftlich
veränderte Sichtweise solcher Kausalitätsbeziehungen über die Definition

" Für den Eigentumsbegriff siehe auch Tuor, Schnyder, Schmid (i995)
' Zu den Kausalhypothesen vgl. Knoepfel, Varone et al. (1gg7)
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neuer oder die Konkretisierung bestehender Handlungsrechte gegen den
Widerstand hergebrachter Pezeptionen etablieren können'

Es ist darum durchaus von Bedeutung, ob vor der Regimegenerierung eine
Verschuldens- oder Gefährdungshaftung vorliegt, eine Beweislastumkehr im

Schadensfall akzeptiert wird oder sogar Nutzungsrechte gehandelt und ab-
gegolten werden. lm Falle einer Beweislastumkehr muss der Verursacher die
fehlende Kausalität seines Handelns beweisen. Für die Kompensationspflicht
bedeutet dies, dass der Verursacher zur Entschädigung verpflichtet ist, so-
lange er nicht glaubhaft darlegen kann, dass keine Kausalität besteht.

Güteüp

Es ist zu vermuten, dass die Regimewahl ausserdem vom ökonomischen
Typ derjenigen Güter abhängt, deren Nutzung Schädigungen auslöst bzw.

auf die sich Schädigungen auswirken. Denn je nach Gütertyp stehen den
schadensverursachenden oder -erleidenden Rechtsträgern unterschiedliche
Verfügungs- und Nutzungsrechte zu. lm Sinne der ökonomischen Güter-
theorie unterscheiden wir zwischen öffentlichen und privaten Gütern. Man
spricht von einem öflentlichen Gut, wenn es keine Möglichkeit gibt, einzelne
Nutzniesser auszuschliessen und wenn der Konsum des Gutes nicht rivali-

siert, Die meisten Umweltmedien waren einmal klassisch ötfentliche Güter.
Durch die Verknappung der Umwelt sind viele Medien zunehmend zu Misch-
gütern geworden: Der Ausschluss ist zwar nicht möglich, aber der Konsum
fängt ab einer gewissen Grenze an zu rivalisieren (Knappheit)' Das zeigt

etwa das Beispiel der Wassernutzung auf der Greina, wo sich Wasser-

nutzungsrechte, die die Gemeinden besitzen, mit ötfentlich-rechtlich ge-

schützten Landschaftswerten, die allen zugänglich sind, konkurrenzieren.
Solche Gütereigenschaften lassen Hypothesen über einen besseren oder
schlechteren Schutz eines Gutes zu.

Erlaubter und unerlaubter Schaden

Der Tatbestand des erlaubten oder unerlaubten Schadens knüpft direk an

eine der vier Voraussetzungen an, die nach Privatrecht über den Bestand
von Kompensationspflichten entscheiden (Widerrechtlichkeit). Über die Re-
gelung der Handlungsrechte wird festgelegt, ob ein entsprechender Schaden
gesetzlich erlaubt, ggf. sogar geboten und damit explizit hinzunehmen (Dul-

dungspllicht) oder aber verboten ist.

ln Abhängigkeit von den bereits erwähnten Verfügungs- und Handlungs-
rechten der Schädiger bzw. Duldungspflichten der Geschädigten sind Schä-
digungen bis zu einem gewissen 0ä nach Sachbereich durchaus variieren-
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len) Grad hinzunehmen. Mitunter wird jedoch der Spielraum eines Verursa-
rhers zusätzlich durch Handlungsrechte anderer Parteien wie z. B. jene der
Jachbarn eingeschränkt. So sieht das Zivilgesetzbuch (ZGB) in Artikel 641
\bs. 1 vor, dass der Eigentümer frei über seinen Besitz verfügen kann. ,,Er
rat das Recht, [die Sache] von jedem, der sie ihm vorenthält, herauszuver-
rngen und jede ungerechtfertigte Einwirkung abzuwehren" (Abs 2). lm
Jachbarrecht (4rt.684 Abs. 1 ZGB) wird bestimmt, dass ,,fl]edermann [...]
'erpflichtet [ist], bei der Ausübung seines Eigentums, wie namentlich bei dem
)etrieb eines Gewerbes auf seinem Grundstück, sich aller übermässigen
iinwirkung auf das Eigentum der Nachbarn zu enthalten." Nach dieser Re-

lelung sind die schädigenden Akivitäten des Eigentümers einer Parzelle
olange erlaubt, als sie nicht Rechte der Nachbarn tangieren. Ansonsten ist
(ompensation zu leisten. Denkbar ist aber auch ein anderes (öffentlich-
echtliches) Regime, welches Beeinträchtigungen aus einer Eigentumsaus-
rbung grundsätzlich verbietet. ln solchen Fällen gibt es juristisch keine Dul-
lungspflicht, wenn ein Schaden am privatem Eigentum auftritt. Es kann
>doch der Fall eintreten, dass das Recht keinen Kompensationsmodus vor-
ieht.

)ie rechtliche Unterscheidung zwischen erlaubtem und unerlaubtem Scha-
len findet eine Entsprechung in der ökonomischen Eigentumstheorie. Da-
rach wird die ökonomische Nutzung nicht nur von den intrinsischen Eigen-
chaften eines Gutes, sondern auch von den daran bestehenden Velü-
vngs- und Nutzungsrechten bestimmt.,, Eigentumsrechte übertragen einem
restimmten lndividuum das Recht, bestimmte Vermögensgegenstände zu
rewirtschaften und für ihre Nutzung durch andere Gebühren zu erheben"
Stiglitz, Schönenfelder, 1994, 212). Tielzd setzt Handlungsrecht gleich mit
ler Antwort auf die Frage: ,,Welche Rechte an welchen Gütern werden von
rlem in welchem Ausmass in Anspruch genommen?". Bromley betont die
'iadische Beziehung zwischen Eigentümer, Nutzenstrom und Pflichtenträger:
Property is not an object but rather is a social relation that defines the
rroperty holder with respect to something of value (the benefit stream)
rgainst all others. Property is a triadic social relation involving benefit stre-
rms, rights holders, and duty bearers."'o,,Recall that a right denotes a set of
rctions and behaviors that the possessor may not be prevented from under-
aking. [...] [A] right [...] implies a duty on the part of all others to relrain from
rreventing those actions or behaviors.""

r Analogie zum Privatrecht argumentiert auch die ökonomische Theorie mit
ler gegenseitigen Bezogenheit von Handlungsrechten und Duldungpflichten.
\us einer wohlfahrtsökonomischen Perspektive stellt die klare Fixierung der

' Hallowell (1943) zitiert nach Bromley (1991, 2)

' Bromley (1991, 30.
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Rechte den Rahmen dar, innerhalb dessen eine Optimierung vorgenomm(
wird. lnstitutionelle Ansätze beziehen die Verbesserung der Rahmenbedin
ungen zur Erhöhung der Etfizienz in ihren Untersuchungsbereich mit ein.

Systemgrenzen des Schadens (Grenzen der externen Effekte)

Genaue Kenntnisse der schädigenden Aktivitäten und deren Auswirkungen
Raum und Zeit sind für die Etablierung eines Kompensationsregimes v<

grosser Bedeutung. Die Reichweite möglicher Emissionen reicht von lokalr
Auswirkungen bei Lärm bis zu globalen Effekten im Falle von Klimaschäde
Zusätzlich ist die zeitliche Dimension zu berücksichtigen und etwa zu lrage
wie lange schädigende Substanzen wirken können und welche Konseque
zen sich daraus ergeben. Die Abschätzung der Wirkungen gestaltet sich <

schwierig, denn ökologische Etfeke sind hoch komplex und die Belastbarkr
der Ökosysteme sowie mögliche Kettenreaktionen sind nur begrenzt vorhe
sehbar.

3.3. Kom pensati onsreg i me/Transfermechan ismen

ln der juristischen Terminologie stellt die Kompensation im Gegensatz zu
Schaden keinen zentralen Begritf dar. Juristisch relevant sind die berei
vorhandenen und geregelten Eigentumsrechte, der Schadenseintritt, d

Kausalität und das Verschulden.
ln der ökonomischen Literatur taucht der Begritf der Kompensation vor alle
in drei Zusammenhängen auf. So taucht er zunächst auf in der Wol
fahrtsökonomie (Stiglitz, Schönenfelder, 1994, 70). Ausgangspunkt d
Überlegungen ist die gesellschaftliche Wohlfahrtsfunkion. Nach Pareto tr
dann eine gesellschaftliche Wohlfahrtssteigerung ein, wenn ein lndividuu
besser gestellt wird, ohne dass sich dadurch die Situation der anderen ve

schlechtert. Um Wohlfahrtsveränderungen zu messen und zu operationa
sieren, zieht man Wohlstands- oder Kompensationskriterien bei. Eine ze
trale Bedeutung und theoretische Weiterentwicklung stellt das Kaldor-Hick
Kriterium dar, wonach eine Erhöhung der gesellschaftlichen Wohlfahrt dar
entsteht, wenn als Folge einer Situationsänderung die Benachteiligten pote
tiell voll entschädigt werden (Kompensationszahlung) und sich trotzdem e
gesellschattlicher Wohlstandsgewinn ergibt," Praktisch lässt sich danach n

einem Massnahmenpaket eine Pareto-Verbesserung erzielen, indem d

Geschädigten für den erlittenen Schaden kompensiert werden und sich f

" Zu den Wohlfahrtskriterien und für eine Aufarbeitung grundlegender ökonomisch
Ansätze zum Thema Kompensation vgl. Schelske/Seidl im Anhang 1 (vgl. Fus

note 13).
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lie Volkswirtschaft trotzdem ein Gewinn ergibt. Uber die praktischen Umset-
:ungsschwierigkeiten gibt die Literatur ausreichend Auskunft."

/on Kompensation wird zum zweiten im Zusammenhang mit dem Coase-
fheorem gesprochen. ln seinem berühmten Artikel von 1960 vertriü Coase
1960) die Meinung, dass eine Fehlallokation von Produktionsfaktoren allein
iber eigentums- und nutzungsrechtliche Entscheide korrigiert und damit oh-
re direkte staatliche Einmischung vermieden werden könnte. Nach Coase
ann ein Umweltproblem, d. h. ein nicht-pareto-optimales Emissionsniveau,
n nicht klar geregelten Eigentums- und Nutzungsrechten gründen. Demzu-
olge sind Verbesserungsmöglichkeiten im Sinne von Pareto, bei denen min-
lestens einer der Beteiligten besser gestellt werden kann, ohne dass andere
;chlechter gestellt würden, möglich. Coase schlägt dazu vor, dass der Staat
ür die betroffene Ressource die Verfügungs- und Eigentumsrechte klar re-

;elt. Die beiden Parteien können in der Folge darüber verhandeln, wer
velchen Teil der Nutzungsrechte in Anspruch nimmt. Dementsprechend er-
yibt sich dann ein von beiden toleriertes Emissionsniveau. Grundvorausset-
:ung für das Funktionieren dieses Coaseschen Modells ist die Transferier-
rarkeit von Eigentums- bzw. Nutzungsrechten, Über Verhandlungen ergibt
iich somit ein gewinnoptimales Gleichgewicht.
)abei lassen sich insbesondere zwei Situationen unterscheiden: ln der er-
;ten erhält der Verursacher sämtliche Verschmutzungsrechte, weshalb ihm
ler Geschädigte Nutzungsrechte abkaufen muss (Laissez-faire-Regel). lm
pgenteiligen Extremfall erhält der Geschädigte ein Recht auf völlige Nicht-
)eeinträchtigung bzw. Nichtnutzung. Es muss dann darüber verhandelt wer-
len, wieviel der Verursacher dem Geschädigten zu zahlen bereit ist, um die
lessource gleichwohl nutzen zu können (Verursacherregel). (Endres, 1994)

n dieser Coaseschen Perspektive spielt es damit keine Rolle, ob ein Regime
las Verursacherpinzip respektiert. Viel wichtiger ist für ihn, dass Verursacher
rnd Geschädigte dank einer eindeutigen Regelung klar identifizierbar sind
rnd somit ein höheres Etfizienzniveau bzw, ein pareto-optimaler Zustand
iber die klare Regelung der Rechte erreicht werden kann, Die Ökonomie
rimmt die Ausgangsausstattung an Rechten als gegeben an. Über mögliche
(ompensationen für die Abtretung von Nutzungsrechten soll die Allokation
ler Produktionsfaktoren optimiert werden. Auch nimmt das theoretische Ge-
üst von Coase an, dass keine Transaktionskosten existieren. Bei klarer Re-
yelung der Verfügungsrechte ist somit für jede anderweitige Nutzung eine
(ompensation zu bezahlen, Mit der Zuordnung der Nutzungsrechte verbindet
iich ein verteilungspolitischer Entscheid. Bei der Realisierung des Coase-
ichen Vorschlags stellt sich die Frage, welcher Typ von Transaktionskosten
rich in welcher Weise aul das Regime auswirkt. Wie gezeigt, teilt der Coase-

' Vgt. beispielsweise Sohmen (1976) und Luckenbach (1986)
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sche Ansatz das Bemühen um verursacherbezogene Lösungen nic
zwangsläufig.
Zumindest implizit findet eine ökonomische Diskussion über Kompensatione
schliesslich auch im Zusammenhang mit der lnternalisierung von erterne
Effekten statt. lm Gegensatz zum Coaseschen Vorschlag sollen nach diesr
Konzeption negative Umwelteffekte und damit Marktversagen über de
direkten Eingritf in das Marktgeschehen geregelt werden. So soll eine sogr
nannte Pigousteuer (Pigou, 1962) erhoben werden, die zu einer lnternalisir
rung der externen..Effekte führt und damit die privaten und gesellschaftliche
Grenzkosten zur Ubereinstimmung bringt. Die Pigousteuer geht vom Veru
sacherprinzip aus (Jaeger, 1993, 2711.).

Eine weitere Möglichkeit für die lnternalisierung sehen Ökonomen in eine
strengeren Haftungsrecht. lst der Verursacher verpflichtet, für allfällige Ur
weltschäden aufzukommen, wird er bei seiner Produktionsentscheidung n,

ben den internen auch die ihm angerechneten externen Kosten berücksich
gen. Endres (1994, 55) bezeichnet das Haftungsrecht als,,eine lnstitution (e
Regelwerk) ;...1, mit der festgelegt wird, unter welchen Bedingungen und
welchem Umfang der Verursacher eines externen Effekts dem Geschädigte
den Schaden zu ersetzen hat."

Der im Rahmen dieser Studie verwendete Kompensationsbegriff übernimr
keine der oben vorgetragenen Definitionen vollumfänglich. Wir lehnen ur
jedoch an den haftungsrechtlichen und an den Coaseschen Kompensation,
begriff an. Der Coaseschen Vorgabe entnehmen wir, dass Kompensation
zahlungen sowohl vom Verursacher als auch vom Geschädigten geleist
werden können. Kompensationsbedingte Transferzahlungen können ökon,
misch durchaus in beiden Richtungen Sinn machen. Der haftungsrechtliche
Regelung entnehmen wir die Konzentration auf das Verursacherprinzip, wr
unser lnteresse jenen Transfermechanismen gilt, die Leistungen von de

Schädigern an die Geschädigten vorsehen (,,verursacherbezogene Komper
sationsregime"). Nach unserer Definition müssen wir gerade im Zusammer
hang mit der Wirksamkeit von lnternalisierungsstrategien eine weitere Diff,
renzierung einführen. Denn nicht jeder verursacherbezogene Transferm,
chanismus verfolgt dieselben Ziele. Es gibt Kompensationstransfers, die au
schliesslich auf eine Abgeltung bereits eingetretener Schäden abzielen od,
die für Anpassungsmassnahmen wie etwa für Lärmschutzwände oder Där
me gegen Hochwasser bezahlt werden. Daneben finden sich Regime, d
primär auf Schadensvermeidung ausgelegt sind. Tabelle 3 ordnet die 1

untersuchten Kompensationsregime entlang dieser Unterscheidung dr
Gruppen zu:



Tab. 3: Verteilung der untersuchten Regime auf die dreiKompensations-
typen

Ausgleich (2. B. Aussiedlung)

Anpassung (2. B. Dammbau)

Vermeiden (2. B. Emissionsstop)

Nicht in jedem Fall ist eine genaue Zuordnung möglich, da ein Kompensati-
onsregime auch zwei Aspekte umfassen kann. So führt die Reduktion von
Hilfsstoffen (Vermeiden) in der Landwirtschaft zu Einkommenseinbussen, die
über Direktzahlungen an die Landwirte ausgeglichen werden (Ausgleich).
Viele Regime mit vermeidendem Charakter beinhalten eine Ausgleichskom-
ponente und legen fest, wer lür die Vermeidungskosten aufzukommen hat.
Wir vermuten, dass Vermeidung politisch oft nur gekoppelt mit Ausgleich
durchsetzbar ist.
Kompensationsregime ver{olgen damit oft mehrere Ziele. lhre Zuordnung
hängt u. a. davon ab, ob man ihre angestrebte oder ihre tatsächliche Wirkung
in den Vordergrund rückt. Allokative Ziele scheinen bei der Vermeidung von
grösserer Bedeutung zu sein,
Aufgrund der obigen Ausführungen definieren wir Kompensationsregime für
diese Untersuchung wie folgt:

Kompensationsregime sind Regelwerke, die festlegen, unter welchen
Bedingungen und in welchem lJmfang Verursacher zur Vermeidung,
Verminderung oder Behebung potentieller oder eingetretener, raumzeit-
lich definierter Umweltschäden Zahlungen an die Geschädigten leisten
bzw. Geschädigte Leistungen an die Verursacher erbringen, damit tetzte-
re ihre schädigenden Tätigkeiten teilweise oder gänzlich einstellen. Verur-
sacherbezogene Kompensationsregime sehen Transfermechanismen von
den Verursachern an die Geschädigten vor. ln unserer Studie konzipieren
wir diese Regime als abhängige (zu erklärende) Vaiable.

Die Wahl, ob ein mehr oder weniger verursacherbezogenes Regime ein-
gesetzt wird, hängt zunächst von den ihnen zugrundetiegenden potitisch
konsentierten Wirkungskeften ab (primäre unabhängige Variable); Diese
lassen sich empirisch hinreichend umschreiben durch deren Definition von
Kausalität (Detaillierungsgrad), durch die ldentifizierung der Verursacher-
und Geschädigtengruppen sowie durch den zu berücksichtigenden Scha-
den (zeitlicher und räumlicher Perimetef .

Elementarschäden, Kohäsionsfonds, Schlecht-
wetterversicherung, Walderhaltung, landw. Di-
rektzahlungen, Swaps, Greina, Nagra-End-
lager, Fluor

Lärm

Luft, landw. Direktzahlungen, Swaps, Greina,
Joint lmplementation



a

Die Verursacherprinzipfreundlichkeit der politisch konsentierten Wirkungt

ketten hängt ihrerseits ab vom politischen Kräfteverhältnis zwischen Ve'

ursachern, Geschädigten und (mehr oder weniger autonomen) staatliche
Entscheidungsträge rn i m pol itisch en Regi mebil d u ngsp rozess (sekundär

unabhängige Variable) sowie von der davon teilweise unabhängigen Pe'

zeption der Akteure, von deren Lernfähigkeit sowie von der Plausibiliti
der diskutierten Kausal hypothesen.

Das politische Kräfteverhältnis unter den drei erwähnten Affieurgruppe
dürfte seinerseits zum grossen Teilvon den drei strukturellen unabhäng
gen Variablen ,,Rechtsträgef', ,,Gütertyp" und ,Rechtstitel" (tertiäre unat
hängige Variablen) abhängen. Die Variable Rechtsträger umschreil
Merkmale der betroffenen Verursacher- bzw. Geschädigtengruppen (eir

fache oder juristische Personen, staatliche Akteure, Teil- und Schnittmer
gen), die Variable Gütertyp gibt an, welche Güter bei der schädigende
Aktivität genutzt bzw. welche Güter beeinträchtigt werden (privates Gu

Mischgut, öffentliches Gut) und die Variable Rechtstitel umschreibt Leg

timität und Ausmass der beeinträchtigenden bzw. beim Geschädigten bt
einträchtigten Aktivität (zulässig, verboten, durch Rechtstitel abgesiche
etc.).

3.4. Kriterienraster

Aus de1 obigen Definition von Kompensationsregimen ergeben sich die i

den dreizehn empirischen Fallbeispielen zu erhebenden Dimensionen' Si

wurden anhand den in Tabelle 4 und 5 enthaltenen Rastern erhoben. De

erste Raster ermöglicht eine vergleichende Dokumentation der relevante

Merkmale der abhängigen Variable (Modalitäten und Zielsetzungen der ur

tersuchten Transfermechanismen), während der zweite Dimensionen für di

Datenerhebung im Bereich der erklärenden Variablen bereitstellen sc

(,,strukturelle" erklärende Variablen).
Hier muss noch einmal darauf hingewiesen werden, dass die verwendete
Erhebungsraster von einem sehr einfachen Zusammenhang zwischen det

Kompensationsregime und den strukturellen Variablen ausgehen. Die in dt

Definition (und im neuen Forschungsdesign am Ende dieser Vorstudie) ve
wendete ditferenzierte Betrachtungsweise, die zu einem mehrschichtige
Wirkungsschema geführt hat, ist Resultat des gemeinsamen Arbeitspr<

zesses und lag bei der Umschreibung und Erhebung der Regime noch nicl

vor. lm folgenden unterscheiden wir zwischen Merkmalen des Translermt
chanismus, der strukturellen Variablen und (ausgewählten) Elementen dt

Wirkungskette.
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Tab. 4: Raster 1: Merkmale der Transfermechanismen (abhängige variabte)

l.
Kompensationstyp

Recht auf

Entschädigung

Ziel des Transfers

Finanzierungsprinzip

Systemgrenzen für den

Zugang zum Transfer

rÄ/as wird abgegolten?

ffie wird abgegolten?

A/ievielwird abgegol-
;en?

irfüllung des

eChtlichen

fatbestands

\quivalenzbeziehung

räumlich/zeitlich)

A/irkung der Kompen-
;ation auf Verursacher

Ausgleich

Anpassung

Vermeidung

juristische Kategorie

gesellschaft liche Wertuo rstellung

Gruppen/lndividuen

allokativ

distributiv

Verursacher

Nutzniesser

Gemeinlast

zeitlich begrenzt

projekgebunden

Nutzniesser

räumlicher Bezug (lokal, regional, national)

Bemessungsgrundlagen

Kosten

Schaden

Reparation

Kosten

pauschal

Globalbudget

Naturalien

Gesamtsumme
und Kostenteiler

Handlung

Kausalität

Schaden

Verursacher= Finanzquelle
zeitlich

Verursacher= Finanzquelle
räumlich

Opler = Nutzniesser
zeitlich

Opfer = Nutzniesser
räumlich
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Tab. 5: Raster 2: Elemente der Wirkungskette und strukturelle Variablen
(erklärende Variablen)

lm

Geschädigte

lndividuen

Staat

räumlich

zeitlich

fflicht Schaden zu ertragen

Schaden nicht erlaubt

öffentlich

Mischgut

privat

nicht vorhanden

direkt

indirekt

sicher

teilweise ichert

nicht

nal/ national

zeitlich

z
Wirkungskette (klare
Eingrenzung)

Verursacher(Gruppe
umschreiben)

lndividuen

Gruppe

Staat

Verursacher/

Geschädigte

räumlich

zeitlich

ldentität zwischen Ver-
u rsacher/Geschädigten

erlaubtHandlung/Schaden

nicht erlaubt

öffentlich

Mischgut

privat

Gütertyp

nicht vorhanden

impliziter Anspruch

legaler Anspruch

Nutzungstitel

Wirkung zwischen

Verursacher und

Geschädigtem bzw

Kausalität

Systemgrenzen

Schaden



Kriterium Erläuterungen
Kompensations-
tvp

Mit welchem steuerungspolitischen Ziel interveniert der Trans-
fermechanismus? Handelt es sich um eine Kompensation nach
erfolgtem Schaden? Versucht man mit der Kompensation, den
Schaden zu vermeiden? Oder wird mit dem Transfer die Ein-
dämmung der schäCigenden Wirkung eaielt (Anpassung)?

Recht auf Ent-
schädigung

Wer hat ein Anrecht aul Entschädigung bzw. handelt es sich
dabei um eine juristische Kategorie oder um ein gesellschaftlich-
politisches Desiderat?

Zieldes
Transfers

Werden damit verteilungspolitische oder allokative Ziele verfolgt?
Von allokativen Zielen kann z. B. gesprochen werden, wenn der
Transfer zu einer lnternalisierung e)derner EffeKe führt. Jeder
finanzielle Transfer beinhaltet allokative und distributive Aspekte.
Es geht hier aber nicht um Sekundärwirkungen, sondern um die
primären Ziele der Regime.
Es ist zu unterscheiden zwischen der Milderung von ungleich
verteilten Risiken bei Umweltkatastrophen (Distribution) und dem

Ausgleich von Emissionen (Allokation).
Finanzierungs-
prinzip

Wer übernimmt die Kosten des Transfers? Sind es die Verursa-
cher (Verursacherprinzip), sind es die Geschädigten (Nutz-
niesserprinzip) oder sind es die Steuezahler (Gemeinlast-
prinzip)?

Systemgrenzen
für den Zugang
zum Transfer

Wie wird der Zugang zu den Geldmitteln eingeschränkt bzw
welche Bedingungen müssen erfüllt sein?

Wie wird abge-
golten?

Handelt es sich bei der Abgeltung um eine Pauschale, um einen
Kostenanteil oder um Naturalien etc.?

Wievielwird
abgegolten?

Welche Gesamtsumme steht für die Abgeltung zur Verfügung
und welche staatliche Ebene (Gemeinde, Kanton, Bund, interna-
tionale Organisation) finanziert welchen Teil?

Erfüllung des
rechtlichen
Tatbestands

lnwieweit werden die juristischen Voraussetzungen für eine
Kompensation erfüllt?

Es handelt sich hier um eine Monitoring-Dimension, die aufgrund
der erhobenen Daten überprüft, ob die Verursacher tatsächlich
die Gesamtheit der Kosten für die Schädigung übernehmen.
Ebenfalls zu überprüfen ist, ob die tatsächlich Geschädigten in
den Genuss der gelangen
Wir wirkt sich der vorliegende Transfermechanismus auf das
Verhalten der Verursacher aus?
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Tab.6: Erläuterungen zu den in der (selektiven) empirischen lJntersuchung
erhobenen Dimensionen

ivalenz-
beziehung

Wirkung der
Kompensation
auf Verursa-
cher
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Erläuterun
Welchen Bezug schafft das Regime zwischen den Verursachern,

den Geschädigten und dem Schaden? (generelle Umschreibung

der konsentierten Wirkun

Die ldentifizierung von Verursacher und Geschädigtem ist nicht

trivial, weil darin wertentscheidungen einfliessen. Die ldentifikati-

on von Verursachern und Geschädigten hängt wesentlich von der

Perspekive ab, aus welcher man die Wirkungskette betrachtet'

Es stellt sich die F ob eine ldentifikation ich ist.

ln welcher Form liegt eine ldentität zwischen Verursachern und

Geschädigten vor? Konvergenz und Divergenz werden räumlich

und zeitlich untersucht.

Bezogen auf den Schaden wird untersucht, ob der

das Recht auf eine übermässige Ressourcennutzung
Verursacher
hat bzw. ob

legalen Rechtstiteln. Von implizit sprechen wir in

in denen sich aus der Regelung der Verschmut-

es eine Duldungspflicht für den Geschädigten gibt. Es soll dabei

eruiert werden, ob Verschmutzungsrechte oder Duldungspflich'

ten klar It sind.

Ökonomische Unterscheidung in öffentliche Güter' Mischgüter

Güter nach den Kriterien Ausschluss und Rivalität.

Zu lragen ist, ob und inwieweit lnhalt und raumzeitlicher Aktions-

radius der schädigenden Aktivität des Verursachers bzw. der von

Schäden betroffenen Aktivitäten des Geschädigten durch ent-

sprechende Verfügungs- und Nutzungsrechtstitel abgesicherl

sind. Wir unterscheiden zwischen juristisch nicht geregelten'

impliziten und
jenen Fällen,
zu die Duldu des

Hier wird die Frage beantwortet, ob ein direkter oder indirektet

Bezug zwischen den Aktivitäten und der Schädigung hergestelll

werden kann und als wie sicher sich die Beziehu

Wir untersuchen die zeitliche und räumliche Dimension des

Schadens

Kriterium
Wirkungskette

Verursacher/
Geschädigte

ldentität

Handlung/

Schaden

Gütertyp

Rechtlicher
Status der
einwirkenden
bzw. geschä-
digten AKivitä-
ten

Kausalität

Systemgrenzen



4. Hypothesen
lm sinne einer Zusammenfassung der wichtigsten vorangegangenen übert
legungen machen wir im folgenden die für wirkungsschema und Kriterien-
raster relevanten Hypothesen explizit. Die Hypothesen wurden auf unsere
spezielle Fragestellung nach den Bedingungen für verursacherbezogene
Regime zugespitzt. Die theoretischen Begründungen für die einzelnen Hy-
pothesen finden sich im vorangehenden Kapitel o. Der Hypothesentest für
die dreizehn untersuchten Regime wird in Kapitel 7 vorgenommen.

Hypothesen zur Rolle der strukturelten Merkmale seitens der Geschädigten
für die Wahl der Transfermechanismen:

Verursacherbezogene Regime kommen eher zur Anwendung,

1. wenn sich die schädigung auf ein privates Gut (und nicht auf ein Mischgut
oder gar ein öffentliches Gut) des Geschädigten auswirkt.

2. wenn die beeinträchtigte Aktivität des Geschädigten durch klare Rechts-
titelgeschützt ist.

3. wenn es sich bei den Geschädigten um klar abgrenzbare Gruppen han-
delt, die organisiert sind und sich im politischen prozess artikulieren kön-
nen.

Hypothesen zur Rolle der strukturetlen Merkmale seitens der Verursacherlür
die Wahl der Transfermechanismen:

Verursacherbezogene Regime kommen eher zur Anwendung,

4. wenn die schädigenden Aktivitäten auf der Nutzung privater Güter beru-
hen.

5. wenn die schädigenden Aktivitäten einen schwachen, rechflich nicht ge-
schützten status aufweisen und keine expliziten schädigungsrechte vor-
liegen.

6. wenn es sich bei den verursachern um eine klar identifizierbare Gruppe
handelt, die ihre lnteressen im politischen Prozess schlecht durchsetzen
kann.
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5. Beschreibung der Regime

lm folgenden werden die ausgewählten und untersuchten Kompensationsre'
gime kurz umschrieben, und es wird auf ihre jeweiligen Eigenheiten hinge'

wiesen. Spezifische Literatur und Einzelheiten zu den einzelnen Regimer
finden sich im Anhang.

5.1. Luft

La Pollution atmosphörique 6mise par des installations fixes (hors chauffage
provoque des atteintes ä la sant6 humaine. L'ordonnance sur la protection de

l'air (OPair) est le r6gime de compensation 6tudi6 ici. Ce r6gime ne comport(
pas de mesures de compensation au sens strict (Ausgleich), mais il comport(

des mesures d'6vitement ä la source: I'OPair fixe des valeurs limitet

d'{mission (VLE) au:delä desquelles il est interdit de polluer. Dans le cas dt

la situation ,,vor dem Regime", la pollution atmosphfrique 6mise par det

entreprises entraine des atteintes ä la sant6 des personnes. Dans le cas dt

la situation ,,im Regime'r, deux cas doivent Ötre envisag6s: 1) les VLE son

efficaces: la pollution r6siduelle qu'elles permettent n'engage pas d'atteintel

ä la sant6; 2) les VLE ne sont pas efficaces: la pollution r6siduelle entrain(

des concentrations de pollution qui atfectent la sant6 des individus; ce cas s(

rencontre soit si les VLE sont dös le d6part trop basses, soit lorsqur

l'accumulation progressive des polluants rfsiduels conduit ä une nouvelk

saturation de I'air.

5.2. Fluoremissionen

Des dommages aux abricotiers sont caus6s par les 6missions fluor6es dr

l'Usine d'Aluminium de Martigny S.A. ll y a une perte de r6colte pour l'ann6,

1977. Depuis 1925 et jusqu'en 1975, I'Usine d'aluminium de Martigny a versl

des indemnit6s aux propridtäires touch6s par les dommages aux abricotiers

sans pour autant reconnaitre sa responsabilit6. Le r6gime 6tudi6 colr€spon'

au cas oü l'usine, ayant refus6 de payer d'indemnit6 pour l'ann6e 1977, s'es

vue condamn$e par jugement ä payer des dommages.int{rÖts (les critÖre
juridiques de responsabilit6 ayant 6td satisfaits). La situation n'est donc pa

ditffrente avant et aprÖs le r6gime; I'int6rÖt se situe au niveau du m6canism

de compensation. La distinction avant ou dans le r6gime n'est pas ni
cessaire.
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5.3. Lärm

Le r6gime du bruit est constitu6 sur la base de la loi f6d6rale sur la protection
de I'environnement (LPE) du 7 oct. 1983 et son ordonnance d'application sur
la protection contre le bruit (opB) du 15 d6cembre. 19g6. ce r6gime est
construit de maniöre complexe: le l6gislateur a instaur6 un r6gime de
pr6vention des nuisances par la limitation des 6missions provenant des
vdhicules individuels. cette premiöre mesure ne permettant pas, dans le cas
du trafic routier r6sultant de I'utilisation simultan6e et durable de v6hicules
individuels, de ramener les dmissions ä un niveau sutfisamment bas pour
respecter les charges sonores admissibles, des mesures de limitation de la
propagation du bruit sont envisag6es non seulement ä la source (installations
fixes) mais 6galement au niveau de la victime (isolation des bätiments ri-
verains). compte tenu de la complexit6 de ce r6gime, I'analyse ci-aprös se
limite aux nuisances sonores dues au trafic routier sur les routes nationales;
les mesures de compensation 6tudi6es sont la mise en place de parois anti-
bruit (mesure d'assainissement).
Dans le cadre de l'oPB, le dommage consid6r6 est la perte involontaire de
bien-6tre subie par les personnes expos6es au bruit. Dans la grille re-
prdsentant la situation ,,vor dem Regime", c'est la pollution des v6hicules
individuels qui est pr6sent6e. cependant, dans la situation ,,im Regime,,de
I'OPB, l'acte dommageable est l'6mission de bruit par le trafic routier, le lien
de causalit6 peut 6tre 6tabli de maniöre claire. L'acte dommageable n'est pas
consid6r6 comme provenant des v6hicules (respectant les limites
d'6missions) de maniäre individualis6e, mais bien du trafic dans son ensem-
ble. L'identification de l'auteur est faite au niveau des installations fixes que
sont les infrastructures destin6es au trafic. Les d6tenteurs de ces installati-
ons sont ensuite consid6rds comme responsables des co0ts. Le d6tenteur de
I'installation fixe est tenu de limiter les 6missions provenant de la route. Les
responsables ne sont donc plus les automobilistes priv6s mais les cantons en
tant que d6tenteur des routes nationales sur leur territoire cantonal.
Les routes en tant qu'infrastructures destin6es au trafic doivent respecter dif-
f6rentes valeurs selon qu'il s'agit d'installations fixes nouvelles, d,installations
fixes modifi6es ou d'installations fixes existantes. Toutefois, quel que soit le
type de route consid6r6, les valeurs limites d'immissions (VLl)'ne doivent pas
ötre d6pass6es (ces valeurs, diff6rentes selon des secteurs d6termin6s dans
un cadastre du bruit sont indiqu6es dans I'Annexe 3 de I'opB). Lorsque cela
n'est pas possible, la pose de fen6tres isolantes est alors obligatoire: ce cas
n'est pas trait6 ici. Les mesures d'assainissement des routes pi6conis6es par
I'oPB sont la pose de parois antibruit. Rappelons que seul le cas des routes
nationales devant satisfaire aux VLI sont 6tudi6es ici.
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5.4. Walderhaltung

La loröt est prot6g6e dans son 6tendue et sa r6partition gfographique par le

loi f6d6rale'sur läs foräts (LFo) du 4 oct. 1991. En particulier: ,,L'aire fo'

restiäre ne doit pas ötre diminu6e" (art. 3). De ce principe d6cqule un r6gime

qui interdit en principe tout d6frichement. De maniöre exceptionnelle, une

iutorisation de d6frichement peut Ötre d6livr6e ä condition que le d6friche'

ment r6ponde ä des exigences primant I'int6r6t ä la conservation de la forÖt

Les d6rogations sont accord6es par les cantons et la Conffd6ration selon lu

surface concern6e. Dans ce cas, le d{frichement doit Ötre compens{. Nor'

malement, ,,tout d6frichement doit Ötre compens6 en nature dans la mÖme

r6gion. [..J Exceptionnellement, la compensation en nature peut ätre appor'

t6ä dans une autre r6gion [...]". Lorsque la compensation en nature n'est pat

envisageable ni dans la r6gion ni ailleurs, ,,[...] il est possible, ä titre excep

tionnell de prendre des mesures visant ä prot6ger la nature et le paysage

(art. 7). ,,Les cantons pergoivent une taxe de compensation lorsqu'une autori

iation'de d6frichement est d6livr6e et que I'on renonce ä titre exceptionnel i

une compensation en nalure de m6me valeur au sens de I'article 7. La taxt

de compensation correspond au montant 6conomis6 et doit ätre affect6e at

financement de mesure de conservation des foräts" (art.8)' L'ordonnanct

pr6cise que ,,[s]i dans la d6cision de d6lrichement, on renonce exceptionnel

iement ä la compensation en nature dans la mÖme r6gion, Ies cantont

pergoivent une taxe de compensation [...]. Cette taxe correspondra ä la diff6

renäe entre le ooüt de compensation en nature dans la mÖme r6gion et celt

des autres mesures de compensation" (art' 10).

Ce r6gime juridique vise ä la pr6seruation de la forÖt' ll est donc l6gitime dt

consid6rer celle-ci comme 6tant la ,,partie l6s6e" lorsqu'elle subit une diminu

tion de son 6tendue (dommage) suite ä un d{frichement (activit6 responsab

le). C'est la raison pour laquelle la compensation pr6conis6e est la rfparatiot

en nature qui est minutieusement d6crite et doit remplir des conditions pr6ci

ses. La compensation en nature peut se r{aliser par un reboisement, so

dans la mÖme region ou dans une autre region, soit par des mesures dans lr

protection de la nature et des paysages. Lorsque la compensation en natun

ne peut pas Ötre r6alis6e, une taxe est pergue par les cantons et le
montants ainsi r6unis doivent ötre affect6s ä la conservation de la forät.

5.5. Greina

Das Kompensationsregime Greina lässt sich in die regional- und landschafts

schutzpoiitische Diskussion um die Verminderung von Spill-overs bzw' di

Hersteilung von Kongruenz zwischen Zahlern und Nutzern des Landschafts

schutzes einordnen (Wachter, 1993), Berggebiete stellen für den Tourismu

attraktive öffentliche Landschaftsgüter bereit. Den betroffenen Talschafte
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entgeht potentielles Einkommen durch die Nichtnutzung dieser Gebiete z. B.
durch Wasserkraft.
lm Fall Greina hatten die Gemeinden bereits an verschiedene Kraftwerks-
unternehmen die Konzession zur Nutzung der Hochebene vergeben. Eine
landesweite Opposition, unterstützt von vielen Persönlichkeiten des ötfenili-
chen Lebens und institutionalisiert in der Schweizerischen Greina-Stiftung
(SGS), verhinderte in einer mehrere Jahrzehnte dauernden Auseinanderset-
zung schliesslich erfolgreich die Ausübung der Konzessionen, in deren Folge
ein landschaftlich reizvolles Naturgebiet überflutet worden wäre. Die Bewä-
gung ereichte sihliesslich eine finanzielle Entschädigung der Gemeinden für
den durch die Nichtnutzung der wasserkraft entgangäne'n Gewinn."
Als verursacher des Kompensationsregimes Greina ist daher die oppositi-
onsbewegung, die sich gegen die pläne der Greina-Gemeinden formierte, zu
verstehen. Die Gemeinden wären im Falle einer Durchführung dieser Vorha-
ben zusammen mit den Krattwerksunternehmen zu Verursachern von Land-
schaftsschäden geworden. Geschädigte wäre die Natur, vertreten durch die
oapositionsbewegung und die in ihr engagierten lndividuen gewesen
(ubedlutung des Gebietes als direkte wirkung des staudammbaus und
Landschaftszerstörung). lm Rahmen der Regimeregelung sind allerdings die
Gemeinden, die lnteresse an den wassernutzungsgebüliren hatten, und die
Krattwerksunternehmen, die auf die bereits erteilten Konzessionen zur Nut-
zung der Greina verzichteten, die geschädigten Gruppen (Einkommens-
entgang als direkte wirkung). Aus dielem cruna sind die ,,g""ähädigt"n Gü-
ter'' Güter mit mittlerem Ötfentlichkeitsgrad bzw. private Güier (ausoleibende
Einnahmen der Gemeinden durch wasserkraftnutzungsgebühren, Konzessi-
on der Kraftwerksunternehmen).
Das Kompensationsregime ist den Typen Ausgleich und Vermeidung zuzu-
ordnen: die Gemeinden erhalten einen finanziellen Ausgleich für den äntgan-
genen Gewinn infolge der Nichtnutzung der wasserkraft. Die Entschädigung
gleicht jedoch die potentiellen Gewinne aus der Nutzung nicht voll aus. Ver-
mieden werden umweltschäden, d. h, hier die Zerstörung von Landschaften,
die als besonders schützenswert gelten,
Die Eigenart des Regimes Greina liegt darin, dass sich die Meinung, ein Ge-
meinwesen sei zu entschädigen, wenn es zugunsten der ötfentlichkeit aul
die Nutzung der wasserkratt verzichtet, durchsetzte. Darüber hinaus ent-
standen in Folge der Auseinandersetzung um die Greina für alle künftigen
Fälle massgebliche gesetzliche Regerungen (wasserrappen). lm Fall Greina
ist hervorzuheben, dass,,nicht das Gemeinwesen auf eine mögliche, sondern
die Kraftwerksgemeinschaft auf eine besfeh ende Konzessionlerzichtet,' hat
(Frey, Blöchliger, 1991, 199).
ln der Ausgestaltung des Regimes dominieren Verteilungs- und Gerechtig-
keitsaspekte vor allokativen Zielen.

" Zur Geschichte der Greina-Bewegung vgl. Cadonau (19gS).
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5.6. Nagra

Das ,,Kompensationsregime Nagra" würde erwarten lassen, dass Regionen

oder Gemeinden, auf deren Territorium eine Endlagerstätte errichtet wird,

dalür entschädigt werden. Eine solche gesetzliche Regelung gibt es nicht.

Während der Diskussion um die Standortwahl von Endlagerstätten (Nid-

walden, Bauen) stand eine solche Lösung zwat zut Debatte, setzte sich aber

nicht durch. Deshalb müsste untersucht werden, warum es in diesem Fall

nicht zu einem Kompensationsregime gekommen ist'

Der Fall eignet sich nicht für die Überprüfung der Hypothesen' ln einem

solchen Regime wäre als Verursacher potentieller Schäden die Nagra anzu-

sehen, die durch die Auswahl, den Bau und Unterhalt einer Endlagerstätte

der Standortgemeinde und ihren Einwohnern mit ihrem Lager Nachteile

bringt. Existenz und Umlang solcher Endlager sind umstritten (vgl' beispiels-

weis; lnteressengemeinschaft pro Fricktal, 1982; Nagra, 1981; Schweizeri-

sche Energiestiftüng, 1984; Schweizerische Vereinigung für Atomenergie,

1e80).
Eine juristisch interessante Frage wäre, ob die Bevölkerung durch ihre gene-

relle 2ustimmung zur Kernenergie nicht auch zum potentiellen Verursacher

der Nachteile dei Standortgemeinde wird, da sie damit implizit die Produktion

von endzulagerndem radioaktiven Müll befürwortet.

Bei klar definierten Nutzungs- und Verfügungsrechten der potentiell Geschä'

digten werden letztere die Anlage entweder annehmen oder ablehnen, je

na;hdem, wie sie die damit verbundenen Risiken einschätzen. Bei Annahme

der Anlage werden sie vermutlich keine Kompensation verlangen, da si€

diese Standortentscheidung als politische Entscheidung und nicht als Markt'

entscheidung verstehen, die durch gewisse Anreize in die eine oder andere

Richtung geienkt wird. lhr wichtigstes Anliegen ist es daher, im Entschei'

dungsfindungs- und Abstimmungsprozess über den Standort beteiligt zt

weräen (Oberholzer-Gee, Frey, Hart, Pommerehne, 1995; siehe zudem Wäl'

ri, 1995).

lm Rahmen der gesetzlichen Regelungen über Endlager für radioaktive Ab

fälle gibt es jedoch einen Stillegungsfonds für Kernanlagen. Die Regelunger

zur Durchführung des Fonds finden sich in der ,,Verordnung über den Stille

gungsfonds lür ker:nanlagen" vom 5. Dez' 1983 und im,,Reglement det
gvEo für den stillegungsfonds für Kernanlagerf' vom 21 . Febr. 1985.

5.7. Schlechtwetter

L'indemnitf en cas d'intemp6ries est une prestation de l'assurance-chömage

Elle garantit aux travailleurs de certaines branches d'activit6 une compensa

tion des pertes de travail imputables aux conditions m6tdorologiques. Celles



ci sont la cause de la perte de travail si la poursuite des travaux est
techniquement impossible et si elle dure au moins un demi-jour de travail. ce
sont les travailleurs soumis ä I'obligation de cotiser ä I'AVS qui ont droit ä
l'indemnit6, mais seules certaines activit6s sont susceptibles d'ötre indem-
nis6es. (bätiment, am6nagements ext6rieurs, sylviculture, pöche, etc.).
L'employeur, son conjoint et toute personne associ6e ä la prise de d6cision
n'ont pas droit ä I'indemnit6. C'est I'employeur qui repr6sente l,organe
d'ex6cution de l'assurance-chömage. ll doit verser aux travailleurs concern6s
le 80% de la perte de gain. Le gain repr6sente le salaire contractuel plus les
allocations r6guliöres pr6vues dans le contrat. Ce montant sera remboursd
par les caisses de chömage. L'employeur doit cependant prendre ä sa char-
ge cette indemnitd durant trois jours (d6lai d'attente). ll doit continuer ä payer
entiörement les cotisations aux assurances sociales (AVS/ Al/ApG/Ac,
assurance-accident, allocations familiales, pr6voyance professionnelle, etc.)
comme si la dur6e de travail 6tait de looo/o. ll peut d6duire du salaire des
travailleurs la part des cotisations qui est ä leur charge; la part patronale des
cotisations AVS/AI/APG/AC est rembours6e par la caisse-chömage.
L'employeur n'a pas l'obligation de payer les 2oo/o restant aux salari6s.
Le cas des intemp6ries naturelles peut correspondre ä deux cas ditf6rents.
Le premier repose sur I'hypothöse que les intemp6ries naturelles sont issues
des conditions climatiques naturelles. Le second repose sur I'hypothöse que
les intemp6ries sont la consöquence de la modification des conditions clima-
tiques induite par les activit6s humaines (probl6matique du changement cli-
matique).

5.8. Elementarversicherung

Die Deckung von Elementarschäden hat in der schweiz grosse Tradition. Als
bestehende und institutionell unterschiedlich ausgestaltete Regime sind zu
erwähnen die privaten Mobiliar- und Feuerversicherungsgesellschaften und
die staatlichen Monopole der Gebäudeversicherungen, Erstere sind eher
dem Kompensationstyp Ausgleich zuzuordnen, während die kantonalen Ge-
bäudeversicherungen und die Rückversicherung auch vermeidungs- und
Anpassungsmassnahmen leisten, welche nun v. a. auch im Zusammenhang
mit den Naturkatastrophen diskutiert werden.
Das Ziel des Transfers ist in beiden Fällen distributiv. lm Bereich der Natur-
katastrophen sind jedoch wichtige allokative Ansätze vorhanden (2. B. Kon-
trolle der Zonenpläne durch die Gebäudeversicherungen im Kanton Grau-
bünden),
Je nach Konstruktion der wirkungskette gelten die Naturgewalt an sich, per-
sonen, die potentiell gefährdete Gebiete besiedeln oder Treibhausgasemit-
tenten als Verursacher der Schäden.
ln bezug auf die Besiedelung nimmt der staat mit der Bereitstellung von
Präventivmassnahmen dem einzelnen lndividuum einen grossen Teil der
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Verantwortung ab. Fehlende Präventivmassnahmen und Fehlbeurteilungen

können damit zumindest teilweise als Ursache von Schäden gesehen

werden. ln einem hohen Masse geschädigt ist letztlich auch der Staat,

welcher für Schäden aufkommen muss, die nicht unmittelbar in seiner Kom-

petenz liegen.
Für den Zusammenhang zwischen Naturkatastrophen und Besiedelung be-

steht eine zeitliche, nicht aber eine räumliche Aquivalenz: Die Besiedler eines

kritischen Gebietes übernehmen die Kosten nur zu einem geringen Teil. Es

findet ein ausgeprägter Transfer ,,Mittelland-Berggebiet" statt. Für den Zu-

sammenhang zwischen Klimaänderung, Naturkatastrophen u.nd Besiedelung

ergibt sich hingegen keine zeitliche, jedoch eine räumliche Aquivalenz: Zwi-

schen Verursachern und zu Entschädigenden besteht ein time-lag von meh-

reren Jahrzehnten. Die Verursaoher bzw. Verursacher von zukünftigen

Schäden wie Haushalte und Wirtschaft bilden die Finanzquelle. Allerdings

bleibt der Verkehr als Verursacher ausgeschlossen'

5.9. Direktzahlungen (DZ)

Mit den Relormen der schweizerischen Agrarpolitik im Jahre 1992 wurde die

Rolle der Landwirtschaft multifunktional: die wichtigsten Aufgaben der Land'

wirtschatt sind ihre Beiträge ,,zur sicheren Versorgung der Bevölkerung mi
qualitativ hochwertigen, gesunden Nahrungsmitteln zu günstigen Preisen

ldiel Nutzung und Erhaltung natürlicher Lebensgrundlagen, [die] Erhaltun-c

und Pflege von Kulturlandschaften [und ihr] Beitrag zum wirtschaftlichen unc

sozialen Leben sowie zur Kultur im ländlichen Raum". Die neue Agrarpolitil

hat daher die Ziele, die ,,Produlction auf die Nachfrage" abzustimmen, die

lntensität der Landnutzung an ökologische Erfordernisse anzupassen, eir

,,angemessenes bäuerliches Einkommen" zu gewährleisten, eine kostengün

stige Leistungserbringung zu fördern und eine "angemessene Agrarimport'

quote [zu] ermöglichen". (Siebter Landwirtschattsbericht, 1992,2t1, vgl. auct

Baur, Anwander, Rieder, 1995; Curry, Stucki, 1997 und die Botschaft zu

Reform der Agrarpolitik.) Durch Direkzahlungen, insbesonders nach Art, 31i

und 31b des Bundesgesetzes über die Förderung der Landwirtschatt und dit

Erhaltung des Bauernstandes vom 3. Oktober 1951 (Landwirtschaftsgesetz

LWG) wird die Unterstützung der Produktepreise von ihrer einkommenspoliti

schen Zielsetzung äbgekoppelt. Vor dem Hintergrund, die vielfältige Bedeu

tung der Landwirtschaft zu erhalten, sind daher sämtliche Direktzahlungen al

die schweizerischen Landwirte als Gesamtheit zu betrachten (Curry, Stucki

1997). Wir greifen im folgenden die spezifisch ökologisch motivierten Direkt

zahlungen nach Art.31b LwG heraus.

Die Relelungen nach Art. 31b LwG sind als Anreiz-Kompensationsregime zt

betrachten. Von Seiten des Staates sollen die Landwirte dazu bewogen

werden, einen Eingritf in ihre Nutzungsrechte hinzunehmen und ihre Produk

tion ökologischen Auflagen anzupassen. Um den l-andwirten hierzu Anreizr
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zu geben, werden subventionen angeboten, die die Landwirte bei Erfüllung
der Auflagen erhalten (Art. 31b Abs. 3 LWG): ,,Der Bundesrat bemisst diese
Zahlungen so, dass es sich im Vergleich mit der konventionellen Landwirt-
schaft wirtschaftlich lohnt, derartige Leistungen zu erbringen."
Aus dieser Regelung ergibt sich folgende Einteilung där Verursacher und
Geschädigten: Landwirte sind zunächst Verursacher von positiven und nega-
tiven umweltveränderungen. sie sind jedoch Geschädigte, wenn sie infolge
Flächenverringerung bzw. extensiver Anbauverfahren Ernterückgänge und
damit Einkommenseinbussen hinnehmen müssen. Der staat und seine Be-
völkerung sind Verursacher der Einkommensschäden der Landwirte, da sie
die Produktionsauflagen erlassen. Damit wird der staat gegenüber den
Landwirten kompensationspflichtig. sofern die Landwirte dem Regime nicht
freiwillig beitreten, werden der staat und seine Bevölkerung jedoch zu Ge"
schädigten, da in diesem Fall die Beeinträchtigung der Umweltqualität anhält.
Allerdings ist die ,,konventionelle" Landnutzung durch die Landwirtschaft im
Rahmen der gesetzlichen Regelungen (etwa zum Gewässerschutz) erlaubt,
da Landwirtschaft zwangsläufig in die Kreisläufe des produktionsfakors Na-
tur eingreift. Besondere ökologische Leistungen werden nach festgelegten
Kriterien über die Zahlungen honoriert. Die von diesem Regime betroffenen
Güter sind zum einen privater Natur (landwirtschafiliche produktion und pro-
dukte), zum anderen Güter mit höherem ötfentlichkeitsgrad (abwechslungs-
reiche Kulturlandschaft, Biodiversität, umweltqualität). Die erhotfte wirkung
zwischen,,Verursachern" und,,Geschädigten", nämlich Verhaltensänderun-
gen der Verursacher, ist als direke Beziehung zu betrachten. Das Bundes-
amt für Landwirtschaft ist beauftragt, in Zukunft die ökologischen Auswirkun-
gen der Massnahmen zu überprüfen (Art. 40 verordnung über ökobeiträge
vom 26. April 1993).
Das Regime entsjricht dem Typus der Ausgleichs- und Vermeidungskom-
pensation. Es will zukünftige umweltverschlechterungen vermeiden. Die
Zahlungen sollen verminderte landwirtschaftliche Einkommen ausgleichen.
Die Ziele der Transf erleistu n gen si nd al lokativ und distributiv.

5.1 0. Kohäsionsfonds (Fonds)

Mit der unterzeichnung des Vertrages von Maastricht und der Annahme der
verordnungen zum Kohäsionsfonds vom 30.09.1999 und 16.0s.1994 (Ver-
ordnung [EWG] Nr.792193 des Rates vom 30.03.1993 zur Errichtung eines
Kohäsions-Finanzinstruments und Verordnung [EG] Nr. 1164194 des Rates
vom 16.05.1994 zur Enichtung des Kohäsionsfonds vollzog die Europäische
union entscheidende schritte im Einigungsprozess. Bereits seit den Verträ-
gen von Rom 1957 (EWG-Vertrag) sind der wirtschaftliche und soziale Zu-
sammenhalt der Gemeinschaft (Kohäsion) und die Annäherung der Mitglied-
staaten auf wirtschaftlichem und sozialem Gebiet (Konvergenz) wichtige
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Ziele aul dem Weg zur europäischen Einigung (Amt für amtliche Veröffentli'

chungen der Europäischen Union, 1996a und b)'

Der Maastricht-Vertrag (EG-Vertrag vom 07.02.1992)verlangt im Hinblick auj

die volle Einführung der WWU (Wirtschafts- und Währungsunion) aktive Be-

mühungen der Mitgliedsstaaten zur Haushaltsstabilisierung (Konvergenz'

kritierien). lm politischen Diskussionsprozess flossen u' a. auch Werturteile

ein, die zum einen für die sogenannten Kohäsionsländer (periphere Staater

der EU) ,,härtere" Anpassungsmassnahmen elwarten liessen. Damit ist eine

deutliche Einschränkung ihrer finanz- und haushaltspolitischen Autonomie

und Budgetmasse verbunden. Demgegenüber werden Wachstumsgewinne

infolge des Einigungsprozesses auf Seiten der Kernlän{er erwartet (vgl. aucl'

AmtJür amtliche Veröflentlichungen der Europäischen union, 1996 b). Die

Gruppe der ,,Schädige/' setzt sich daher aus der EU und den in ihr vertrete'

nen Kernländern zusammen. Als ,,Geschädigte" sind die Peripherieländet

Portugal, lrland, Spanien und Griechenland zu verstehen. lhre Situation ent'

spricht der Bemessungsgrundlage lür den Erhalt von Miüeln des Fonds' Die'

se Bemessungsgrundlage ist die Besonderheit dieses Regimes, da sie be'

stimmt, wer/welches Land als ,,geschädigt" anzusehen ist. Die ,,schädigende
Handlung" ist allerdings erlaubt, fusst sie doch auf dem starken Einigungs

willen der Staaten innerhalb der EU und dem marktwirtschaftlichen Mecha

nismus, lnvestitionen am Ort ihrer höchsten erwarteten Grenzproduktivität zr

tätigen.

Die Mittel des Fonds sollen zur Finanzierung von Massnahmen vor allem in

Umweltschutz und zum Ausbau der Verkehrsinfrastruktur eingesetzt werden.

Das Regime ist dem Typus Anpassung zuzuordnen, da ,,Schäden" nich

punktuell, sondern lortlaufend auftreten (Wirtschaftsprozess und Verpflich

tung zur Erfüllung der Konvergenzkriterien). Die Zielsetzung der Transfer

zahiungen ist primär distributiver Natur, wiewohl durch die Fördermittel Gren

zinvestitionen in lnfrastruktur- und Umweltprojekte möglich gemacht werdet

sollen (allokative Wirkung).

5.11. Joint lmplementation (Jl)

Auf dem Berliner Klimagipfel im MärzlApril 1995 wurde beschlossen, in eine

Pilotphase bis zum Jahre 1999 Joint lmplementation-Massnahmen auf ihrr

Tauglichkeit hin zu überprüfen. Eine abschliessende Entscheidung über di'

Bedeutung von Joint lmplementation für die Ziele der Klimakonvention wir'

erst im Anschluss an eine Evaluierung der Pilotphase getrotfen. Die Aktivitä

ten, die nach dem Text als,,activities implernented jointly" bezeichnet werder

stellen zunächst nur die Vorstule zu einem Kompensationsregime dar, wa

sich auch in der gewählten Bezeichnung ausdrückt (nicht,,Joint lmplemente
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tion", sondern "Activities lmplemented Jointly"). Dennoch ist $erade dieser
Fall ein interessanter untersuchungsgegenstand, weil er sich in Richtung aul

' ein globales Kompensationsregime entwickelt.
Joint lmplementation bedeutet, dass lndustrie- und Entwicklungsländer ge-
meinsam Projekte zum Klimaschutz durchführen. Da die Klimaänderung äin
globales Problem ist, ist in der sichtweise von verfechtern dieses Regimes
gleichgültig, wo Treibhausgasemissionen reduziert werden. Da die Grenz-
vermeidungskosten von Treibhausgasen in Entwicklungsländern wesenlich
geringer sind als in lndustriestaaten (vgl. beispielsweisl pearce, 1995), ist
eine Emissionsverminderung dort ökonomisch sinnvoller (überwiegend allo-
kativer charakter des Regimes, die Diskussion über die Vor- und die Nach-
teile von Jl-Projekten ist recht umfangreich, vgl. z. B. Meyer-Kahrweg, 1995;
Ekins, 1996).
während der Pilotphase sind Projekte zwischen den sogenannlen Annex-l-
Ländern (vorwiegend lndustrieländer, auch osteuropa) und den Nicht-Annex-
1-Ländern (vorwiegend Entwicklungsländer) freiwilliger Natur. Möglich sind
auch Projekte, die ausschliesslich zwischen Annex-1-Ländern durchgeführt
werden. Von Annex-1-Ländern tinanzierte und in Nicht-Annex-1-Ländern
durchgeführte Emissionsverminderungen werden in den Annex-1-Ländern
während der Pilotphase nicht angerechnet. Eine solche Anrechnung und die
Diskussion über die Höhe vermiedener Treibhausemissionen, die den Nicht-
Annex-1-Ländern angerechnet werden (,,baseline"), zeigt den distributiven
charakter des Regimes. ln Bedin konnte man sich allerdings nicht darüber
einigen,_ob eine solche Anrechnung im Anschluss an die pilotphase möglich
werde. Ebenso otfen blieb die Frage, welche Anreize die Klimakonvention
den Entwicklungsländern zur Beteiligung an Joint lmplementation geben
könnte (für die Planung der Folgekonferenz in Kyoto vgl. z. B, Bals, 1991.
verursacher potentieller Klimaschäden sind alle Emittenten von klimarele-
vanten Gasen, d. h. unternehmen und Haushalte in lndustrie- und Entwick-
lungsländern. Die höchsten Pro-Kopf-Emissionen entstehen mehrheiflich in
den lndustrieländern. Potentielle Klimaänderungen und -schäden betretfen
die ganze welt. Bestimmte lnsel(gruppe)n, Länder mit niedrigen Küsten oder
sensiblen Ökosystemen werden jedoch am stärksten betroffän sein. Die wir-
kungen sind direkt und relativ sicher. Treibhausgasemissionen (v. a. cor)
sind weitgehend erlaubt.
Joint lmplementation beinhaltet eine Ausgleichs-, Anpassungs- und Vermei-
dungskomponente, Die Ausgleichskomponente kommt darin zum Ausdruck,
dass Verursacher die Nichtuerminderung ihrer Emissionen im Heimailand
ausgleichen können, indem sie Projekte zur verminderung klimarelevanter
Gase in anderen Annex-l -Ländern bzw. Nicht-Annex-1 -Ländern finanzieren.
Die Projekte sind gleichzusetzen mit Anpassungs- oder Vermeidungsinvesti-
tionen. Eine solche Anpassungsinvestition wäre z. B. die Finanzieiung von
Hochwasserdämmen in Nicht-Annex-1-Ländern durch Mittel der Annex-1-
Länder. was allerdings vermieden wird, sind häufig nicht potentielle umwelt-
schäden, sondern wachstumseinbussen der NichtAnnex-1-Länder, sofern
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sie die Massnahmen zur Emissionsreduktion selber finanzieren müssten (vgl.

hierzu Art. 1O Klimakonvention; für eine auslührliche Diskussion von Joint

lmplementation vgl. Kuik, Peters, Schrijver, 1994).

5.12. Swaps

Verschuldete Entwicklungsländer verfügen meist nicht über ausreichende

Devisen zur Deckung dei Zinsen bzw. zur Tilgung ihrer Schulden. Debt-for-

nature-swaps bieten die Möglichkeit, sowohl die Schulden zu tilgen als'auch

die Umweltsituation in den Entwicklungsländern zu verbessern.

Jakobeit (1996) unterscheidet zwei Arten von Debt-for-nature-swaps: die

erste Generation der Swaps (1987-1994) bestand darin, dass ausländische

Umweltschutzorganisationen (NGOs) die Forderungen privater Gläubiger-

banken gegenüber Entwicklungsländern enrvarben und die Schuldtitel dem

Entwicklungsland übertrugen, das dafür Umweltschutzmassnahmen tritft.

Zumeist ist daran auch eine Nichtregierungsorganisation des Entwicklungs-

landes beteiligt, die die internationalen Umweltschutzorganisationen bei det

Vermittlung von lokalem Know-how und Kontakten unterstützt. Bei der zwei-

ten Generation der Swaps (ab 19S9) findet ein ,,Tausch" zwischen den Re'
gierungen der lndustrieländer und den Schuldnern in den Entwicklungslän-

dern statt. Öffentliche Forderungen bi- oder multilateraler Gläubiger werden
gegen die Zusage von umweltschutzprojekten erlassen (vgl. auch weder,
1 990).
Das grundlegende Prinzip der Swaps besteht darin, dass eine ausländische
(internationale) Umweltschutzorganisation bzw. die Regierung eines lndu'

strielandes als eine Art ,,lnvesto/' auftritt (Verursacherseite: Entstehung des

Regimes). ln Verhandlungen mit der Regierung bzw. mit der Zentralbank des

verschuldeten Landes wird die Art und der finanzielle Umfang des durchzu'

führenden Umweltprojektes und der dafür anzurechnende Schuldenerlass

festgelegt (Cansier, 1993, vgl. auch Flansen, 1989). Verursacher sind abet

auch die Entwicklungsländer, die ihre Schulden tilgen; dasselbe gilt für die

Banken, die die Bonität der Entwicklungsländer bei der Kreditvergabe untel

Umständen nicht strikt genug prüften. Geschädigte sind zum einen die Ban'

ken bzw. Regierungen, die die Kredite nicht zurückerhalten; dasselbe gil

aber auch für die Entwicklungsländer, in deren präferenzbedingte Ressour'

cenallokation eingegriffen wird (von den lndustrieländern bzw. ausländischer

NGOs, vgl. auch Weder, 1990). Das Regime ist dem Kompensationstyp Aus

gleich zuzuordnen. lm Gegenzug zum Eingriff in die Ressourcenallokatior

ertolgt die Tilgung der Schulden.
Die Besonderheit einer möglichen,,Win-win-Situation" eines Swapregimet

besteht in der Hebelwirkung eines Swaps (vgl. auch Hansen, 1989). Dit

Gläubigerbank bzw. die Regierung des lndustrielandes verkauft ihre Dollar

forderung gegenüber dem Entwicklungsland an die Nichtregierungsorganisa
tion des lndustrielandes (bzw. bei einem bilateralen Tausch direkt an dit
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Regierung des Entwicklungslandes) zum sekundärmarktpreis (der ein Teil
des Nennwertes ist). Die Nichtregierungsorganisation verkauft die Forderung
dann an die Zentralbank des Entwicklungslandes weiter, entweder =u pai
oder nach Abzug eines Eintauschdiskonts zum offiziell geltenden wechsel-
kurs. Durch den umtausch der schuldtitel können wesentlich mehr Devisen
erworben werden als beim direkten Tausch über die aktuellen wechselkurse
(Cansier, 1993). Die ausländische Umweltschutzorganisation (bzw. die aus_
ländische Regierung als,,lnvesto/) hat ein lnteressä daran, diö schulden zu
einem möglichst tiefen Preis zu kaufen und in eine möglichst grosse summe
für Umweltprojeke umzuwandeln, wogegen das verschuldete Entwicklungs-
land weniger hohe verpflichtungen zur Durchführung von umweltprojekten
eingehen dürfte, um möglichst hohe währungsgewinne aus dem Tausch zu
erzielen (Jakobeit, 1996).

Mit Debt-for-nature-swaps der ersten Generation wurden weltweit schulden
im wert von 177 Millionen us-Dollar abgebaut und 130 Millionen us-Dollar
für umweltschutzprojekte bereitgestellt (Kaiser, Lambert, 1996), Dabei wur-
den in insgesamt 15 schuldnerländern 32 Debt-for-nature-swaps-projekte
durchgeführt. Durch die zweite Generation von Debt-for-nature-swaps wurde
nach schätzungen über 1 Milliarde us-Dollar mobilisiert. Angesichts der
Gesamtverschuldung (ca. 1800 Milliarden Ende 1993) tragen die swaps
jedoch wenig zur Lösung der schuldenkrise bei(Jakobeit, 1996, 12gtf.).

Dass sich die Swaps der ersten Generation nicht durchsetzten, hat vielerlei
Gründe. Mit dem fortschreitenden schuldenabbau der Entwicklungsländer
stiegen die Preise ihrer am sekundärmark gehandelten Titel. bas er-
schwerte ausländischen Nichtregierungsorganisationen bzw. Regierungen
den Erwerb von Debt-for-nature-swaps. Nichtregierungsorganisationen män-
gelt es latent an finanziellen Mitteln zur Durchfünrung inrei projekte, Die in-
ternationalen Gläubigerbanken hatten die schulden der Entwicilungsländer
nach einiger zeil bilanziell abgeschrieben. Gerade deshalb hielten sie ver-
stärkt an den Titeln fest, als sich zeigte, dass diese mit der Zeit stark an wert
gewinnen könnten (Jakobeit, 1996).
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6. Empirische Befunde und Kategori-
sierung der Kompensationsregime

ln Kapitel 6.1. werden die empirischen Resultate zu den dreizehn Transfer-

mechanismen (abhängige Variablen) und den dazugehörigen strukturellen

Variablen (abhängige Variablen) zusammengestellt sowie eine erste lnter-

pretation und Kategorisierung der Kompensationsregime vorgenommen. ln

Kapitel 6.2. wird eine Brücke zur Klimaproblematik geschlagen

6.1. Empirische Befunde

Bei der Aufnahme der empirischen Daten zu den einzelnen Kompensations-

regimen haben wir unterschieden zwischen den Charakteristika der Trans-

fermechanismen, den Merkmalen der Wirkungskette sowie den zentralen

strukturellen Variablen. lm lolgenden werden zuerst die Transfermechanis'

men beschrieben und daran anschliessend die Wirkungsketten und die

strukturellen Elemente miteinander verglichen. Daraufhin werden die durch

die Einführung der Regime induzierten Veränderungen analysiert und syste-

matisiert, Die Beziehung zwischen abhängigen und unabhängigen Variablen

und der Erklärungswert unserer strukturellen Variablen wird zusammen mi1

der Überprüfung unserer Hypothesen in Kapitel 7 diskutiert'
Der Transfermechanismus lässt sich anhand des Kompensationstyps, des

Zieles des Transfers, des Finanzierungsprinzips sowie der Aquivalenzbezie'

hungen in aller Küze beschreiben (Tab. 7).

Der Vergleich der untersuchten Transfermechanismen zeigt, dass das ge'

wählte Sample die Breite der möglichen Kompensationsregime durchaus

abdeckt: So lassen sich reine Vermeidungs-, Anpassungs- oder Ausgleich'

stransfers vom Kompensations-Mischtyp unterscheiden, bei dem sowoh

finanzielle Translers für Vermeidungs- und Anpassungsmassnahmen wie

auch Ausgleichszahlungen geleistet werden. ln etwas mehr als der Hälfte de

Fälle finden wir die Misch-Variante. Jeder Kompensationstyp (V/AP/AG) ist ir

unserem Sample in etwa gleich stark vertreten.
Drei Viertel der Transfers dienen allokativen Zielen. Nur in knapp einen

Drittel der untersuchten Regime ist das Ziel sowohl allokativ wie distributiv

Es sind dies die kantonalen Gebäudeversicherungen, die landwirtschaftichet

Direktzahlungen und teilweise auch der Kohäsionslonds und die Joint lm

plementation.



Total
ohne ( )

7 (2)
5 (1)
7nl

I
6

(1

(1
)
)

9
7(1)

8

Swaps
29

(AG)
AP
V

A

(Nu)

JI

(AG)
AP
V

A
(D)

V
Nu

Fonds

AP

(A)
D

V

tf

DZ

AG

V

A
D

V
Nu

G

Versich-
erung

privat

AG
(AP)
ru)

D

V1
Nu1/2
G 112

Versich-
erung

kant.

AG
AP
V

A
D

V1
Nu1/2
G 1/2

Wett-
er

AG

D

Nu
G

Na-
gra

Greina

AG

V

D

Nu

G

Wdd

AG

V

A

V

Lärm

AP

A

V

G

Fluor

AG

A

V

Luft

V

A

V
Nu

G

Kompensationstyp
Ausgleich (AG)
Anpassung (AP)
Vermeiduno (V)

Ziel des Transfers
Allokation (A)
Distribution (D)

Finanzierungsprinzip
Verursacher (V)
Nutzniesser (N)

Gemeinlast (G)

Tab. 7: Kompensationsregime/Transfermechanismen

A=Allokation; AG = Ausgleich; AP =lnpsssung; D = Distribution; G = Gemeinlastpinzip; J =Ja; N= Nein; Nu = Nutzniesserprinzip;
o=teilweise; San=Sanierung; Sub=Subvention; V=Verursacherprinzip; 0=teitweise;
1 = Verursacher sind Perconen, die ein gefährdetes Gebiet besiedetn; 2= Verursacher sind Treibhausgasemittenten.

2s Bezieht sich auf die Umweltbelastung in den Entwicklungsländern (evt. ist eine Aufsplittung in

s

I
'!

a

s

i
(
s
5

i(
s

i
)
!
C
C
s

I
I
s
d
r
!
)
It
s
ag

=s
ct

fl
E
c

0(tis).
Verschuldung/Umweltbelastun g nö-



Total
ohne ( )

7
8
1

6
7

10
2
1

8
3
2

Swaps
29

N

N

J

o

JI

o

J

o

N

Fonds

J

J

J

J

DZ

N

N

J

J

Versich-
erung

privat

J2
N1

N

J

J

Versich-
erung

kant.

J2
N1

N

J

J

Wett-
er

N

N

J

J

Na-
gra

Greine

N

N

J

J

Wdd

J

J

N

N

Lärm

J"o

N
(auto
mob)

J

J

J

Fluor

J

J

J

J

Luft

J (San)
N (Sub)

J (San)
N (Sub)

J(Sub)
N(San)

N(San)
o(Sub)

Aquivalenzprinzip
Verursacher =
Finanzquelle räumlich

Aquivalenzprinzip
Verursacher =
Finanzquelle zeitlich
Aquivalenzprinzip
Opler = Nutzniesser
räumlich
Aquivalenzprinzip
Opfer = Nutzniesser
zeitlich

A = Altokation; AG = Ausgleich; AP = Anpassung; D = Distribution; G = Gemeinlastprinzip; J = Ja; N= Nein; Nu = Nutznies-

seryrinzip;o=teilweise; San=Sanierung;Sub=Subvention; V=Verursacherpnnzip;0=teilweise;
I = Verursacher sind personen, die ein gefährdetes Gebiet besiedeln; 2= Verursacher sind Treibhausgasemittenten.

'o lm Regime gelten nicht die Automobilisten als Verursacher sondern der Staat, welcher die Strassen als lnfrastrukturleistungen er-

bringt. Die Finanzierungsquelle wird hingegen von den Automobilisten gespeist, wobei allerdings nicht die Lärmverursachung, son-

dern die Menge an verbrauchtem Treibstoff die Bemessungsgrundlage bildet.

oc

I
I
E
a
5
(I

E
I
s
e.(
s
?

i
ß

G((
!
!
!
!
d
(
!
t
!

1
!
i
I
!

!
I

i
i



v. Lrrr}/illovtts 99tuttug uttu r\4NrgLil tütttt ut tg uet r\ulr rPensau()nsregtme b t

Bei den zugrundeliegenden Finanzierungsprinzipien findet in etwa drei Viertel
der Fälle das Verursacherprinzip Anwendung. ln etwa der Hälfte der Fälle
finanzieren die Nutzniesser oder der steuerzahler einen Teil oder den gan-
zen Transfer. Auch hier fällt wiederum auf, dass in zwei Drittel der Regime
eine Mischfinanzierung zur Anwendung gelangt. ln keinem der untersuchten
Mechanismen kommt allein das cemeintastf,rinzip zum Tragen. Die zu-
sammenstellung (Ziel des Transfers/Finanzierungsprinzip) lässt die Vermu-
tung zu, dass bei jenen Mechdnismen, in denen das Gemeinlastprinzip zur
Anwendung kommt, immer auch verteirungspolitische Zielsetzungen ue'rfolgt
werden.
lm Rahmen unserer untersuchung interessiert, inwieweit bei den unter-
suchten Regimen das Verursacherprinzip angewend.et wird bzw. ob eine
räumliche oder zeitliche ubereinstimmung zwischen dem verursacher und
der Finanzquelle vorhanden ist. Der Tabelle ist zu entnehmen, dass nur in
etwa der Hälfte der Fälle eine zeitliche Konvergenz vorhanden ist bzw. in
sieben Fällen die Konvergenz fehlt. Die Auswertung für die räumliche über-
einstimmung fällt ähnlich aus. Kleinere Divergenzen sind zwischen opfern
und Nutzniessern vorhanden, denn sowohl zeitlich wie räumlich sind die
Gruppen in zwei Drittel der Fälle deckungsgleich; Nicht-übereinstimmung
findet sich nur in vereinzelten Fällen. Dass bei einer finanziellen Beteiligung
der Nutzniesser die Aquivalenz zwischen Verursacher unä Fin"nrquelle nicht
mehr gegeben ist, liegt auf der Hand. Die räumliche Aquivalenz schneidet
nicht viel besser ab. ob räumliche Konvergenzen generell höher sind, wäre
im Rahmen einer weitergehenden untersuchung abzuklären; theoretisch
liesse sich eine solche Dominanz allenfalls damit erklären, dass die direkte
räumliche Betroffenheit zu einer besseren lnternalisierung von externen Ef-
fekten führen würde. Bei der zeiflichen Betroffenheit könnte die starke Ge-
genwartsbezogenheit lür das individuelle Handeln ausschlaggebend sein,
was zu einer unterbewertung oder Vernachlässigung zukünttiger Folgen
führen könnte.
Eine Kategorisierung der vorliegenden Regime könnte aulgrund von ver-
schiedenen Kriteiien vorgenommen werden, eine Typenbildung ist jedoch
aufgrund der obigen Daten nicht wirklich möglich.
Bei den erklärenden variablen ergibt sich folgendes Bild: Bezüglich der Kon-
struktion der wirkungskette fällt auf, dass sich die Verursacher gleichmässig
auf lndividuen, Gruppen und staafliche Akteure verteilen. Beim Geschädigl
tenkreis dominieren die lndividuen. Die Gruppen sind jedoch in den meisten
Fällen nichi identisch. Die ausgewiesenen schäden beziehen sich mit Aus-
nahme der internationalen Regelungen vor allem auf private Einbussen an
Einkommen und Vermögen. Die internationalen Regelungen nehmen hinge,
gen viel stärker Bezug auf schädigungen öffenilicher Güter oder Mischgüter.
Dieses Resultat erstaunt insofern nicht, als das Haftpflichtrecht heute noch
immer versucht,,,durch schadensausgleich vermögenswerte und nichtver-
mögenswerte Rechte und Rechtsgüter des Einzelnei zu schützen, soweit sie
individual-privatrechtliche Ansprüche eines Geschädigten gegen einen schä-
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diger betreffen" (Müller-Chen, 1997, 217). Eine Umweltbelastung ist nur dann

zivilrechtlich relevant, wenn ein geschütztes Recht bedroht und einem indivi-

dualisierbaren Verursacher zugerechnet werden kann. ,,Die Natur oder die

Umweltmedien wie Luft, Wasser, Boden können in der Regel keiner dieser

individuellen Rechtspositionen zugeordnet werden, ebensowenig konnte

sich ein absolutes Recht auf Teilhabe an bestimmten Umweltgütern oder aul

eine saubere Umwelt durchsetzen" (Müller-Chen, 1997, 219), Aus einer öko-

nomischen Perspektive bestätigt sich somit die Theorie der ötfentlichen Gü-

ter.
Ein Grossteil der untersuchten Transfermechanismen gleicht einen,lokd oder

regional anlallenden Schaden aus, der sich sehr oft mit einer direkten und

offensichtlichen Wirkung verbindet. ln etwa der Hälfte der Fälle ist der zeitli-

che Anfall des Schadens langfristig. Bezogen auf die Wirkung handelt es sich

in etwa der Hälfte der Fälle um eine sichere und direkte Beziehung'
Ein Vergleich der bei Verschmutzungen involvierten und bei Schädigungen

betrotfenen Umweltgüter zeigt, dass öffentliche oder l\4ischgüter bei der Ver-

ursachung beteiligt sind, während von der Schädigung schwergewichtig
private Güter betrotfen sind. Auch hier ist wieder auf den mangelnden rechtli-

chen Schutz von Umweltgütern zu verweisen: ,,Hinsichtlich der Ersatzfähig-

keit ökologischer Schäden ist danach zu differenzieren, ob die Beeinträchti-

gung desirlaturhaushaltes als Folge einer privatrechtlich erfassbaren Eigen-

tumsverletzung auftritt, oder ob ausschliesslich Güter betrotfen sind, die

keinem privaten Rechtsträger zur alleinigen Verfügung und Nutzung zuge-

wiesen werden können (M üller-Che n, 1 997, 229\'
Duldungspllichten sind als Kehrseite der Verschmutzungs- oder Nutzungs-

rechte zu verstehen. Die nachfolgende Tabelle 8 zeigt u. a., dass Nutzungs-

und Verschmutzungsrechte besser geregelt sind als die Duldungspflichten

der Geschädigten. Juristisch'ist darauf hinzuweisen, dass eigentlich über-

haupt keine Schäden zu dulden wären, aber die lnexistenz von juristischen

Regimen Und damit auch von Kompensationsmechanismen vereinzelt zur

Duldung von Schäden lühren. ln Fällen wie den Emissionsgrenzwerten in det

Luftreinhaltung ist davon auszugehen, dass die Werte so festgelegt wurden,

dass eigentlich keine Schäden entstehen dürften. Da es sich jedoch um poli'

tisch fixierte Grössen handelt, ist es durchaus möglich, dass trotzdem Schä'

den auftauchen. Bei der Revision des Umweltschutzgesetzes wurde die Ge'

fährdungshaftung lür Anlagen eingeführt (in den Artikeln 59a und 59b USG).

Die Geschädigten sind damit zwar besser geschützt, es werden aber aucl^

dort nur Rechägüter des Einzelnen geschützt, die Natur an sich aber nicht."

Analyse und Zusammenstellung der empirischen Daten in Tabelle 7 geber

einen ersten Eindruck von existierenden Regimen. Die Bearbeitung der

untersuchten Regime hat verdeutlicht, dass die ldentifizierung der Wirkungs'

" Gemäss Müller-Chen hat sich in Europa die verschuldensunabhängige Haftung

durchgesetzt, Österreich, Deutschland und die Schweiz kennen die anlagenbezo

gene Gefährdungshaftung (Müller-Chen , 1997,2251.) '
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kette mit grossen Problemen verbunden ist (Tabelle 8). Die Komplexität von
ökologischen wirkungen führt dazu, dass mehrere Ketten ineinanderuer-
woben sind und es teilweise schwierig zu unterscheiden ist, wer nun Nutz-
niesser, Geschädigter und Verursacher ist. so verzichten die Bauern im
Rahmen der ökologischen Direktzahlungen in der Landwirtschaft auf die
Verwendung von Pestiziden und Hilfsstotfen. Der dadurch induzierte Ertrags-
ausfall könnte nahelegen, dass es sich bei den Bauern um die eigentlich
Geschädigten handelt. objektiv bleiben jedoch die Bauern durch ihre Dunge-
praxis verursacher. Die existierenden Eigentumsrechte erfordern jedoch,
dass den Bauern die Verschmutzungsrechte abgekauft werden. Noch kom-
plizierter gestalten sich die Eigentumstitel im Rahmen der Swaps, wo
mehrere Politikbereiche miteinander verkoppelt wurden: ein Umweltproblem
mit globalem charakter (Abholzung der Regenwälder) wird mit der proble-
matik der Zahlungsunfähigkeit der Entwicklungsländer kombiniert. ln diesem
Fall sind die Verursacher des umweltproblems lndividuen und lndustrien wie
Holz- oder Erzförderungsbetriebe, die Geschädigten sind lndividuen, die aus
ihrem angestammten Lebensraum vertrieben werden, oder aber andere
staaten, die die Folgen der Klimaänderung zu tragen haben. Aus finanzpoliti-
scher Sicht sind die Verursacher aber die zahlungsunfähigen schuldner-
länder, die wiederum die Banken in den lndustrieländern schädigen. Bei
beiden Ketten sind schädiger und Geschädigte nicht deckungsgleich, was
eine klare ldentifikation der Gruppen verunmöglicht.
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Misch
privat

ötf

Wald

dirlind
sich/uns

rev
nern

neln

öff
Misch
privat

ötf
Misch
pn'vat

Lärm

direkt
sicher
irrlrev

X bis VLI

Ja

o

X
öff

Misch
orivat

Misch
orivat

Fluor

direkt
sicher

rev
ja

X
X(BGE)

o

X
öff

Misch

Drivat

Luft

indirekt
uns

ifthev

X bis VLE

p

xruu)

o

öff
Misch

Misch
privat

IGE: Bundesgerichtsentscheid; VLE: Vateur timite d'6mission; VLI: Valeur timite d'immission
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Was passiert aber nun tatsächlich bei der lnstitutionalisierung eines Regi-

mes? wie die Kategorie,,vor Regime"{,im Regime" zeigt, fuhrt die Einführung

von Kompensationiregimen zu Veränderungen auf der Ebene der ldentität

der Gruppen und der Nutzungsrechte bzw. der Duldungspflichten. Bezogen

auf die ldentität von Verursachern und Geschädigten zeigt sich, dass die

Grenzen zwischen Verursachern und Geschädigten in den verursacherbezo-

genen Kompensationsregimen strenger gezogen werden'

öi" f"t"goiie ,,ldentität vor und im Regime" verdeutlicht zudem, dass sich

durch die- Regimebildung das Verhältnis der beiden zentraldn Gruppen zu-

einander ändern kann, aber nicht muss. So lässt sich am Beispiel des Lärms

zeigen, dass die eigentlichen Verursacher vor dem Regime die Automobili-

stei sind, dass im Regime aber Bund, Kantone und Gemeinden als

,,Eigentümer" der Strassen zu den Verursachern werden. Ein neues Regime

larin aUer auch dazu führen, dass die schädigenden Aktivitäten einge-

schränkt oder aufgegeben werden (LandwirtschafVLuft)' Dies kann sich wie:

derum auf die Beziehung zwischen Schädigern und Verursachern auswirken:

So entwickeln sich die der realen Wirkungskette entsprechenden ldentitäten

V c G (Verursacher ist Teilmenge von G) in einigen Fällen zu Nicht-

ldentitäten in den Regimen. Zu überprüfen wäre, ob in jenen Kompensations-

regimen, wo als Transfermechanismen Nutzniesser- und Gemeinlastprinzip

zui Anwendung gelangen, die ldentitäten sich stärker verschieben oder

konstant bleiben. Wahischeinlich entscheidet aber der politische Entschei-

dungsprozess über gleiche oder unterschiedliche ldentitäten vor und im Re-

gime.
öie vorliegende Untersuchung lässt bei genauer Betrachtung erkennen, dass

die Einführung neuer Regime die Handlungs- und Verfügungsrechte

verändern kann. Das gewählte Kompensationsregime trägt demzufolge zur

Gestaltung und Präzisiärung von Eigentums- und Verfügungsrechten bei' Die

Regelung impliziert damit eine Anpassung des vorherrschenden ordnungs-

rechtlichen Rahmens.

Tab. 9: Funftion des Kompensationsregimeg, analysiert auf der Basis der

Veränderung der Handlungs- und Nutzungsrechte

Handl und Nutzun rechte Reqime

unklare Regelung
der und

Nagra
Joint lmplementation

Verursacher nicht identifiziert oder nicht identif izierbar:

Staat tritt an deren Stelle

Wetter
Elementarue rsicherungen

Ein sch ränkung des V erschmutzu ngs rechtdN utzu ngs-

rechts

Lärm
Luft

klare Regelung der Rechte führt zum Abkauf der Nut'
zangsrechte oder zur Bezahlung der Vermeidungsko-

sten

Fluor, Greina, DireK-
zahlungen, Kohäsions-
fonds, Swaps

Nutzuno ausnahmsweise gegen Kompensation erlaubt Wald
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ln Tabelle t haben wir die untersuchten Kompensationsmechanismen da-
nach unterschieden, wie das Regime Einfluss auf die Verfügungs- und
Handlungsrechte nimmt (skala der durch das Regime induzierten Verände-
rungen der Eigentumsrechte). wir unterscheiden fünf unterschiedliche Ty-
pen:

Regime, bei denen der vorgeschlagene Transfermechanismus nicht zu
einer Klärung von Nutzungsrechten und Duldungspflichten beiträgt; die
Transferzahlungen bleiben treiwillig (Nagra, Joint lmplementation);
Regime, die die verursacher nicht identifizieren, bei denen aber ein klares
schadensbild vorliegt, weshalb der staat an die stelle der Verursacher
tritt. Es handelt sich um Gefahren, die jeden treffen können und für dieeine gesellschaftliche solidarhaftung entwickelt wurde (schlecht-
wetterausgleich, Elementarschadensversicherung) 

;

Regime, die zu einer Klärung der Nutzungstitel und Duldungspflichten
beitragen, ohne aber spezielle Gelder für 2ahlungen zur veriügung zu
stellen. Es werden bereits bestehende Fonds für dän schadensausgi-eicr,
verwendet bzw. externe Effeke z. B. auf die Krankenkasse abgewälzt
(Lärm, Luft);

Regime, die sich auf einem detaillierten rechtlichen Hintergrund entwik-
keln. Die klare rechtliche Regelung von verfügungsrechtei zwingt zum
Abkauf von Titeln. Hier scheint der Organisationsglad von Verursacher_
und Geschädigtengruppen von Bedeutung zu sein (Greina, Kohäsions-
fonds, Direktzahlungen, Swap, Fluor);
Regime, die eine ausnahmsweise Nutzung gegen Kompensation vorse-
hen (Wald).

a

a

lnwieweit es sich bei der unterscheidung der Kompensationstypen um eine
evolutive stufenleiter handelt, muss otfengelassen werden. Fesi steht, dass
für die wahl des Kompensationstyps der bereits bestehende rechiliche
schutz der betroffenen und involvierten Güter von Bedeutung ist.
Den unklaren Nutzungsregimen sind problembereiche iuzuordnen, die
wahrscheinlich in Zukunft noch an Bedeutung gewinnen werden oder aber
zur zeil noch im Aushandlungs- und programmierungsprozess stecken. Ein
Kompensationsregime Nagra ist nicht entstanden, o-bwohl eine Entschädi-
gung der Regionen und Gemeinden, die eine Endlagerstätte beherbergen,
durchaus denkbar wäre. Hier ist zu fragen, ob nicht iniolge des Anwachsens
radioaktiven Abfalls mit einer neuerlichen lntensivierung der Auseinander-
setzungen zu rechnen ist. was die Joint lmplementation betrifft, handelt es
sich um ein lnstrument, das international in Entwicklung begriffen ist. obwohl
die allokative Etfizienz gemeinsamer KlimaschutzprojektJ bestechend ist,
sind damit weitreichende verteilungspolitische probleme verbunden.
Bei Lärm und Luft wird im Gegensatz zu den Naturkatastrophen eine ldentifi-
zierung der Verursacher möglich. Es erstaunt darum nicht, dass bei ersteren
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eine Einschränkung der Nutzungsrechte erfolgt bzw. bei letzteren auf eine

Solidarhaftung zurückgegritfen wird'
Wurden bereits vorgängig die Handlungs- und Nutzungsrechte klar geregelt,

so kann eine Regimeänderung aul dem Hintergrund des bestehenden

Rechts stattfinden. im Falle der ökologisch motivierten Beiträge nach Art' 31b

LWG wurden anreizorientierte Kompensationen eingesetzt' Man bediente

sich bereits existierender lnstrumente. Mit zweckgebundenen Subventionen

und einer Richtungsorientierung bei den Vergabekriterien versucht der Ge-

setzgeber EinllusJ auf die Allokation der landwirtschattlichen Produktions-

faktoren zu nehmen. So sollen zukünftige Umweltschädigungen vermieden

werden. Zugleich werden damit Einkommensminderungen infolge abgebau-

ter direkter Preisstützungsmassnahmen und reduzierter Erträge durch ökolo-

gische Auflagen ausgegiichen. Etwas anders ist der Anpassungsprozess für

äas Flegime-der Gräina verlaufen. Dort wurde ein rechtlich bestehendes,

aber in äer Praxis noch nicht umgesetztes Kompensationsregime verändert:

die Kraftwerksgemeinschatten hatten von den Gemeinden bereits die

Konzession fur die Nutzung der Wasserkräfte überschrieben erhalten, später

aber verzichteten sie auf die Nutzungstitel. Speziell interessant ist in diesem

Zusammenhang die Tatsache, dass nicht die Krattwerksgemeinschaft kom-

pensiert, sondein das Gemeinwesen für seinen Verzicht auf die Nutzung der

Wasserkraft abgegolten wurde. Die Kompensation orientierte sich damit an

den ursprünglichen Nutzungsrechten. Bei den Swaps hingegen resultieren

aus den Uereits bestehenden Regelungen Umsetzungsprobleme, denn die

hinter den tangierten Güter liegenden Rechte sind stark ausditferenziert und

untereinander nicht immer kompatibel. Debt-for-nature-swaps erfordern für

die Umsetzung zwischenstaatliche Verträge, lür die keine uniforme Ausge-

staltung mehr möglich ist, was die Transaktionslosten entsprechend erhöht'

Die obigen Ausführungen zeigen, dass die tatsächliche Gestaltung {er R9;

gime nJr bedingt und mittelbar von strukturellen Grössen abhängt. Obwohl

äie Beziehung lwischen abhängigen und unabhängigen Variablen erst in

Kapitel Z ausführtich unter die Lupe genommen wird, weisen die obigen

Erklärungsmuster darauf hin, dass der Erklärungsgehalt der strukturellen

GrössenJür die Varianz der Kompensationsregime eher tief ist,

6.2. Bezug zur Klimaproblematik in der Schweiz

Die meisten der untersuchten Kompensationsregime tragen direkt oder indi-

rekt zur lnternalisierung von externen Effekten bei, indem ein Schaden ver-

mieden, Anpassungsmässnahmen vorgenommen oder Abgeltungen gezahlt

werden.
ä;;;;;. auf die Ktimaprobtematik und deren Auswirkungen auf die Schweiz

ist zrifragen, ob überhaupt Transfermechanismen geschaffen werden müs-

sen und wenn ja, in welchem Umfang und in welcher Form'
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Diese Fragen lassen sich letzflich nur im politischen prozess entscheiden.
wissenschaftliche Untersuchungen geben aber zumindest einen Anhalts-
punkt über Grössenordnung und Folgeschäden der Klimaänderung und
damit über den potentiellen problem- und Handlungsdruck. Die umichrei-
bung und Einschätzung der Auswirkungen der Klimaänderungen für die
schweiz haben wir der sozialwissenschaftlichen untersuchung von Meier
(1998) entnommen.
Die nachfolgende Tabelle gibt für die einzelnen schadensbereiche Auskunft
über Ausmass und Eintretenswahrscheinlichkeit der Schäden.

Tab. 10: Übersicht - Auswirkungen der Ktimaänderungen für die schweiz,
Jahr 2030 bis 2050

Bereiche

Wahrschein.
lichkeit des
Eintretens

Ausmass
Wirkungen

(Schäden bzw
Nutzen)

Betrotlenheit

Schneegrenze +300-500m
Schneedauer -20-40"/"

+++

++

Voralpen, Jura

Tourismus, v.a. Wintertouris-
mus

Gletscherzahl
Gletscherfläche

-80%
-700/"

+++

+++

Tourismus, Gesellschaft ,

Umwelt, Wasserressourcen

Anderungen Lawinennieder-
gänge

(+-) Personen, Gebäude, Fahrha-
be, lnlrastrukturen

Permafrostgrenze

+200 bis +700m

+++ Hochalpin (2400m)
lnfrastrukturen, Seilbahnen
Ev. Siedlungen

Murgänge hochalpin
Murgänge randalpin

+

+-

Gebäude, Fahrhabe, lnfra-
strukturen, Landschaften

Abflussregime:
Winter statt Sommer ++

Umweli, Wässerressourcen,
StromproduKion

Hochwasser, v.a; alpin

Überschwemmungen

+

++

Personen, Gebäude, Fahrha-
be, lnfrastrukturen

Grundwasser

Trockenheit

+

++

Wasserressourcen, Wasser-
versorgung, Landwirtschaft

Sommerstürme/Hagel

Winterstürme

++

+

Gebäude, Fahrhabe, lnfra,
strukturen, Land- und Forst-
wirtschaft

Wald

- Nicht standortgerecht:
25-30"/" um + 5-30%

- Krankheits-, Sturmanfälligkeit

++

+- G)

Erlösminderung

Verlust Schutzfunktion



Bereiche

Wahrschein'
llchkeit des
Eintreten's

Ausmass
Wlrkungen

(Schäden bzw.

Nutzen)

B€troflenheit

Zunahme Biomasse

Waldgrenze +100 bis + 300m

Waldbrände SüdalPen

+-

+

++

(+)

+

Erlössteigerung

Erhöhte Schu?funktion

Siedlungen, Erlösminderung

Landwirtschaft (Pflanzenbau) ++ + Ertrag, Einkommen

Biodiversität + G) Umwelt, Flora Berggebiet

Gesundheit +- (+l Gesellschaft

Wanderungen, Flüchtlinge +++ Gesellschaft , Wirtschaft

70 6. h,mplnscne t'eIUnqe urlu l\.1lggullültilull9 util r\vrtrPer toqtrvrrervv,,,tv

Quelle: Meier, 1998

Legende:
Eintretenswahrscheinlichkeit von Wirkungen aufgrund des Klimaszenarios:

+++ (Relativ) hohe Wahrscheinlichkeit des Eintretens

++ MittlereWahrscheinlichkeitdesEintretens

+ Geringe Wahrscheinlichkeit des Eintretens

+ - Keine bzw. sehr ungewisse Wahrscheinlichkeit des Eintretens

- Abnahme der Wahrscheinlichkeit des Eintretens

Auswirkungen mit allfälligen Folgen (Schäden bzw. Nutzen-, Gewinnpoten-

tial):

- - - Hohe Auswirkungen mit negativen Folgen: Hohes Schadenspotential

Mittlere Auswirkungen mit negativen Folgen: Mittleres schadenspotential

- Geringe Auswirkungen mit geringem Schadenspotential

Geringe Auswirkungen mit positiven Folgen: Nutzen- oder Gewinnpotential

0 Sehr unsichere Wirkung: wird nicht weiter verfolgt.

Einzig für die Bereiche ,,Erhöhung der Schneegrenze", ,,Gletscherschwund",

,,Permafrost" und ,,Wanderungen, Flüchtlinge" kann mit einer hohen Wahr-

scheinlichkeit von einem Schadensfall ausgegangen werden. Ein hohes

Schadensausmass zeichnet sich für den Wintertourismus und als Folge von

Hochwasser und Überschwemmungen ab. Auch bei geringem Schaden
(nicht standortgerechter Wald, Hagel etc.) können die Disparitäten gross sein

und damit Eingang in die politische Diskussion finden.

Die Bezifferung der potentiellen Schadenskosten zeigt, dass sich letztere

etwa auf 0.6-0.8% des Bruttosozialprodukts der schweiz (2-3 Mrd. sFr.)

belaufen dürften. Diese Kostenschätzung berücksichtigt v.a. Veränderungen
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von vermögenswerten und der wertschöplung. lndividuelle wertschätzungen
werden nicht einbezogen. Der grösste Teil der Kosten fällt mit etwa 2 Mrd.
SFr. im Wintersporttourismus an.

Tab. 11: Schadenskosten der Ktimaänderung (Bezugsjahr t99S)
(Klimaszenario NFP 3t)

Schadena- und
Nutzenbereiche

Marktkosten 1995
Resso urcenAVe rtschöpf un g

in Mio. SFr.

Bemerkungen

Tourlsmus total

- Wertschöpf ungsverl ust
Voralpen/Jura

- Gletscherskifahren

- Attraktivitätsverl ust

- Gewinn durch Sommer-
frische

-1780 bis
- 2280

-1600 bls
2100

-30

- 150

+ 100

Wertschöpf ungsverluste (v.a. Voralpen/J ura)
Gletscherskifahren, Attraktivitätsverl ust

Bruttowertschöpfung Wintersport 5.3 Mrd. SFr
Verlust ca.: 30% bis 40% des Wintersportes

grobe Schätzung

Wertschöpfungsverlust G 3% von 5 Mrd. SFr.)

Sommertou.rismus Berge (+ 2% von 5 Mrd.
SFr.)

Hochwasser/
Überschwemmungen

-135 bls
- 450

WSL-Daten 1972-1996 für Unwetter
Spannweite von + 307o bis + 100%

TrockenhelUGrundwasser/
Wasserversorgung

- 200 Landwirtschaft: Ertragseinbussen falls keine
Bewässerung

- Zusätzinvestitionen in Wasserversorgung

Sommerstürme/HageU
Winterstürme

- 70 bis
-110

,,Volkswirtschaftliche" Kosten für Sturmschäden
und Hagel: + 30% bis +50% im Klimaszenario

Wald Nichtstandortgerecht

Höhere Waldgrenze

ca. - 50

ca. + 10

Landwirtschaft - 30 bis
-70

Ertragseinbussen trotz COr-Düngung, Vegetat-
ionszeit, Höhenlage

Biodlve16ität Keine Grundlagen

Gesundheit Kein Gefahrenpotential für die Schweiz

Energie
Eleklrizitätsprod uktion

Energieverbrauch +30

Abnahme Speicher-, Zunahme Flusskraltwerke

Abnahme Wärme, Zunahme Kühlen

WanderungerVFl üchtl in ge -80 Zunahme der Fürsorgekosten um 107o

Total SchädenA/erluste

Nutzen/Gewinne

Anteil Schäden am BSP 1995
(378',000)

2',345-9',240

+ 140

0.8% bls
0.6olo

Quelle: Meier, 1998
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Aus der Analyse der Schadenskosten und der Schadenskategorien ergeben

sich für die Diskussion um ein mögliches Kompensationsregime ,,Klima-

änderung in der Schweiz" folgende Resultate:

a Art und Ausmass der räumlichen und zeitlichen Betroffenheit einzelner

Regionen sind unterschiedlich und teilweise unbekannt, was die Ausar-

beiiung eines entsprechenden Regimes erschweren dürfte'

ln den einzelnen Schadensbereichen wie z. B. dem Wald und bei Hoch'

wasser sowie Elementarschäden bestehen unterschiedliche Eigentums-

und Nutzungsrechte. Die Nutzungsrechte und Duldungspflichten sind un'

terschiedlich stark zugunsten der Verursacher und Schädiger geregelt'

Die unterschiedliche Regelungsdichte in den einzelnen Bereichen sowie

die variierenden Regimetypen erschweren die Konstruktion eines über-

greifenden Kompensationsregimes,,Klimaänderung in der schweiz" zu-

sätzlich.

Ein sehr zentrales und wichtiges Ergebnis unserer Studie ist, dass in den

jeweiligen Schadensbereichen bereits rechtliche Regelungen zur Finan-

rierung und Abgeltung der schadenskosten von möglichen Klimaände-

rungen existieren. Sie sind allerdings Bestandteil anderer Sektoralpoliti-

t<en. So könnte ein mehr oder weniger regional verursachergerechter

Ausgleich für die Wertschöpfungsverluste des Wintersporttourismus im

Rahmen der Arbeitslosenversicherung erfolgen. Etwas Ahnliches lässt

sich beim Hochwasser und den Überschwemmungen dank des Elemen-

tarschadenfonds und der kantonalen Gebäudeversicherungen finden'

Einen weiteren Mechanismus stellt die Schlechtwetterentschädigung dar.

Bereits heute findet eine partielle Umlagerung von den Verursachern zu

den Geschädigten statt (kantonale Gebäudeversicherungen und Ele-

mentarschadenionds). Die am stärksten zu Buche schlagenden Scha-

denskosten infolge der Klimaänderung könnten demzufolge partiell über

bereits bestehende Mechanismen ausgeglichen werden. Nicht berück-

sichtigt sind internationale e)derne Effekte, die auf einer übergeordneten

Ebenä zu bekämpfen wären. Das Finanzaufkommen in den entsprechen-

den Regimen führt dazu, dass ein Transfer: von Agglomerationen ins

Berggebiet ertoigt. Eine wirklich verursachergerechte Belastung würde

bedingen, dass jene Sektoren zur Kasse gebeten würden, die quantitativ

am meisten Emissionen produzieren'

Für die Etablierung eines Kompensationsregimes Klima negativ zu Buche

schlägt weiter die Tatsache, dass es sich bei den schadensgenerierenden

Prozelsen um äusserst vielschichtige und komplexe Phänome handelt,

die im politischen Entscheidungsprozess nur sehr schwer in einfache

l-ösungen umgemünzt werden können. Verschärft wird dieses Problem

durch die stark verflochtenen Wirkungsketten im Klimabereich und der

partiellen Unmöglichkeit, Schädiger und Verursacher zu identifzieren.

a

a
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Die obigen Ausführungen zeigen, dass es mehr Translermechanismen gibt,
als zu Beginn der studie angenommen wurde. Ein Teil der existierenden
Transfermechanismen käme bei einer allfälligen Klimaänderung zum Zuge.
Es handelt sich dabei um Transfermechanismen, die im Rahmen anderer
Politiken recht gut funktionieren. Diese Tatsache könnte zur schlussfolge-
rung verleiten, dass die Entwicklung von nationalen Kompensationsregimen
gar nicht mehr notwendig ist, denn bei den bestehenden Transfers handelt
es sich um Mechanismen, die den Problemdruck mildern und auffangen.
Diesem Argument ist entgegenzuhalten, dass die vorhandenen Autfangme-
chanismen die realen Kausalitäten verschleiern und kaum zu einer effizienten
Lösung der Klimaproblematik führen, Die vorhandenen Transfers kaschieren
die wirklichen Umweltprobleme und führen zu bzw. unterstützen inetfiziente
Lösungen. Daraus lässt sich wiederum die schlussfolgerung ziehen, dass die
bestehenden Regime ihren ursprünglichen zielen zugeführt bzw. effizientere
Lösungen gesucht werden müssten.
Gegen den Einsatz dieser bestehenden Komponsationsregime für die Klima-
politik spricht weiter die Tatsache, dass es sich bei den untersuchten Trans-
fers um Abgeltungen bereits entstandener Schäden handelt. Die eigentliche
umweltpolitische Aufgabe bestünde darin, übermässige Klimaschäden zu
vermeiden. Dies setzt die Entwicklung von lnstrumenten aul nationaler und
internationaler Ebene voraus. während auf internationaler Ebene die Joint
lmplementation oder vor allem ein Zertifikationssystem für co, im Vorder-
grund stehen, könnten nationale Ziele sinnvoll über eine Enärgieabgabe
erreicht werden (Meier, 1998). Auch wenn die internationale staatengemein-
schaft nicht mitzöge, bestünde auf nationaler Ebene vermutlich eine No-
regret-situation, in der über die Reduktion von co,-Emissionen eine win-
Win-Situation entstehen könnte,"
Die Frage nach verursacherbezogenen Kompensationen muss sich somit auf
den ersten Blick auf nationaler Ebene nicht mehr stellen oder kann zumindest
eine andere Form annehmen. sie ist aber insofern wieder relevant, als bei
der Erhebung einer co,-Abgabe Einnahmen anfallen, die wiederum r,ück-
verteilt oder anderweitig verwendet werden müssen.
Aus unserer studie lässt sich vorläufig ableiten, dass beim versagen der ver-
meidungsstrategien auf nationaler Ebene genauer analysiert werden müsste,
wie lange und in welchem Ausmass die bereits bestehenden euerfinanzie-
rungen wie Arbeitslosengelder oder der Elementarschadenfonds belastet
werden können. spätestens dann, wenn die entsprechenden Fonds stark
beansprucht oder leer sind, dürfte die Frage auftauchen, ob denn die Gelder
nicht teilweise'zweckentfremdet werden. Ebenlalls genauer untersucht
werden müsste, wie gross die verzerrungen bezogen auf das verursacher-
prinzip sind, denn die energieintensiven Branchen würden bei einer Finanzie-
rung über die Arbeitslosenkasse profitieren und ein entsprechender An-

"' zu'den Auswirkungen einer co,-Abgabe in der schweiz vgl. u.a. Meyer zu Him-
mern/Kirchgässner 1 995.
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reizetfekt würde damit entfallen. ln diesem Sinne bestünde auch dort For-

schungsbedarf.
Wie die Joint lmplementation zeigt, sind Kompensationen auf internationaler

Ebene durchaus denkbar. Die Eiperten des IPCC setzen jedoch viel stärker

auf Zertilikate und Steuern. Ob verursachergerechte Kompensationen ange-

sichts der fehlenden globalen staatlichen Gewalt nicht doch von Bedeutung

sind, muss sich im Lauf der Zeit noch zeigen. Wichtig scheint uns jedoch,

dass mittels Kompensationen die lnteressenpositionen von Staaten in Bewe-

gung gebracht werden können und damit eine Lösung bei der Verteilung von

üermeiOungsmechanismen oder der Anpassung durchaus in Sichtweite

käme,
Welche Schlussfolgerungen lassen sich aus den obigen Ausführungen

ziehen? Unsere Analysen haben verdeutlicht, dass weniger ein nationales

Kompensationsregime ,,Klimaänderung in der Schweiz" im Vordergrund der

Forschung steht, als vielmehr eine verursachergerechte nationale Klimapoli-

tik mit dem Ziel einer weitgehenden Verhinderung zusätzlicher Klimaschä-

den. Forschungsbedarf ist sicher im Zusammenhang mit der Rückerstattung

der nationalen COr-Abgabe gegeben.
Falls eine entspre;hende Klimapolitik nicht realisiert werden kann, darf aber

nicht aus den Augen verloren werden, dass die bereits existierenden Trans-

fermechanismen zu einer Milderung des potentiellen Problemdrucks

,,Klimaschäden" beitragen können. Dies ist aber nur bedingt eine etfiziente

Problembekämpfung. Forschungsbedarf besteht somit in der Frage, ob im
Falle von zusätzlichen Klimaschäden die existierenden Regime einer verur-

sacherbezogenen Lösung der Klimaproblematik auf nationaler Ebene nicht

entgegenstehen würden. Denn die existierenden Umverteilungsmechanis-

-.n wrirden den Problemdruck bei den Betroffenen mildern und Vermei-

dungsstrategien nicht fördern. Dies führt zur Aussage bzw' Forderung, dass

bereits bestehende Regime und Transfers wieder verstärkt ihren ursprüngli-

chen Zielen zugeführt werden sollten.
Die interdisziplinäre Forschung zum Klima hat des weiteren verdeutlicht,

dass der Umgang mit Risiken und naturwissenschaftlichen Unsicherheiten im

politischen fäntJfi weiter untersucht werden sollte. Den Kompensationsre-

gimen liegt jeweils eine gesellschaftlich konsentiede Wirkungskette zugrun-

äe. Wie dieser Konsens über Wirkungsketten zustandekommt, wäre ein wei-

teres interessantes Forschungsgebiet'
Bezogen auf die institutionellen Gestaltungsfaktoren bestätigt die vorliegende

Analyie, dass die struldurellen Rahmenbedingungen zwar von Bedeutung

sind, ihre Aussagekraft lür die Regimegestaltung jedoch gering ist' Denn die

Regime dürften im politischen Entscheidungsprozess immer wieder neu ge-

stai-tet werden, Zukünftige Forschungsarbeiten müssen sich demzufolge auf

die Beziehung zwischen der Ausgestaltung der strukturellen Variablen und

den Prozessvariablen konzentrieren. lnteressant erscheint uns auch ein

stärker theorieorientierter Fokus: es sollte untersucht werden, wie die institu-

tionellen/strukturellen Faktoren ausgestaltet werden können, damit die mögli-
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chen Folgen der Klimaänderung überhaupt verhindert würden. wir sprechen
in diesem Zusammenhang auch von ,,lnternalisierungsregimen,,, Das Kom-
pensationsregime wäre dort ein Bestandteil der zu untersuchenden lnternali-
sierungsregimes. Detaillierte Forschungsfragen bezogen aul lnternalisie-
rungsregime werden im Kapitel 8 erörtert.
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7. Hypothesentest
Wie bereits mehrmals erwähnt, hat sich im Laufe der gemeinsamen interdis-

ziplinären Arbeit gezeigt, dass das Ausgangsdesign zentrale Variablen nicht

berücksichtigt hat und zu einlach konzipiert war' Das anlänglich sehr einfa-

che Konzepi hat auch die Hypothesengenerierung stark beeinflusst. ln die-

sem Sinne wurden nur einige wenige Faktoren in den Hypothesentest einge-

baut. Die überprüfung der Hypothesen des Ausgangsdesigns - obwohl un-

terkomplex - zeigt, dass die gewählten unabhängigen Variablen die Varianz

der Kompensationsregime nicht erklären.

Die Tabellen 12 bis 14 fassen die im Anhang 3* detailliert dargestellten empi-

rischen Befunde zu den strukturellen Variablen in synthetischer Weise zu-

sammen und stellen diese dem Kompensationstyp bzw. dem Finanzie-

rungsprinzip gegenüber.

Die Hypothesen zur Rolle der strukturellen Variabten seitens der Geschä-

digteilür die Wahl der Translermechanismen sind in Kapitel 4 aufgeführt.

Tabelle 12 untersucht den Zusammenhang zwischen dem Rechtsträgertyp

und dem gewählten Kompensationsregime. Es lassen sich für verursacher-

bezogene Kompensationsregime im Gegensatz zu den übrigen Finanzie-

rungsnechanismen keine besonderen Eigenheiten entdecken. Beim Misch-

finanzierungstyp fällt einzig auf, dass die Geschädigten nicht nur aus einzel-

nen lndividuen, sondern auch aus dem staat und Gruppen bestehen.

lnwieweit der Gütertyp Einfluss auf die Festlegung des Kompensationsre-

gimes nimmt, ist aus der Zusammenstellung in Tabelle 13 nicht ersichtlich'

Äufgrund der Angaben zum betrotfenen GüteÜp bei Geschädigten und Ver-

ursächern lässt sich keine Vorhersage zur Wahl des Kompensationsregimes

machen. Öffentliche Güter sind zwar stärker bei der Verursachung involviert,

die Schädigung fällt stärker bei privaten Gütern an. Aber ein Zusammenhang

zwischen Kompensationsmechanismen und den strukturellen Grössen wird

dabei nicht wirklich ersichtlich.

e 
Der Anhang kann bei der Programmleitung des Nationalen Forschungsprogramms

31 bezogen werden.
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Kompensationstyp
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Nutzniesser (N)
Gemeinlast (G)

Verursacher
- lndividuen
- Gruppe
- Staat
- Natur
Geschädigte
- lndividuen
- Gruppe
- Staat

Tab. 12: Transfermechanismus und Rechtsträger

Ausgleich; AP = AnpassunQi D= Distribution; G = Gemeinlastprinzip; J = Ja; N= Nein; Nu - Nutzniesserprinzip;
Sanierung; Sub = Subvention; V = Verursacheryrinzip; o = teilweise;

A = Allokation; AG =
o = teilweise; San =
1 = Verursacher sind Personen, die ein gefährdetes Gebiet besiedeln; 2= Verurcacher sind Treibhausgasemittenten

s 
Bezieht sich aul die Umweltbelastung in den Entwicklungsländern (evt. ist eine A ulsplittung in Verschuldung/Umweltbelastung nötig)
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Verursacher (V)
Nutzniesser (N)

Gütertyp
Verursacher

Gütertyp
Geschädigter

Tab. l3: Transfermechanismus und Gütertyp

A=Attokation;AG=Ausgteich; AP=Anpassung; D=Distribution;G=Gemeinlastprinzip; J=Ja; N--Nein; Nu=Nutzniesserprinzip;

o=teilweise;San=Sanierung;Sub=Subvention;V=Verursacherpinzip; o=teilweise
I = Verursacher sind personen, die ein gefährdetes Gebiet besiedeln; 2= Verursacher sind Treibhausgasemittenten .

35 Bezieht sich auf die Umweltbelastung in den Entwicklungsländern (evt. ist eine Aulsplittung in Verschuldung/Umweltbelastung nö-

tis).
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Kompensationstyp
Ausgleich (AG)
Anpassung (AP)
Vermeidunq (V)

Finanzierungsprinzip
Verursacher (V)
Nutzniesser (N)
Gemeinlast (G)

Nutzungs-, Verschm.-
Titel Verursacher m
Regime
nicht geregelt
implizit
leqal
Duldungspflicht Ge-
schädigte
nicht geregelt
implizit
legal

Tab. 1 4: Transfermechanismus und Vertügungsrechte

A = Allokation; AG = Ausgleich; AP = Anpassung; D= Disfibution ;G = Gemeinlasprtnzip; J = Ja;
prinzip; o=teilweise; San=Sanierung;Sub=Subvention; V=Verursacherprtnzip; o=teilweise
1 = Verursacher sind Personen, die ein gefährdetes Gebiet besiedeln; 2= l/sTutsacher sind Treibhausgasemittenten

N= Nein; Nu = Nutzniesser-

s Bezieht sich auf die Umweltbelastung in den Entwicklungsländern (evt. ist eine Aufsplittung in Verschuldung/Umwettbelastung nö-
tis).



öU

Die formale Regelungsdichte bei den Nutzungs- und Verschmutzungsrechten

sowie den Outaungspttichten lässt keinen Schluss über die Wahl des Kom-

pensationsregimes zu. Es ist festzuhalten, dass die Verschmutzungsrechte

etwas besser geregelt sind als die Duldungspflichten. Ungeregelte Reehte

und Pflichten finden sich bei neueren lnstrumenten wie den Swaps und der

Joint lmplementation,

Die Gegenüberstellung von Transfermechanismus und den gewählten

struktureJlen Variablen ,,Verfügungsrechte", ,,Gütertyp" und ,,Rechtsträger"
lässt keine Gesetzmässigkeiten erkennen. Die von uns untersuchten struktu-

rellen Variablen erklären die tatsächliche Ausgestaltung der Transfermecha-

nismen somit nur sehr begrenzt. Das zusammengetragene empirische

Material bestätigt die gewählten Theorieansätze aber insofern, als z. B' den

obigen Daten zu entnehmen ist, dass sich die schädigende Aktivität zu einem

groi""n Teil auf öffentliche oder Mischgüter bezieht. Hingegen finden Kom-

pensationen nur Anwendung, wenn bei den Geschädigten eine Beeinträchti-

gung von privaten Gütern vorliegt (Hypothesen 1 und 4, vgl. Kap. 4)' Das

gteicne giti trlr die Rechtstitel: Die Verschmutzungs- und Nutzungstitel sind

generell besser geregelt als die Duldungspflichten (Hypothesen 2 und 5),

Öaraus ergeben sich aber keine Schlüsse für den Typus des Transferme-

chanismus, und die Hypothesen können weder bestätigt noch widerlegt wer-

den. ln unserer Analyse sind wir zudem davon ausgegangen, dass die Be-

ziehung zwischen Geschädigten und Verursachern Auswirkungen auf den

Regimätyp haben würden. Unsere empirischen Ergebnisse widerlegen diese

AuJgangshypothese und zeigen, dass diese strukturelle Beziehungsgrösse

im pblitischen Prozess neu ausgestaltet werden kann und sich daraus keine

Schlussfolgerungen für ein Kompensationsregime ergeben. Hypothese 3 und

6 können darum weder widerlegt noch veriliziert werden, denn sie beziehen

sich aul Prozessvariablen, die im Rahmen der Sludie nicht erhoben wurden.

Zusammenlassend ist festzuhalten, dass die mit der Auswahl der strukturel-

len Variablen verbundenen Theorieelemente teilweise Erklärungen für die

Ausgestaltung der Transfermechanismen liefern können, ein unmittelbarer

Zusämmenhang zwischen strukturellen Grössen und tatsächlicher Ausge-

staltung aber nicht zu erkennen ist.
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8. International vergleichende Analyse
der Entstehungsbedingungen von
I nternal isieru n gsreg i men

Wie bereits in der Einleitung erwähnt, handelt sich bei der vorliegenden Ana-
lyse um eine vorstudie, die Konzepte für eine vertiette Hauptstudie liefern
sollte. Als wichtiges Resultat unserer interdisziplinären Arbeiten zu Kompen-
sationsregimen ist festzuhalten, dass die vertiefte Analyse den Variablen-
kranz ausweiten muss. Neben den strukturellen Grössen müssen zusätzlich
Prozesselemente berücksichtigt werden. Künftige studien zu Entstehungs-
bedingungen mehr oder weniger verursacherbezogener Kompensationsre-
gime müssen neben den strukturellen Variablen (tertiäre unabhängige Varia-
blen) auch das davon teilweise unabhängige Kräfteverhältnis unter den am
Regimebildungsprozess beteiligten Akteuren der Verursacher, der Geschä-
digten und der verschiedenen staatlichen Behörden (sekundäre unabhängige
Variablen) einbeziehen. Zu berücksichtigen ist ausserdem die aus oem pötiti-
schen Prozess resultierende, vom Kräfteverhältnis unter den Akteuren
wiederum teilweise unabhängige konsentierte wirkungskette (primäre unab-
hängige Variable) als mögliche Erklärung für die schliesslich in Kraft gesetz-
ten Kompensationsregime, die im Vergleich von Raum (interkantonal, inter-
national) und Zeit variieren können. Ein weiteres wichtiges Resultat stellt die
Konzentration auf sogenannte lnternalisierungsregime dar: so soll danach
gefragt werden, wie die institutionellen Faktoren ausgestaltet werden können,
damit die möglichen Folgen der Klimaänderung überhaupt verhindert wür-
den.
wir stellen im folgenden das erweiterte Forschungsdesign (Kap. 8.1.) vor und
zeigen mit Kap. 8.2., welche zusätzlichen Fragestellungen mit einem erwei-
terten Forschun gsdesi gn beantwortet werden kön nen.

8.1. Neues Forschungsdesign

Die Vorstudie hat insofern einen geringen positiven Ertrag erbracht, als sie
keine der sechs zentralen Hypothesen zum Zusammenhang zwischen den
drei untersuchten strukturellen variablen (Rechtsträger, Gütertyp, Rechtstitel)
und der Verursacherbezogenheit des Transfermechanismus vollumfänglich
bestätigte, Das liegt u. E. nicht daran, dass diese variablen lalsch ausge-
wählt worden wären. Auch trifft nicht zu, dass die Hypothesen zum Zusam-
menhang zwischen ihren jeweiligen Ausprägungen und einer mehr oder
weniger konsequenten Anwendung des verursacherprinzips an sich falsch
gewesen wären. Denn es gibt kaum plausible Argumente dafür, dass die Art
der Rechtsträger, der jeweilige Gütertyp oder der vor der Regimebildung
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vorliegende Nutzungstitel an sich keinen Einfluss darauf nehmen, ob in

einem bestimmten Gebiet aufgrund struktureller Vorbedingungen eine An-

wendung des Verursacherprinzips mehr oder weniger naheliegend erscheint.

Es spricht daher vorläufig nichts dagegen, entlang dieser drei Strukturvaria-
blen verursacherprinzipfreundliche und verursacherprinzipfeindliche Aus-

gangssituationen zu identifizieren und dabei die in den sechs Hypothesen
postulierten Grundannahmen zu überprülen.
Keine empirische Evidenz besteht indessen dafür, dass spezifische Merk-

malsausprägungen bei den strukturellen Variablen schliesslich auch zu

einem entsprechenden Regime führen. Die Studie hat eher die gegenteilige

Annahme plausibel gemacht: Die konkrete Regimewahl kann modifizierend

auf die vor dem Regime gegebenen strukturellen Merkmale zurückwirken. ln
diesem Sinne kann sie etwa Nutzungsrechte oder Duldungspflichten sowie
Verursacher- und Geschädigtengruppen präziser definieren und damit zu

einer Neuumschreibung der Variablen Rechtsträger oder Nutzungstitel
führen. Solche Verschiebungen konnte die Studie nachweisen. Die Unter-

suchung hat aber auch plausibel gemacht, dass sich die strukturellen Varia-

blen nicht unbedingt direk aul die Regimewahl auswirken, weil letztere in

einem politischen Prozess erfolgt, der ggf. zu Ergebnissen führt, die in deutli-

chem Widerspruch mit den Strukturvariablen stehen können. So mögen etwa

im Falle der landwirtschaftlichen Düngung und den daraus resultierenden
Gewässerbelastungen Gütertypen", Rechtsträger" oder Nutzungstitel'n als

verursacherprinzipfreundlich gelten; trotzdem setzt sich im politischen Pro-

zess das Gemeinlast- oder gar das Nutzniesserprinzip durch.
Wie aus anderen Politikbereichen bekannt ist, können sich in öffentlichen
Politiken und damit auch in Regimebildungsprozessen, die als Teil öffentli-

cher Politiken anzusehen sind, mitunter Lösungen durchsetzen, die in Wider-

spruch stehen zu (günstigen oder ungünstigen) strukturellen Variablen im

Vorfeld der jeweiligen Politik. Das lnteresse einer vertieften Studie muss

daher nicht nur jenen Regimen gelten, die sich im politischen Prozess in Ein-

klang mit den verursacherprinzipfreundlichen oder -feindlichen Struktur-

merkmalen herausgebildet haben. Zu untersuchen sind vielmehr auch jene

Regime, die infolge des politischen Prozesses schliesslich in Gegensatz zu

den strukturellen Ausgangspositionen entstanden. Die Frage dieser Vorstu-

die,,,welche gesellschaftlichen, ökonomischen und politischen Bedingungen
führen zu verursacherbezogenen Kompensationsregimen?", muss daher in
der Hauptstudie folgendermassen präzisiert und ergänzt werden: ,,Welche
Merkmale des potitischen Hegimebildungsprozesses führen dazu, dass bei

tt Verursacher: privates Gut; Geschädigte: Mischgut oder privates Gut,
tt Verursacher: Gruppe, die nicht identisch ist mit der Gruppe der Geschädigten, mit

dieser aber eine Teilmenge aufweist.
tt Verursacher: nach Gewässerschutzrecht u nzu lässi ge Nutzu ng;

Geschädigte: Aufgrund einer Wasserentnahmekonzession rechtlich geschützte

und damit zulässige Nutzung.
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verursacherprinzipfreundlichen, aber auch bei verursacherprinzipfeindlichen
strukturvariablen verursacherbezogene Regime entstehen?" ln der negativen
Formulierung lautet die Frage: ,,welche Merkmate des potitischen Rbgime-
bildungsprozesses srnd dafür verantvvortlich, dass verursacherprinzipfäindti-
che, aber auch verursacherprinzipfreundtiche strufturmerkmale zu nichtver-
ursacherbezogenen Regimen führen?,,
um diese neue Forschungsfrage zu beantworten, muss die Hauptstudie
klimapolitisch interessante Regime nach einem komplexeren Forschungs-
design untersuchen als diese Vorstudie. sie muss neben den strukturellen
Variablen{ auch das davon teilweise unabhängige Kräfteverhältnis unter den
am Regimebildungsprozess beteiligten Akteuren berücksichtigen: es sind
dies die Verursacher, die Geschädigten und verschiedene staatliche Behör-
denot.

Zur Erklärung der unterschiedlichen Regime interessieren weiter die aus dem
politischen Prozess resultierenden, vom Kräfteverhältnis unter den Akteuren
wiederum teilweise unabhängigen konsentierten wirkungsketten (neu: primä-
re unabhängige variablen). Die Perzeption von wirkungsketten dürfte
wiederum abhängig sein von wissenschaftlichen Erkenntnissen sowie von
der räumlichen und zeitlichen Dimensionen der envarteten Auswirkungen
oder Schäden.
Ausserdem hat die Anwendung unserer Erkenntnisse auf die Klimapolitik
gezeigt, dass zumindest für die schweizerischen Verhältnisse wohl kaum
neue Kompensationsregime zu empfehlen sind. lm sinne einer öffnung der
Forschungsfrage soll sich die Hauptstudie daher nicht auf Kompensationsre-
gime im engeren sinne beschränken, sondern ganz allgemein tnternalisie-
rungsregimq untersuchen, die neben Kompensations- auch Besteuerungsre-
gime umfassen.

Aus diesen zwei Postulaten resultiert das in Abbildung 5 wiedergegebene
neue Forschungsdesign.

* 
Neu: tertiäre unabhängige Variablen

" Neu: sekundäre unabhängige Variablen



Abb. 5: Forschungsdesign Hauptstudie
(
.l

tertiäre unabhängige sekundäre unabhängige
Variablen

prlmäre unabhängige
Variablen

abhängige Variable:
= Tranfermechanismus)
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Regimq
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- Aquivalenz
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Parameter
- Allokation
- lnstrumente (lnterven-
tionstiefe und -modus)

- verursacherprinzip-
leindlich konstruierte
Wirkungskette (restriktive
Def. von )

politisch konsentierte
Wirkungskette (Politik-
konzept)

allg- politisches Kräfte-
verhältnis

politisches Kräfteverhältn is
Veru rsacher/G esch ädigte/
Staat

- starke Position der
Geschädigten im polh-
ischen Prozess wegen/
trotz struktureller
Bedingungen

- starke Position der Verur-
sacher im politischen
Prozess wegenltrotz
struktureller Bedingungen

7

\

Bedingungen
er Policy

struktur€lle
im Vorfeld d

verursacherprinzip-
freu ndliche Kom bination
- Gütertyp Verursacher/

Gütertyp Geschädigte
- Rechtsträger Verur-

sacher/
Rechtsträger Geschä-
digte
(inkl. 5 wechselseitige
Verhältnisse)

- Rechtstitel. Verursacher/
Geschädigte

- verursacherprinzip-
feindliche Kom bination

politischepolicyspezifische
Mobilisierung
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8.2. Dimensionen der einzelnen Variablen

lnternalisierungsregime

Die vorstudie hat keine Notwendigkeit gezeigt, die für die umschreibung der
Transfermechanismen ausgewählten Dimensionen zu modifizieren. Als ver-
ursacherbezogene Regime bezeichnen wir jene, die Translers von den ver-
ursachern an die Geschädigten vorsehen, neben distributiven auch allokative
Zielsetzungen verfolgen, schadensvermeidung vor schadensausgleich
bezwecken und das Aquivalenzprinzip sowohr bei den Verursachern als auch
bei den opfern räumlich und zeitlich anwenden. unter den dreizehn unter-
suchten Regimen sind dies gemäss Tabelle 7 am ehesten die Regime Luft,
Fluor, Lärm, wald, die kantonalen Gebäudeversicherungen und der Kohäsi-
onsfonds. Verursacherbezogene klimapolitische Kompensationsregime
müssten gemäss dieser Definition eine starke vermeidungskomponente, eine
starke Beteiligung der Verursacher an der Finanzierung s-owie eine räumliche
und zeitlich Aquivalenz bezüglich der Verursacher unJ der opfer aufweisen.
lnternalisierungsregime, die mit steuern arbeiten, erfüllen je nach Ausge-
staltung diese Kriterien ebenlalls.
Als nichtverursacherbezogen haben demzufolge jene Regime zu gelten, die
den Kompensationstyp Ausgleich, das Transferziel Distribution und den
Finanzierungstyp Nutzniesser bzw. Gemeinlast aufweisen und bezüglich
Verursacher und opfer weder räumlich noch zeitrich das Aquivalenzprlnzip
erfüllen. ln unserem sample sind dies namentlich die Bereiche schlechtwet-
terzulage, Greina, Privatversicherungen und landwirtschaftliche Direktzah-
lungen. sie können eine direke Folge der bestehenden Eigentumsrechte
sein. Externe Etfekte werden dort ausgehend von den bestehenden Nut-
zungsrechten internalisiert, was zu Regimetypen mit Gemeinlast- oder Nutz-
niesserprinzip f ühren kann.

Dimensionen der,,politisch konsentierten Wirkungskette,, (primäre
unabhängige Variable)

Diese variable wurde in der Vorstudie konzeptionell und empirisch nicht
systematisch bearbeitet. Nach der Terminologie der politikanalyse handelt es
sich um das sog. ,,Politikkonzept" (Knoepfel, Bussmann, Varone, 1997,
78ti.), das auf einer empirisch erhebbaren Kausal- und einer wirkungshy-
pothese beruht, die unmittelbar hinter dem gesetzgeberischen programm für
das lnternalisierungsregime stehen. Das politikkonzept lässt sich daher
einerseits dedukiv aus dem Regimeprogramm und indukiv aus den ver-
schiedenen stufen des Politikgenerierungsprozesses und den verschiebun-
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gen zwischen diesen Entscheidungen herleiten. Wie in Kapitel 3 ausführlich

äargelegt, handelt es sich um politisch konstruierte Wahrheiten zu Wirkungs-

kettän, üi" den Zusammenhang zwischen Verursachern (Zielgruppen), schä-

digenden Verhaltensweisen, Schäden (gesellschaftliches Problem) und Ge-

sct'ädigten (Politikbetrotfene) im politischen Prozess thematisieren. Wie oben

ebenfalls ausgeführt, kann die Hypothese über die Kausalität (Verursacher

des gesellschaftlichen Problems) und über die Wirkung (vorhersehbare

Folgen von Verhaltensänderungen bei den Verursachern auf das gesell-

scfraftliche Problem) einen hohen natur' und sozialwissenschaftlichen Plau-

sibilitätsgrad aufweisen; sie muss dies allerdings nicht' Anstelle wissen-

schaftlicher Befunde können nach anderen (religiösen, politischen, ökonomi-

schen etc.) Rationalitäten gebildete Beweisführungen treten. Und das Politik-

konzept kann sich im Laufe der Zeit aufgrund unterschiedlicher Perzeptionen,

Plausibilitätsgrade oder Schadensereignisse verändern'

Angewandt auf lnternalisierungsregime dürften für diese Variable vornehm-

ticn- detaittierte Definitionen der Kausalitätsanforderungen, der Verursacher-

und Geschädigtengruppen, der zu vermeidenden Schäden und des räumli-

chen bzw. zeitlichen Perimeters (Aquivalenzprinzip) sowie der Zielsetzung

des Regimes (Ausgleich versus Vermeidung; Allokation versus Distribution)

von Bedeutung sein.
Ein verursachärprinziplreundliches Politikkonzept schlägt sich unmittelbar in

einer verursacherbezogenen Regelung des Translermechanismus bzw' der

Modalitäten der Kosteninternalisierung (Umschreibung der Steuerpflicht)

nieder. Die Frage ist daher berechtigt, weshalb wir das Politikkonzept als

primäre unabhängige Variable und nicht direkt als abhängige Variable konzi-

pieren. ln der Tat wäre die Gleichsetzung zwischen der Art des Regimes und

b"" ihm zugrundeliegenden, mehr oder weniger verursacherprinzip-

freundlichen Politikkonzepts konzeptionell möglich; sie würde zusätzlich zu

einer Vereinfachung des Designs führen, Der Grund, weshalb wir die beiden
phänomene trotzdem auf zwei Variablen aufteilen, liegt in der unterschiedli'

chen zeitlichen Dauerhaftigkeit und Zurechenbarkeit zu einzelnen Akteuren

begründet: Die politisch konsentierte Wirkungskette kann sich etwa aufgrund

neüer wissenschaftlicher Erkenntnisse schrittweise verändern, ohne dass

sich diese Veränderungen bereits in einem Regimewechsel niederschlagen.

Und diese Veränderung lässt sich besser abbilden in veränderten Akteurkon-

stellationen als in einem Regimewechsel, der zwar aul veränderte Mehrheits-

und Minderheitsgruppen hinweist, in der Regel indessen die Nachzeichnung

erfolgter Positionsveränderungen bestimmter Akteurgruppen kaum ermög-

ticht. Die Variable Politikkonzept ermöglicht indessen eine derartige Auf-

schlüsselung von Positionsveränderungen nach Akteuren.

lm überarbeiteten Design beschreiben wir grob die beiden Extrempositionen

von verursacherprinzipfreundlich und verursacherprinzipfeindlich konstruier-

ten Wirkungsketten.
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Dimensionen der Variable,,politisches Kräfteverhältnis Verursa-
cher/Geschädigte/Staat" (sekundäre unabhängige Variablen)

Eine Dimension dieser variablen figurierte bereits im Design der vorstudie
unter den Auswahlkriterien für die zu analysierenden Kompensationsregime.
Es ist dies das Kräfteverhältnis zwischen Geschädigten und Verursachern,
das sich entlang der fünf rypen möglicher strukturen im Verhältnis zwischen
Verursachern und Geschädigten kategorisieren lässt (vgl. oben Kapitel 2). lm
Laufe der Vorstudie hat sich indessen gezeigt, dass damit nicht eine Varianz
im politischen Kräfteverhältnis, sondern in den strukturellen Regimebe-
dingungen abgebildet wird, da es sich um objektive, dem Regimebildungs-
prozess vorgelagerte Bestimmungsfaktoren handelt. wir haben sie dement-
sprechend auch in die strukturvariablen eingearbeitet (Dimension: Rechts-
träger), Mit dieser konzeptionellen operation, die sich nahflos einfügt in die
Konzentration der vorliegenden Studie auf Strukturvariablen, hat die Studien-
gruppe bewusst Abschied genommen von der zentralen Bestimmungsgrösse
der Generierung öffentlicher Politiken, die bekannilich im politischen Kräfte-
verhältnis zwischen den beteiligten Akteuren liegt. ln der wiedereinführung
dieser Variable als der unmittelbaren Erklärungsgrösse für ein mehr oder
weniger verursacherprinzipfreundliches politikkonzept liegt der wichtigste
erhofte Erkenntnisgewinn der Hauptstudie gegenüber dieser vorstudie.
Entsprechend der allgemeinen Politikanalyse und ihrer Anwendung auf die
Umweltpolitik lässt sich dieses Kräfteverhältnis konzipieren als ein Dreiecks-
verhältnis zwischen der Gruppe der potentiellen verursacher und damit der
kompensations- oder steuerpflichtigen schadensverursacher (allgemein:
Zielgruppen), der Gruppe der von den Handlungen dieser Zielgruppen
potentiell Geschädigten (allgemein: Politikbetroffene) und den staatlichen
Akteuren, die infolge ihres Pflichtenhefts als Konstrukteure eines potentiellen
lnternalisierungsregimes in Frage kommen. Rund um jeden dieser drei
Kernakeure bilden sich mehr oder weniger umfangreiche Akteurkoalitionen,
die sich zusammensetzen aus einzelnen lndividuenot, Berufs- und lnteres-
senverbänden aller Art und/oder politischen Parteien. Das relative Gewicht
dieser drei Gruppen und ihr wechselseitiges Kräfteverhältnis wird durch auf-
addierte politische, wirtschaftliche, rechtliche etc. Ressourcen bestimmt.
varianzen in diesem Kräfteverhältnis führen erfahrungsgemäss zu unter-
schiedlich verursacherprinzipfreundlichen politikkonzepten. so kann es po-
tenten Verursachergruppen unter der Bedingung einer schwachen Geschä-
digten- und staatskoalition gelingen, eine wissenschatflich durchaus plausibi-
lisierte Kausalitätshypothese aus der welt zu schatfen, oder gar in ihr Ge-
genteil umzukehren.*

o' z. B. cor-intensive Grossbetriebe bei den Verursachern; Grossbetriebe aus der
Tourismusbranche in schneegefährdeten Gebieten,* 
Verursacher der Schäden des landwirtschaftlichen Kompensationsregimes sind
die Nutzniesser, die durch ihre ökologischen Forderungen Einkommenseinbussen
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Die ldentifikation der entsprechenden Akteurkoalitionen und die Bestimmung

des sich raumzeitlich verändernden Kräfteverhältnisses im erwähnten Drei-

eck soll in der Hauptstudie nach Massgabe bewährter Dimensionen der

Politikanalyse erfolgen. ln jedem Regime werden sich unterschiedliche

Akteure finden, die mehr oder weniger signifikant das allgemeine politische

Kräfteverhältnis eines Landes widerspiegeln. Allerdings sind regimespezifi-

sche Varianzen zu erwarten, Diese letzteren dürften nicht zuletzt auch die in

der Vorstudie untersuchten strukturellen Regimevariablen mitabbilden.

Nach den obigen Ausführungen ist vor vorschnellen Schlüssen aus dem poli-

tischen KräftÄverhältnis auf diese Strukturvariablen indessen zu warnen.

Strukturellschwach geschützte lnteressen (beispielsweise Geschädigte ohne

Eigentums- oder Nutzungsrechte) können im politischen Prozess über stär-

keie Positionen verfügen als strukturell starke Verursacherpositionen (mit

ausgewiesenen Nutzungsrechten). Die Geschichte der Umweltpolitik lehrt,

dasi bei entsprechender politischer Mobilisierung strukturell schwach

geschützte Geschädigtenpositionen durchaus eine Chance haben, im politi-

ichen Raum über stärkere Positionen zu verfügen als strukturell gut abgesi-

cherte Verursacherinteressen. Pointiert lässt sich sogar lür die Umwelt-

schutzpolitik gleichermassen wie für viele andere Schutzpolitiken sagen, dass

die Essenz dieser Politiken in der sukzessiven Uberwindung struktureller

Politikdeterminanten durch politische Mobilisierung strukturell schwach ver-

bürgter Geschädigteninteressen gesehen werden kann.

Stru kturvariablen (,,tertiäre Variablen")

Die Vorstudie gibt keinen Anlass, lür die Hauptstudie Anderungen im Bereich

der Strukturvariablen vorzunehmen. Wir können daher auf die Ausführungen

zu den Themen Rechtsträger, Gütertyp und Rechtstitel für die Nutzungs-

aktivitäten und die entsprechenden Operationalisierungen aus der hier

zusammengefassten Vorstudie zurückgreifen. Die sechs im Zusammenhang

mit diesen Variablen entwickelten Hypothesen (vgl. Kap. 4). sollen in der

Hauptstudie insoweit Verwendung finden, als sie angeben, welche Ausprä-

gungsmerkmale dieser drei Dimensionen für verursacherprinzipfreundliche

bzw. verursacherprinzipfeindliche strukturelle Bedingungen von lnternalisie-

rungsregimen anzusehen sind. Obwohl die Vorstudie nur eine geringe empi-

rische Evidenz für das Durchschlagen dieser strukturellen Variablen auf die

schliesslich gewählten Regime erbrachte, hat sie umgekehrt ebenfalls nicht

schlüssig widerlegt, dass diese drei Dimensionen und die jeweils postulierten

bei den Landwirten bewirken; Verursacher der ,,Schäden" des Wassernutzungs-

regimes sind die Landschaftsschützer, die durch ihre lntervention zugunsten der

Erhaltung der Landschaft den Standortgemeinden einen wirtschaftlichen Nachteil

zufügen, der in der Nichtnutzung des Gewässers besteht (erfolgreiche lnfrage-

stellung der Treibhausgashypothese etc.)'
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Merkmalsausprägungen nicht plausible Affinitäten zum verursacherprinzip
autweisen. wir gehen daher davon aus, dass verursacherprinzipfreundlichere
Strukturmerkmale dann vorliegen,

1. wenn sich die schädigung auf ein privates Gut (und nicht auf ein Mischgut
oder gar ein ötfentliches Gut) des Geschädigten auswirkt.

2. wenn die beeinträchtigte Aktivität des Geschädigten durch klare Rechts-
titel geschützt ist.

3. wenn es sich bei den Geschädigten um klar abgrenzbare Gruppen
handelt, die organisiert sind und sich im politischen prozess artikulieren
können.

4. wenn die schädigenden Aktivitäten auf der Nutzung privater Güter beru-
hen.

5, wenn die schädigenden Aktivitäten einen schwachen, rechflich nicht ge-
schützten status aufweisen und keine expliziten schädigungsrechte vor-
liegen.

6. wenn es sich bei den Verursachern um eine klar identifizierbare Gruppe
handelt, die ihre lnteressen im politischen prozess schlecht durchsetzen
kann.

ln den umgekehrten Fällen gehen wir von verursacherprinzipfeindlichen
Strukturvariablen aus.
Vorerst unabhängig von der Art des seitens des Verursachers oder des
schädigers involvierten Gutes, ist ausserdem anzunehmen, dass eine höhe-
re Affinität zu einer konsequenten Anwendung des Verursacherprinzips
gegeben ist, wenn das betreffende Gut eine knappe und nicht beliebig
vermehrbare natürliche Ressouree darstellt. An dieser Stelle besteht ein
grundlegender Bezug zwischen der generellen Debatte zu lnternalisierungs-
regimen und jener zu ökologischen Knappheitsregimen, die gegenwärtig im
Zusammenhang mit dem ökologischen Nachhaltigkeitsprinzip geführt wird.
Dieser Brückenschlag lässt sich sowohl in der praxis (stabiles Klima als
knapper werdendes ötlentliches Gut; Biodiversität etc. und lnternalisierungs-
strategien zu deren Schutz) und auch in der Theorie nachzeichnen.
ln der Hauptstudie ist damit auch der Frage nachzugehen, inwieweit die irre-
versible zunehmende verknappung der verursacher- und geschädigtenseits
involvierten Güter für die Regimegänerierung (aus der sichi der Akeure und
damit auf der Ebene ihrer Politikkonzepte) von Bedeutung ist. Es ist ausser-
dem zu überprüfen, inwiefern sich Gütertyp 1üue*urrrung in private Eigen-
tumsrechte etc.) und Rechtstitel aufgrund sich aufdrängender knappheitsre-
gime (2. B. Trinkwasser in Trockenperioden etc.) verändern. Das bedeutet,
dass sich unter den untersuchten lnternalisierungsregimen solche finden
sollten, bei denen zumindest aul einer seite (verursacnär oder Geschädigte)
knappe natürliche Ressourcen im spiel sind. lnwieweit sich strukturelle
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Variablen über grössere Zeiträume auf die Regime durchschlagen, ist eben-

falls zu überprüfen

Die Erweiterung oder Anreicherung des Untersuchungsdesigns könnte erklä-

ren, warum.die Ausgestaltung des Regimes z. B. im Bereich der Joint lmple-

mentation, der Landwirtschaft oder der Greina die eine oder andere Form

angenommen hat. Die Kornbination der verschiedenen Erklärungsgrössen

dürfte für die tatsächliche Ausgestaltung der Regime verantwortlich sein'
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